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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Westbahnho f“,           WI 83 
Stadtgebiet zwischen Hugo-Luther-Straße, A 391, Münchenstraße und Kleingärten 
 
Behandlung der Stellungnahmen, Satzungsbeschluss 
 
 
 
„1.  Die während der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB und § 4 a (3) BauGB 

sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB und 
gemäß § 4 a (3) BauGB eingegangenen Stellungnahmen sind entsprechend den Vor-
schlägen der Verwaltung gemäß den Anlagen 6 – 9 zu behandeln. 

 
2. Der Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Westbahnhof“, WI 83, wird in der während 

der Sitzung ausgehängten Fassung gemäß § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. 
 
3. Die zugehörige Begründung mit Umweltbericht wird beschlossen.“ 
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Planungsbeschluss und Planungsziel:  
 
Am 18. November 2008 fasste der Verwaltungsausschuss den Beschluss, für das Stadtgebiet 
zwischen Hugo-Luther-Straße, A 391, Münchenstraße und Kleingärten den Bebauungsplan mit 
Gestaltungsvorschrift „Westbahnhof“, WI 83, aufzustellen. Der Bereich liegt im Sanierungsge-
biet „Westliches Ringgebiet – Soziale Stadt“ und wurde zusätzlich in das Förderprogramm EF-
RE (Europäischer Fonds für  Regionale Entwicklung) aufgenommen. Damit stehen finanzielle 
Mittel zur Umsetzung der Sanierungsziele zur Verfügung. 
 
Am 22. Juni 2010 beschloss der Rat der Stadt Braunschweig für das Plangebiet die Sanie-
rungsziele. Insbesondere wurde als Sanierungsziel beschlossen, die künftige Anbindung der 
Gewerbegebiete an die Münchenstraße über Broitzemer Straße und Pippelweg vorzusehen. 
Der Bebauungsplan schafft die planungsrechtliche Grundlage für die Umsetzung und Konkreti-
sierung dieser Sanierungsziele.  
 
Als Planungs- und Sanierungsziele sind zu nennen: 
 
• Schaffung von attraktiven Freiflächen und Grünverbindungen mit integrierten Freizeitangebo-

ten für verschiedene Bevölkerungsgruppen, 
 

• Neubau von Straßen einschl. der Erneuerung der leitungsgebundenen Ver- und Entsorgung 
mit dem Ziel der Entwicklung der Gewerbegebiete, 
 

• Führung des Gewerbeverkehrs über Broitzemer Straße und Pippelweg an die Münchenstra-
ße zur Schaffung einer verbesserten Anbindung an das übergeordnete Straßennetz und zur 
Entlastung der Wohnbebauung an der Hugo-Luther-Straße, 
 

• Umsetzung der Ziele des Zentrenkonzeptes Einzelhandel durch weitgehenden Ausschluss 
von Einzelhandel in den Gewerbegebieten. 

 
Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffen tlicher Belange gemäß § 4 (2) 
BauGB und sonstiger Stellen  
 
Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 8. Febr. bis 5. März 2010 durchgeführt. 
 
Wesentliche Ergebnisse: Die Industrie- und Handelskammer spricht sich für eine Anbindung der 
Gewerbegebiete an die Münchenstraße über das Gelände der Gartenkolonie Westbahnhof aus. 
Mit dem Ratsbeschluss über die Sanierungsziele und die Erschließung am 22. Juni 2010 wurde 
diese Lösung jedoch verworfen. 
 
Die Stellungnahmen sind in der Anlage 8 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen. 
 
Erneute Beteiligung der Behörden gemäß § 4 a (3) Ba uGB 
 
Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 27. Aug. bis 4. Okt. 2010 durchgeführt. 
 
Wesentliche Ergebnisse: Die Industrie- und Handelskammer spricht sich für eine Erhöhung der 
zulässigen Lärmemissionen der Betriebe aus. 
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Die Stellungnahme ist in der Anlage 9 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem Vor-
schlag der Verwaltung versehen. 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB  
 
Am 24. Aug. 2010 wurde die öffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss beschlossen 
und in der Zeit vom 3. Sept. bis 4. Okt. 2010 durchgeführt. 
 
Wesentliche Ergebnisse: Es meldeten sich im Wesentlichen betroffene Grundstückseigentümer 
zu Wort zu Einzelheiten der Festsetzungen. Eine Stellungnahme bezog sich auf die Gestaltung 
und Nutzung der öffentlichen Grünflächen und damit auch die Phase der Ausführungsplanung. 
Auf Grund der Stellungnahmen wurden einige kleinere Änderungen im Bebauungsplan und in 
der Begründung vorgenommen (siehe unten). 
 
Die Stellungnahmen sind in der Anlage 6 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen. 
 
Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 4 a (3) BauGB  
 
Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 20. Okt. bis 8. Nov. 2010 durchgeführt. 
 
Die Stellungnahmen sind in der Anlage 7 aufgeführt und mit einer Stellungnahme und einem 
Vorschlag der Verwaltung versehen. 
 
Planänderungen nach dem Auslegungsbeschluss  
 
• Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 4 (zwischen Verlängerung der Büchnerstraße und 

Straße Westbahnhof) ist auf Grund der Stellungnahme Nr. 5 (siehe Anlage 6) entfallen. Be-
bauungsplan, textliche Festsetzungen und Begründung sind entsprechend angepasst wor-
den. 
 

• Die öffentliche Grünfläche  4  wurde im Abschnitt zwischen den Grundstücken Büchners-
traße 19 und Büchnerstraße 17 von 10,00 m auf 7,00 m Breite reduziert (siehe Stellung-
nahme Nr. 5). 
 

• Die Begründung wurde an einigen Stellen ergänzt bzw. aktualisiert (Seiten 48, 58, 59, 63, 
66). 

 
 
Empfehlung  
 
Die Verwaltung empfiehlt, die in den Anlagen 6 – 9 aufgeführten Stellungnahmen den Vor-
schlägen der Verwaltung entsprechend zu behandeln und den Bebauungsplan mit Gestaltungs-
vorschrift „Westbahnhof“, WI 83, als Satzung sowie die Begründung mit Umweltbericht zu be-
schließen. 
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Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage: 
 
Anlage 1: Übersichtskarte 
Anlage 2: Nutzungsbeispiel 
Anlage 3 a: Zeichnerische Festsetzungen 
Anlage 3 b: Planzeichenerklärung 
Anlage 4: Textliche Festsetzungen und Hinweise 
Anlage 5: Begründung mit Umweltbericht 
Anlage 6: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß   

§ 3 (2) BauGB 
Anlage 7: Behandlung der Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der Öffentlichkeit 

gemäß § 4 a (3) BauGB 
Anlage 8: Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden gemäß § 4 (2) 

BauGB und sonstiger Stellen 
Anlage 9: Behandlung der Stellungnahmen aus der erneuten Beteiligung der Behörden 
 gemäß § 4 a (3) BauGB und sonstiger Stellen 
 
I. A. 
 
gez. 
 
Leuer 
 
 
 
 

























 


 


 
 Anlage 4 
 Stand: 02. Nov. 2010 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Westbahnhof WI 83 
Textliche Festsetzungen und Hinweise 
 
 
 
A Städtebau 


gemäß § 1 a und § 9 BauGB 
 
 
I Art der baulichen Nutzung 
 
1. In den Gewerbegebieten GE 1 – GE 4 sind 


folgende Nutzungen zulässig: 
 
- Gewerbebetriebe aller Art, soweit nicht 


unter A I 2. bis I 4. abweichend geregelt, 
 


- Lagerhäuser, Lagerplätze, öffentliche Be-
triebe 
 


- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsge-
bäude, 
 


- Anlagen für sportliche Zwecke, 
 


- Kioske. 
 


2. In den Gewerbegebieten GE 1 – GE 4 sind 
folgende Nutzungen ausnahmsweise zuläs-
sig: 
 
- Schank- und Speisewirtschaften, soweit 


sie der Versorgung des Gebietes dienen, 
 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 


und gesundheitliche Zwecke, 
 
- je Betrieb eine Wohnung für Aufsichts- 


und Bereitschaftspersonen oder für Be-
triebsinhaber und Betriebsleiter, die dem 
Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm ge-
genüber in Grundfläche und Baumasse 
deutlich untergeordnet ist. Dabei sind auf 
dem Grundstück Westbahnhof 6 ein 
Nutzpflanzenanbau und Kinderspielflä-
chen unzulässig. 
 
In den Gewerbegebieten GE 1 und GE 2 
muss die Wohnung in den gewerblichen 
Hauptbaukörper integriert sein. 
 


- Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen und 
-zubehör, jedoch nur in Verbindung mit 
einer Kfz-Werkstatt und gegenüber der 
Werkstattnutzung untergeordnet, 
 


- Verkaufs- und/oder Ausstellungsflächen, 
die in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der am Standort erfolgenden Herstellung 
oder Weiterverarbeitung von Waren und 


Gütern stehen. 
Sie müssen in eine bauliche Anlage inte-
griert sein, die mit der gewerblichen Her-
stellung, Weiterverarbeitung oder Dienst-
leistung im Zusammenhang steht und 
dieser gegenüber von untergeordneter 
Größe sein. Nicht zulässig ist dabei der 
Verkauf folgender Sortimente: 
- Lebensmittel und Getränke, 
- Spielwaren, Literatur und Schreibwa-


ren, 
- Radio- und TV-Geräte, 
- Unterhaltungselektronik und Compu-


ter, 
- Fotoartikel und optische Geräte, 
- Uhren und Schmuck, 
- Bekleidung, Schuhe und Lederwaren, 
- Drogerieartikel (Körper- und Haus-


haltspflegemittel), 
- Haushaltsgeräte und –waren, 
- Fahrräder. 
 


3. In den Gewerbegebieten GE 1 sind folgende 
Nutzungen unzulässig: 
 
- Vergnügungsstätten, Bordelle und bor-


dellähnliche Betrieb sowie Wohnungs-
prostitution, 
 


- Einzelhandelsbetriebe, die über die unter 
A I 2. genannten Einzelhandelsbetriebe 
hinausgehen, 
 


- Tankstellen. 
 


4. In den Gewerbegebieten GE 2 – GE 4 sind 
folgende Nutzungen unzulässig: 
 
- Vergnügungsstätten, Bordelle und bordell-


ähnliche Betriebe sowie Wohnungsprostitu-
tion, 


- Einzelhandelsbetriebe, die über die unter 
A I 2. genannten Einzelhandelsbetriebe 
hinausgehen, 


- Speditionen, 
- Tankstellen, 
- Betriebe der Schrott- und Altmaterialverwer-


tung. 
 


5. Allgemeines Wohngebiet WA 
 
Im Allgemeinen Wohngebiet WA sind folgen-
de Nutzungen unzulässig: 
 
- Gartenbaubetriebe, 
- Tankstellen. 
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II Maß der baulichen Nutzung, Höhe baulicher 
Anlagen  


 
1. Die maximal zulässige Höhe der baulichen 


Anlagen darf ausnahmsweise von techni-
schen Anlagen, wie z. B. Schornsteinen, 
Fahrstuhlaufbauten und Lüftungsanlagen 
überschritten werden, soweit die Überschrei-
tung nicht mehr als 3,00 m beträgt und sich 
auf einen untergeordneten Teil der Grundflä-
che beschränkt. 


 
2. Bezugspunkt für die Höhenangaben ist die 


Höhenlage der nächstgelegenen öffentlichen 
Verkehrsfläche an dem Punkt der Straßen-
begrenzungslinie, der der Mitte der der Stra-
ße zugewandten Gebäudeseite am nächsten 
liegt. Dabei werden die A 391 und die Mün-
chenstraße nicht als nächstgelegene öffentli-
che Verkehrsfläche im Sinne dieser Festset-
zung berücksichtigt. 
 
Steigt oder fällt das Gelände vom Bezugs-
punkt zur Mitte der straßenseitigen Gebäude-
seite, so ist die Normalhöhe um das Maß der 
natürlichen Steigung oder des Gefälles zu 
verändern. 
 
 


III Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise 
 
1. Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-


chen sind auch Baukörper mit einer Länge 
über 50,00 m zulässig. 


 
2. Die Baugrenzen entlang der Bauverbotszo-


nen dürfen nur mit Zustimmung der Landes-
behörden für Straßenbau ausnahmsweise 
überschritten werden (siehe nachrichtliche 
Übernahme 1.). Außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sind jedoch Werbeanla-
gen unzulässig (siehe B II 2.). 
 
 


IV Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
 
 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der 


Anlieger. 
 
 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der 


Anlieger und der Träger der Ver- und Entsor-
gung. 


 
 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten des 


Trägers der Stromversorgung. 
 


 
V Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen 


Umwelteinwirkungen 
 
1 Lärmpegelbereiche 


 
1.1 In den Gewerbegebieten GE 1 – GE 4 sind 


passive Schallschutzmaßnahmen für Aufent-
haltsräume nach den Bestimmungen für die 
im Bebauungsplan festgesetzten Lärmpegel-
bereiche (LPB) gemäß DIN 4109 „Schall-
schutz im Hochbau“ durchzuführen. 
 
Für Schlafräume und Kinderzimmer sind 
schallgedämmte Lüftungsöffnungen gemäß 
VDI 2719 vorzusehen. 
 


1.2 Von den Festsetzungen unter 1.1 kann ganz 
oder teilweise abgesehen werden, wenn 
nachgewiesen wird, dass der erforderliche 
Schallschutz auf andere Weise gewährleistet 
ist. Der Nachweis kann auf der Grundlage ei-
ner Einzelfallberechnung gemäß VDI-
Richtlinie 2719 „Schalldämmung von Fens-
tern“ und deren Zusatzeinrichtungen“ unter 
Berücksichtigung des Geschosses, der 
Grundrissorganisation und der Anordnung 
auf dem Baugrundstück erfolgen. 
 


2. Emissionsbeschränkungen 
 
2.1 Die Gewerbegebiete sind hinsichtlich der 


zulässigen Schallemissionen gemäß § 1 Abs. 
4 BauNVO gegliedert. Betriebe dürfen die je-
weiligen immissionsrelevanten flächenbezo-
genen Schallleistungspegel (IFSP) gemäß 
den zeichnerischen Festsetzungen nicht 
überschreiten. 
 
Die Berechnung der aus den festgesetzten 
flächenbezogenen Schallleistungspegeln re-
sultierenden Immissionswerte Ll ist gemäß 
Nr. 7.3.2 der ISO 9613-2 nach dem alternati-
ven Verfahren für eine Mittenfrequenz  
f = 500 Hz und eine mittlere Quellhöhe  
hQ = 3 m über GOK durchzuführen. 


 
3. Von den festgesetzten immissionsrelevanten 


flächenbezogenen Schallleistungspegeln 
(IFSP) kann ausnahmsweise abgewichen 
werden, wenn 
 
- die freie Schallausbreitung durch ausrei-


chende aktive Lärmschutzmaßnahmen 
wie Lärmschutzbebauung oder Lärm-
schutzwand dauerhaft eingeschränkt wird 
oder 


- ein Ausgleich aufgrund innerer Absorpti-
on, Streuung oder Abschirmung herge-
stellt wird, soweit dieser dauerhaft ist. 


 
In beiden genannten Fällen ist durch ein 
schalltechnisches Gutachten gemäß DIN 
ISO 9613-2 der Nachweis zu erbringen, dass 
durch die geplanten aktiven Lärmschutzmaß-
nahmen die jeweils festgesetzten immissi-
onsrelevanten flächenbezogenen Schallleis-
tungspegel in ihrer Gesamtwirkung nicht 
überschritten werden. 
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4. Innerhalb der festgesetzten Fläche für be-
sondere Anlagen des Immissionsschutzes ist 
eine Lärmschutzanlage in einer Höhe von 
mind. 3,00 m anzulegen. Wird die Lärm-
schutzanlage als Wand errichtet, so muss ein 
bewertetes Schalldämmmaß von – 25 dB(A) 
erreicht werden. 


 
 
VI Grünordnung 
 
1. Erhaltung von Gehölzen 
 
1.1 Der festgesetzte zu erhaltende Baum ist 


durch geeignete Maßnahmen zu schützen, zu 
pflegen und auf Dauer zu erhalten.  


 
1.2 Der vorhandene Gehölzbestand innerhalb der 


Flächen für die Erhaltung von Pflanzen ist 
dauerhaft zu erhalten und durch Nachpflan-
zungen als geschlossener Bestand aus mit-
tel- und großkronigen Laubbäumen und 
Sträuchern zu entwickeln. Abgänge sind 
gleichwertig spätestens in der folgenden 
Pflanzperiode nachzupflanzen. 


 
2. Private Flächen 
 
 Die Festsetzungen zur Begrünung privater 


Flächen gelten nur für die Gewerbegebiete 
GE 1 – GE 4. 


 
2.1 Mind. 10 % der Grundstücksflächen sind zu 


begrünen: Je angefangene zu begrünende 
100 m² sind ein mind. mittelkroniger Laub-
baum und 5 Sträucher zu pflanzen. 
 
Hierauf anrechenbar sind: 
 
− die Flächen für Anpflanzungen gemäß VI 


2.2. Die anrechenbare Einzelfläche muss 
dabei eine Mindestgröße von 50 m² und 
eine Mindestbreite von 3,00 m aufwei-
sen; 


− die private Grünfläche „Abstandsgrün“,  
− die gemäß VI 2.2 bis 2.4 anzupflanzen-


den Bäume, 
 


2.2 In den Flächen für Anpflanzungen  1  und  
 2  sind vollflächig standortgerechte Sträu-
cher im Pflanzabstand von 1,00 m zu pflan-
zen. Die Flächen dürfen für eine Ein- oder 
Ausfahrt je Grundstück auf einer Länge bis 
zu 10,00 m unterbrochen werden. 


 
In den Flächen für Anpflanzungen  1   sind 
zusätzlich je angefangene 10,0 lfdm. Grund-
stücksgrenze ein großkroniger Laubbaum zu 
pflanzen. 
 


2.3 In der privaten Grünfläche mit der Zweckbe-
stimmung „Abstandsgrün“ sind in einem Re-
gelabstand von 8,00 m mittelkronige Laub-
bäume zu pflanzen. Auf mindestens 30 % der 
Fläche ist eine dichte Strauchpflanzung her-
zustellen. Ein Nutzpflanzenanbau bzw. eine 
Kinderspielfläche ist nur ausnahmsweise zu-
lässig, wenn ein Auftrag durch unbelasteten 
Boden in einer Mächtigkeit von mindestens 
0,60 m durchgeführt wurde. 
 


2.4 Auf neu zu errichtenden Stellplatzanlagen mit 
mind. 6 Stellplätzen ist je 6 Stellplätze ein 
mind. mittelkroniger Laubbaum zu pflanzen. 
Die Baumstandorte sind bei Anlagen mit 
mehr als 10 Stellplätzen als gliedernde Ele-
mente in die Stellplatzanlage zu integrieren. 


 
3. Öffentliche Verkehrsflächen 


 
Die Parkstreifen in der Büchnerstraße sind 
mit mind. 20 großkronigen Laubbäumen zu 
untergliedern. 
 


4. Öffentliche Grünflächen 
 


4.1 In der öffentlichen Grünfläche  1  sind fol-
gende Nutzungen zulässig: 


 
- Jugendplatz, Abenteuerspielplatz 
 
- Anlagen für soziale, kulturelle und sportli-


che Zwecke 
 
- Bauliche Anlagen, die der jeweiligen 


Zweckbestimmung dienen (wie z. B. zur 
Ausübung sportlicher und sozialer Zwecke, 
Aufenthaltsmöglichkeiten, Sanitäreinrich-
tungen) sind nur innerhalb der überbauba-
ren Grundstücksfläche und nur mit einer 
Höhe von max. 10,00 m zulässig. 


 
- Bauliche Nebenanlagen, die der jeweiligen 


Zweckbestimmung dienen, (wie z. B. Gerä-
teräume) sind ausnahmsweise auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig, jedoch nur bis zu einer Grundflä-
che von insgesamt max. 100 m² und bis zu 
einer Höhe von max. 6,00 m. 
 


4.2 In der öffentlichen Grünfläche  2  sind fol-
gende Nutzungen zulässig: 


 
- Jugendplatz, Abenteuerspielplatz 
 
- Gartenland 
 
- bauliche Anlagen und Nebenanlagen, die 


der jeweiligen Zweckbestimmung dienen 
(wie z. B. Aufenthaltsmöglichkeiten, Sani-
täreinrichtungen, Geräteräume) sind aus-
nahmsweise bis zu einer Grundfläche von 
insgesamt max. 100 m² und einer Höhe von 
max. 6,00 m zulässig. 


 
5. Öffentliche und private Flächen 
 
5.1 Für die festgesetzten Anpflanzungen auf 


öffentlichen und privaten Flächen sind fol-
gende Pflanzqualitäten vorzusehen: 


 
- Laubbäume auf öffentlichen Verkehrsflä-


chen: Hochstämme, Stammumfang 20 bis 
25 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, 
 


- Laubbäume: Hochstämme, Stammum-
fang 16 – 18 cm, gemessen in 1 m Höhe, 
 


- Heister: 120 bis 150 cm Höhe 
 


- Großsträucher: mind. 3 x verpflanzt, 100 – 
125 cm Höhe, 
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- sonstige Strauchpflanzungen:  mind. 2 x 
verpflanzt, 60 – 100 cm Höhe 


 
5.2 Für die Bäume auf öffentlichen Verkehrsflä-


chen und privaten Stellplatzanlagen ist je 
Baum eine gegen Überfahren zu sichernde 
dauerhaft begrünte Vegetationsfläche von 
mind. 2,00 m Breite und 9 m² Fläche vorzu-
sehen. 
 


5.3 Die festgesetzten Anpflanzungen und sonsti-
gen Begrünungen gemäß § 9 (1) Nr. 25 a 
BauGB sind fachgerecht auszuführen, dau-
erhaft zu unterhalten und bei Abgang gleich-
artig zu ersetzen. 
 


5.4 Die auf Privatgrundstücken zur Begrünung 
vorgesehenen Grundstücksflächen müssen 
bis zur Ingebrauchnahme der baulichen An-
lage ausgebaut sein. Sie sind spätestens in 
der nächstfolgenden Pflanzperiode gemäß 
den Festsetzungen abschließend zu begrü-
nen. 
 


5.5 Anpflanzungen im öffentlichen Straßenraum 
sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung 
der Verkehrsflächen/bzw. des jeweiligen Er-
schließungsabschnittes durchzuführen und 
abzuschließen. 
 


5.6 Die Anpflanzungen auf öffentlichen Flächen 
sind mit einer zweijährigen Entwicklungspfle-
ge im Anschluss an die Fertigstellungspflege 
fachgerecht auszuführen. 


 
VII Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
 Entwicklung von Boden, Natur und Land-
 schaft 
 
Innerhalb der öffentlichen Grünflächen  1  ,  2  ,  3  
und  4  sind insgesamt 75 künstliche Fledermaus-
höhlen (Großraumkästen, Rundkästen) unterzubrin-
gen. 
 
 
B Gestaltung 


gemäß §§ 56, 91, 97, 98 NBauO i. V. m. § 9 Abs. 4 
BauGB 
 
 
I Geltungsbereich 
 
Die Gestaltungsvorschriften gelten für die Gewerbe-
gebiete GE 1 bis GE 4. 
 
 
II Werbeanlagen 
 
1. Werbeanlagen sind nur innerhalb der über-


baubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 


2. In einem Abstand von jeweils 20,0 m zur 
Planstraße A und zur Straße Westbahnhof 
sowie zu den Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung „Geh- und Radweg“ sind 
nur Werbeanlagen an der Stätte der Leistung 
zulässig. 
 
Auf den übrigen Flächen innerhalb der Ge-
werbegebiete ist Fremdwerbung zulässig. 


 
3. Innerhalb der Flächen für die Stellplatz- und 


Grundstücksbegrünung (A VI 2.) sind Wer-
beanlagen unzulässig. 
 


4. Ausnahmsweise sind Werbeanlagen an der 
Stätte der Leistung auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen - und damit 
auch innerhalb der Flächen für Anpflanzun-
gen - an Ein- und Ausfahrten von und zu öf-
fentlichen Verkehrsflächen zulässig. Dabei ist 
eine Werbeanlage je Grundstück zulässig, 
bei mehreren Betrieben auf einem Grund-
stück als Sammelanlage. Eine beidseitige 
Ansicht der Anlage ist zulässig. Die Größe 
der Werbeanlage darf. max. 6 m² je An-
sichtsseite betragen. 
 


5. Die Oberkanten von Werbeanlagen, die an 
Gebäuden befestigt sind, dürfen die Höhe 
des jeweiligen Gebäudes um max. 2,0 m 
überschreiten. 


 
Sie dürfen eine Höhe von max. 12,00 m über 
dem Bezugspunkt gemäß A II 2. nicht über-
schreiten. 
 


6. Werbeanlagen, die an Gebäuden befestigt 
sind, dürfen einen Flächenanteil von max. 
10 % je Gebäudeseite einnehmen und eine 
Größe von insgesamt max. 10,00 m² je Ge-
bäudeseite nicht überschreiten. 
 


7. Freistehende Werbeanlagen dürfen folgende 
maximale Höhe über dem Bezugspunkt ge-
mäß A II 2. nicht überschreiten: 
 
- Fahnenmasten bis 9,00 m, 


 
- Werbetürme bis 12,00 m, 


 
- sonstige freistehende Werbeanlagen bis 


4,00 m. 
 


8. Freistehende Werbeanlagen sind nur in fol-
gender Anzahl zulässig: 
 
- Werbetürme sind nur bei einer Grund-


stücksgröße ab 3 000 m² zulässig. Je 
Grundstück ist nur ein Werbeturm zuläs-
sig. 
 


- Je angefangene 1 000 m² Grundstücks-
fläche darf eine freistehende sonstige 
Werbeanlage errichtet werden. Je Grund-
stück ist eine Anzahl von insgesamt max. 
zehn freistehenden Werbeanlagen zuläs-
sig. 
 
Max. fünf dieser freistehenden Werbean-
lagen dürfen Fahnenmasten sein. 
 


9. Die gesamten Ansichtsflächen (alle Seiten) 
einer freistehenden Werbeanlage dürfen 
max. 15 m² nicht überschreiten. 


 
10. Eine Beleuchtung der Werbeanlagen ist nur 


zulässig, wenn die Verkehrssicherheit nicht 
beeinträchtigt wird. 


 
11. Unzulässig sind Anlagen mit sich turnusmä-


ßig verändernder Werbedarstellung, wie z. B. 
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Prismen-Wendeanlagen, Rollbänder, Film-
wände oder CityLightBoards. 


 
12. Unzulässig sind blinkende Werbeanlagen, 


Wechsellicht und Lauflichtbänder. 
 
 


III Einfriedungen 
 
1. Bauliche Einfriedungen angrenzend an öf-


fentliche Flächen dürfen nur bis zu einer 
Höhe von max. 1,20 m massiv, z. B. als 
Mauer, ausgeführt werden. 
 
Oberhalb von 1,20 m dürfen Einfriedungen 
nur transparent ausgeführt werden, z. B. mit 
Metallstäben. 
 


2. Bauliche Einfriedungen angrenzend an öf-
fentliche Flächen sind je Baugrundstück ent-
lang der jeweiligen Grundstücksgrenzen be-
züglich Form, Farbe, Material und Struktur 
einheitlich zu gestalten. 


 
3. Im Gewerbegebiet GE 4 sind bauliche Ein-


friedungen nur bis zu einer Höhe von max. 
1,20 m zulässig. 


 
 
IV Trafostationen 
 
Die Transformatorenstationen sind mit 
Gehölzpflanzungen einzugrünen. 
 
 
V Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig handelt nach § 91 Abs. 3 NBauO, 
wer eine Baumaßnahme durchführt oder durchfüh-
ren lässt, die nicht den Gestaltungsfestsetzungen 
(Teil B) entspricht. 
 
 
C Nachrichtliche Übernahmen 
 
1. Bauverbotszonen 


 
1.1 Innerhalb der in der Planzeichnung gekenn-


zeichneten Bauverbotszone gem. § 9 Fern-
straßengesetz (FStrG) sind Hochbauten jeder 
Art sowie Aufschüttungen oder Abgrabungen 
größeren Umfangs unzulässig. 
 
Ebenfalls unzulässig sind bauordnungs-
rechtlich notwendige Stellplätze und deren 
Zufahrten, notwendige Feuerwehrumfahrten 
sowie Fluchtwege.  
 


1.2 Eine Ausnahme für die unter 1.1 genannten 
Nutzungen ist nur mit Zustimmung der Lan-
desstraßenbaubehörden zulässig und nur 
dann,  


 
−   wenn für den Fall der Inanspruchnahme 


der Bauverbotszone Alternativen zur Ver-
fügung stehen und dauerhaft freigehalten 
werden können (z. B. für mögliche 
bauordnungsrechtlich nicht notwendige 
Stellplätze oder Lagerflächen außerhalb 
der Bauverbotszone) und 


−  wenn die Festsetzungen dieses Be-
bauungsplanes im Übrigen eingehalten 
werden (siehe insbesondere A III 2.). 


 
2. Werbeanlagen an Autobahnen 
 


Die grundsätzlichen Regelungen zu Werbe-
anlagen an Autobahnen aus dem Allgemei-
nen Rundschreiben ARS 32/2001 des Bun-
desministeriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BNVBS) sind zu beachten, d. h.:  
 
−  innerhalb der Bauverbotszone: keine 


Werbeanlagen 
 


−  außerhalb der Bauverbotszone: keine 
Werbeanlagen, wenn dadurch Verkehrs-
teilnehmer in einer den Verkehr gefähr-
denden oder erschwerenden Weise abge-
lenkt oder belästigt werden können bzw. 
wenn sie der Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs, der Ausbauabsichten oder 
der Straßenbaugestaltung widersprechen, 
d. h.: Werbeanlagen nur am Ort der Leis-
tung, Höhe der Werbeanlagen in der Re-
gel max. 20,0 m, keine Prismenwende-
anlagen, keine Lauflichtbänder, keine 
Rollbänder, keine Filmwände, keine Licht- 
und Laserkanonen, keine Werbung mit 
Botschaften, keine akustische Werbung 
u. a. 


 
 
D Hinweise 
 
1. Kampfmittel 


 
1.1 Es ist davon auszugehen, dass im gesamten 


Geltungsbereich  noch Kampfmittel vorhan-
den sind. Vor Hoch- und Tiefbaumaßnahmen 
sind aus Sicherheitsgründen Gefahrenerfor-
schungsmaßnahmen durchzuführen. Eine 
Freigabebescheinigung der Zentralen Poli-
zeidirektion Hannover ist der Stadt Braun-
schweig, Abteilung Umweltschutz, vor Beginn 
jeglicher Bauarbeiten vorzulegen. 
 


2. Boden, Abfall, Grundwasser 
 
2.1 Im nördlichen Bereich des Bebauungsplanes 


liegen Grundwasserbelastungen mit leicht-
flüchtigen halogenierten Kohlenwasserstof-
fen (LHKW) vor. Die vorgesehene Nutzung 
ist hierdurch nicht gefährdet, bei Baumaß-
nahmen, die Grundwasserhaltungen erfor-
dern, ist jedoch mit besonderen Maßnah-
men/Auflagen zu rechnen. 


 
2.2 Im Planbereich befinden sich mehrere 


Grundwassermessstellen. Die Messstellen 
sind zu erhalten und jederzeit zugänglich zu 
halten. In Abstimmung mit der Unteren Bo-
denschutzbehörde der Stadt Braunschweig 
ist eine Verlegung einzelner Messstellen auf 
Kosten des Antragstellers möglich. 


 
2.3 Im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren 


ist eventuell mit Nebenbestimmungen über 
erforderliche Untergrunduntersuchungen, die 
Entsorgung kontaminierten Bodens bzw. be-
sonderer Maßnahmen/Auflagen bei Grund-
wasserhaltungshaltungen zu rechnen. 
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2.4 Im gesamten Plangebiet muss flächenhaft 


mit Auffüllungen gerechnet werden. Örtlich 
wurden in den Auffüllungen Schlacke, Bau-
schuttreste, Asche, Beton- und Ziegelreste 
festgestellt. Aufgrund dieser Beimengungen 
können die Auffüllungen teilweise mit 
Schwermetallen, PAK und anderen Stoffen 
belastet sein. In vielen Bereichen entspricht 
das Auffüllungsmaterial den Kategorien Z 2 
und > Z 2 nach LAGA-TR Boden. Bei Tief-
bauarbeiten ist davon auszugehen, dass der 
Bodenaushub gemäß den abfallrechtlichen 
Vorschriften gesondert verwertet bzw. ent-
sorgt werden muss. 


 
2.5 Im gesamten Plangebiet sind, außer den 


gekennzeichneten Bodenverunreinigungen, 
kleinräumige Bodenverunreinigungen mög-
lich. 


 
2.6 In weiten Teilen des Plangebietes sind tech-


nische Versickerungsmaßnahmen auf Grund 
der geringen Grundwasserflurabstände nicht 
möglich. 


 
Eine technische Versickerung von Nieder-
schlagswasser ist in den verunreinigten Be-
reichen und im Umfeld davon nicht ohne wei-
teres (z. B. Bodenaustausch) genehmigungs-
fähig. 


 
2.7 In den kontaminierten Bereichen sind bei 


Tiefbauarbeiten besondere Anforderungen 
an Arbeitsschutzmaßnahmen zu stellen. 


 
2.8 Die Grundwasserflurabstände sind generell 


als sehr gering einzustufen. In weiten Teilen 
des Plangebietes liegen die erwarteten mittle-
ren niedrigsten Grundwasserflurabstände 
zwischen 0,1 m und 1,0 m. Bei Baumaßnah-
men ist mit der Notwendigkeit von Abdich-
tungsmaßnahmen zu rechnen. 


 
3. Entsorgung Niederschlagswasser 


 
In den Gewerbegebieten GE 1 und GE 3 wird 
der max. zulässige Drosselabfluss im Rah-
men der Entwässerungsgenehmigung festge-
legt. 


 
4. Artenschutz 
 
 Die Bestimmungen des Artenschutzes ge-


mäß § 42 BNatSchG sind zu beachten. Die 
Verbote des § 42 BNatSchG sind insbeson-
dere bei der Entfernung von Gehölzen sowie 
Abriss- und Sanierungsmaßnahmen von Ge-
bäuden zu beachten, die dem Artenschutz 
unterliegende Vogel- und Fledermausarten 
betreffen könnten. 
 


5. Freiflächenpläne 
 
In den Gewerbegebieten GE ist im Rahmen 
des Bauantrages ein qualifizierter Freiflä-
chenplan vorzulegen. 
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 1. November 2010 - 
 
1.1 Baugesetzbuch (BauGB) 


 


 


in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) 


1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
 


 


in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466, 479) 


1.3 Planzeichenverordnung (PlanzV) 
 


 
in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58) 


1.4 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)


 


 
 


in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) 


1.5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)


1.6 


 
 


in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Art. 11 des Gesetzes vom 11. August 2010 (BGBl. I S. 
1163) 
 
Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz 
(NAGNatSchG) 
 


 
in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104) 


1.7 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) 
 


 


in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 11. Oktober 2010 (Nds. GVBI. S. 475) 


1.8 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) 
 


 


in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBl. S. 473), zuletzt geändert 
durch Art. 20 des Gesetzes vom 7. Oktober 2010 (Nds. GVBl. S. 462) 


 
2 Bisherige Rechtsverhältnisse 
 
2.1 Regional- und Landesplanung 


 
Im Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen 2008 und im Regionalen 
Raumordnungsprogramm (RROP) 2008 für den Großraum Braunschweig ist 
Braunschweig im oberzentralen Verbund mit Wolfsburg und Salzgitter als Oberzent-
rum verbindlich festgelegt. Dabei soll sich den Zielen des RROP entsprechend 
Braunschweig als verkehrlicher, wirtschaftlicher und kultureller Mittelpunkt der Re-
gion weiter zum hochqualifizierten Dienstleistungs-, Forschungs- und Wissen-
schaftszentrum von internationalem Rang entwickeln. 
 
Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes wird im RROP 2008 nachrichtlich als 
„vorhandener Siedlungsbereich“ dargestellt. 
Weitere Darstellungen enthält das RROP nicht. 
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Damit ist der Bebauungsplan an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
angepasst. 


 
2.2 Flächennutzungsplan 


 


 
 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt der Flächennutzungsplan der 
Stadt Braunschweig in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. April 1978, zu-
letzt geändert am 27. August 2010. 
 
Er enthält für den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes folgende Darstellun-
gen: 


• gewerbliche Bauflächen


• 


 im überwiegenden Geltungsbereich: 
Der Bebauungsplan WI 83 setzt auf den Flächen am Blumenteich (Broitzemer 
Straße 32) öffentliche Grünflächen fest. Die Abweichungen gegenüber der Dar-
stellung im Flächennutzungsplan betreffen eine Flächengröße von nur ca. 
1,0 ha. Die Grundzüge des Flächennutzungsplanes werden dadurch nicht be-
rührt. 
 
Wohnbauflächen


• 


 an der Hugo-Luther-Straße: 
Diese Darstellung des FNP entspricht den künftigen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes. 
 
Sonderbauflächen


stationäre Einrichtung für wohnungslose Männer. Da das Grundstück des 
Wohnheims noch ausreichende Flächenreserven für den Fall einer Erweiterung 
besitzt, wurde auf Teilbereichen dieser Sonderbaufläche bereits in den 
90er Jahren eine Wohnbebauung realisiert. Die nunmehr verbleibende Restflä-
che, die im FNP als Sonderbaufläche dargestellt ist, ist einer nennenswerten 
baulichen Entwicklung jedoch nicht mehr zugänglich. Zum einen steht einer bau-
lichen Nutzung der besondere Schutzstatus des Jödebrunnens (Kultur- und Na-
turdenkmal) entgegen, zum anderen die Bauverbotszone der A 391. 
Die Grundzüge des Flächennutzungsplanes werden durch diese Abweichung 
nicht berührt. 
 


 im Bereich des Jödebrunnens: 
Es handelt sich dabei um eine Restfläche einer größeren Sonderbaufläche, die 
sich nach Norden bis zur Münchenstraße ausdehnt. Hier befindet sich eine  


• Grünflächen


 


 zwischen ehemaligem Ringgleis und Gartenkolonie Westbahnhof 
im Abschnitt südlich der Blumenstraße: 
Diese Darstellung entspricht den künftigen Festsetzungen des Bebauungspla-
nes. 


Der Bebauungsplan WI 83 ist somit im Sinne von § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt. 
 


2.3 Bebauungspläne 
 
Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes gilt der Bebauungsplan WI 38 aus 
dem Jahr 1963. Er setzt die Büchnerstraße als öffentliche Verkehrsfläche fest. Die 
Flächen beiderseits der Büchnerstraße werden als Gewerbegebiet festgesetzt 
(Grundflächenzahl 0,6, Geschossflächenzahl 1,1, maximale Zahl der Vollgeschos-
se: II). Parallel zur Büchnerstraße ist ein durchschnittlich 5,0 m breiter privater 
Pflanzstreifen festgesetzt. 
 
Parallel zur damals angenommenen Trassenführung der A 391 („geplante West-
tangente“) ist ein 10,0 m breiter privater Grünstreifen festgesetzt. Da die endgültige 
Lage der Tangente weiter westlich liegt, wird dieser Grünstreifen heute als Gewer-
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befläche genutzt. Stattdessen befindet sich zwischen den heutigen Gewerbe-
grundstücken und der A 391 ein durchschnittlich 10,0 m breiter öffentlicher Grün-
streifen, der auch künftig erhalten bleiben soll. 
 
Eine kleine Fläche südlich des Jödebrunnens wird im Bebauungsplan WI 38 als öf-
fentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Erholungsfläche“ festgesetzt. Die-
se Fläche ist auch künftig als öffentliche Grünfläche vorgesehen. 
 
Für den Bebauungsplan WI 38 wird parallel ein Aufhebungsverfahren durchgeführt. 
Im Rahmen dieses Aufhebungsverfahrens wird auch im Bereich Büchnerstraße der 
nicht mehr anwendbare Bebauungsplan WI 37 aus dem Jahre 1961 endgültig auf-
gehoben. 


 
3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 


 
Am 18. November 2008 fasste der Verwaltungsausschuss den Beschluss, für das 
Stadtgebiet zwischen Hugo-Luther-Straße, A 391, Münchenstraße und Kleingärten 
den Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift „Westbahnhof“, WI 83, aufzustellen. 
 
Der Bereich liegt im Sanierungsgebiet „Westliches Ringgebiet“ des Förderpro-
gramms „Soziale Stadt“. Im Zuge der Rahmenplanung für das Sanierungsgebiet 
wurden städtebauliche Zielvorstellungen für diesen Bereich formuliert. Zur Umset-
zung der Sanierungsziele stehen Mittel des Europäischen Fonds für Regionale 
Entwicklung (EFRE) in Höhe von insgesamt 3,8 Mio. € (einschl. der städtischen 
Gegenfinanzierung) zur Verfügung. Die Maßnahmen müssen im Jahr 2013 abge-
schlossen und abgerechnet sein. Zusätzlich stehen auch Mittel aus dem Städtebau-
förderungsprogramm „Soziale Stadt“ zur Verfügung. 
 
Darüber hinaus ist der Bereich des Gewerbegebietes Büchnerstraße in den Bebau-
ungsplan aufgenommen worden. Hier ist eine Anpassung des geltenden Planungs-
rechts aus dem Jahr 1963 an zeitgemäße Standards für Gewerbegebiete und ins-
besondere an die Ziele des Zentrenkonzeptes Einzelhandel erforderlich. 
 
Der Rat der Stadt Braunschweig hat am 22. Juni 2010 die Sanierungsziele für das 
Plangebiet beschlossen. Die im Folgenden aufgeführten Planungsziele für diesen 
Bebauungsplan basieren auf diesen Sanierungszielen und bereiten deren  
Umsetzung planungsrechtlich vor: 
 
• Entwicklung von öffentlichen Grünflächen auf den ehemaligen Bahnflächen so-


wie zwischen diesen Bahnflächen und der Gartenkolonie Westbahnhof mit der 
Schaffung attraktiver Nutzungsangebote für verschiedene Altersgruppen, 
 


• Schaffung von attraktiven Grünverbindungen, z. B. zum Bereich des Jödebrun-
nens, 
 


• Entwicklung von Gewerbeflächen mit dem Ziel einer städtebaulichen Neuord-
nung und Aufwertung des Bestandes, 
 


• Verbesserung der technischen und verkehrlichen Infrastruktur als Voraussetzung 
für den Erhalt und die Entwicklung der vorhandenen Gewerbeflächen, 
 


• verkehrliche Anbindung der Gewerbeflächen Büchnerstraße und Westbahnhof 
über Broitzemer Straße und Pippelweg an die Münchenstraße (Verkehrsvarian-
te 2) zur Entlastung des Wohngebietes Hugo-Luther-Straße von Gewerbever-
kehr, 
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• Umsetzung der Ziele des „Zentrenkonzeptes Einzelhandel“ durch Ausschluss 
von Einzelhandel im Gewerbegebiet. 


 
4 Umweltbericht 


 
 


4.1 


Das Plangebiet erstreckt sich südlich der Münchenstraße und östlich der A 391. Im 
Süden wird das Gebiet von der Hugo-Luther-Straße begrenzt. Den östlichen Rand 
des Gebietes bilden im Wesentlichen die ehemaligen Gleisanlagen des Westlichen 
Ringgleises. 
 
Das Plangebiet wird durch mehrere Straßen und Wege erschlossen und setzt sich 
aus Flächen unterschiedlicher Nutzungen zusammen. Einige Bereiche werden aus-
schließlich gewerblich genutzt, andere Grundstücke dienen Wohnzwecken. Ver-
schiedene Bereiche weisen auch eine Mischnutzung aus Gewerbe und Wohnen 
auf. Neben den Nutzungsarten Gewerbe, Wohnen und Verkehr werden Teilberei-
che des Plangebietes darüber hinaus von Grünstrukturen bestimmt, wie das Gebiet 
um den Jödebrunnen, die Grundstücke Büchnerstraße 19, Westbahnhof 4–5, 6–9 
und die Flächen entlang des westlichen Ringgleises. 
 
Ziel des Bebauungsplanes „Westbahnhof“, WI 83, ist eine Neuordnung des Stadt-
quartiers, insbesondere der Gewerbeflächen sowie der Wege- und Verkehrsfüh-
rung. Die Sicherung und Entwicklung des öffentlichen Grüns stellen eine weitere 
wichtige Zielstellung des Bebauungsplanes dar. 
 
Die Fläche des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes beträgt insgesamt 
20,83 ha. 
Die Fläche der maximal versiegelbaren Flächen beträgt insgesamt 11,56 ha: 
Verkehrsflächen:  1,48 ha 


Beschreibung der Planung 
 


Allgemeines Wohngebiet: 0,34 ha 
Gewerbegebiet:  9,74 ha 
 
Im Vergleich zu den derzeit bestehenden planungsrechtlichen Vorgaben wird sich 
mit dem künftigen Bebauungsplan die Flächenbilanz nur in geringem Maß verän-
dern. 
 
Der überwiegende Teil des Plangeltungsbereiches wird als Gewerbegebiet im Sinne 
von § 8 Baunutzungsverordnung für die Ansiedlung von Betrieben unterschiedlicher 
Größenordnungen ausgewiesen. Lediglich am südlichen Rand wird entlang der Hu-
go-Luther-Straße ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Um die südliche Wohn-
bebauung zu den nördlich angrenzenden gewerblichen Nutzungen optisch abzu-
schirmen, sieht der Bebauungsplan zwischen Wohn- und Gewerbegebiet private 
Grünflächen als Abstandsgrün vor. 
 
Unter Berücksichtigung bereits bestehender Grünstrukturen werden darüber hinaus 
verschiedene Bereiche als Öffentliche Grünflächen ausgewiesen, insbesondere das 
Umfeld des Jödebrunnens mit anknüpfenden Wegeverbindungen und das Westli-
che Ringgleis einschließlich der östlich angrenzenden Freiflächen und dem Gelände 
um den Blumenteich. 
 
Innerhalb der öffentlichen Grünfläche am westlichen Ringgleis ist zwischen der 
Straße Westbahnhof (Neutrassierung) und dem angrenzenden Ringgleisweg der 
Bau eines langgestreckten Regenwasserrückhaltebeckens geplant. 
 
Es ist eine Änderung der verkehrlichen Erschließung der Gewerbegebiete Büchner-
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straße und Westbahnhof vorgesehen: Zur Entlastung der Wohnbebauung Hugo-
Luther-Straße soll der Kfz-Verkehr künftig nach Norden über die Broitzemer Straße 
und den Pippelweg an die Münchenstraße angebunden werden. 
 
Vorhandene Geh- und Radwegbeziehungen sollen planungsrechtlich gesichert 
werden, dies gilt speziell für das Westliche Ringgleis einschließlich seiner begrün-
ten Randbereiche als stadtteilübergreifende Freiraumstruktur. 
 
Ein weiteres freiraumplanerisches Ziel ist die Öffnung des Naturdenkmals "Jö-
debrunnen" für die Öffentlichkeit, um eine behutsame Nutzung als Erholungs-, Er-
lebnis- bzw. Freiraum zu ermöglichen. Aus diesem Grund ist eine Anbindung der 
Flächen rund um den Jödebrunnen sowohl in westliche als auch östliche Richtung 
geplant, wobei diese hauptsächlich von Fußgängern bzw. Radfahrern genutzt wer-
den soll. Denkbar wäre auch eine gastronomische Nutzung des erhaltenswerten 
Kontorhauses am Jödebrunnen, um den Erholungswert des Bereiches weiter zu 
steigern. 
 
Zur Weiterführung der Freiraumstrukturen vom Jödebrunnen in westliche Richtung 
wird langfristig eine Querung der als Barriere wirkenden Autobahn A 391 ange-
strebt. 
 
Im Zuge der Schaffung von Grün- und Wegestrukturen vom Jödebrunnen zum 
Blumenteich wird die Freilegung des verrohrten Jödebrunnengrabens angestrebt. 
Vom Jödebrunnen in östliche Richtung soll unter Berücksichtigung bereits vorhan-
dener Grün- und Gehölzstrukturen auf lange Sicht eine weitere Freiraumverbindung 
zum westlichen Ringgleis entstehen 
 
Grundlegendes Ziel der Grünordnungs- und Freiraumplanung ist der Erhalt und die 
Sicherung von vorhandenem Vegetations- und Baumbestand zur Strukturierung des 
zukünftigen gewerblichen Areals. Hierunter fallen verschiedene Gehölzbestände, 
u.a. am Jödebrunnen, am Blumenteich sowie der Birkenbestand am Westlichen 
Ringgleis. Diese Bestände liegen in künftigen öffentlichen Grünflächen, sodass ein 
angemessener Erhalt im Zuge der Gestaltungsmaßnahmen gesichert werden kann. 
 
Zur besseren Durchgrünung des Gewerbegebietes und vor allem des Straßen-
raums werden auf den Gewerbegrundstücken 3 m breite Streifen für die Anpflan-
zung von Bäumen, Gehölzen entlang der Büchnerstraße und der Straße West-
bahnhof sowie der Planstraße festgesetzt. Ferner sind Straßenbäume vorgesehen. 
 


4.2 
 
Ergebnis der Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 


Allgemeine Zielstellung bei der Aufstellung des Bebauungsplanes WI 83 West-
bahnhof ist eine Neuordnung der bestehenden gewerblichen Bauflächen sowie der 
Wege- und Verkehrsführung. Besondere Berücksichtigung finden hierbei die frei-
raumplanerischen Belange. So sieht der städtebauliche Entwurf die Integration ei-
nes öffentlichen Wegekonzeptes unter Einbeziehung und Verknüpfung vorhandener 
öffentlicher und privater Freiraum- bzw. Grünstrukturen vor. Alternativen zum 
Standort des Vorhabens bestehen daher nicht. 
 
Jedoch wurden vier Alternativen der Verkehrserschließung geprüft. Diese Varianten 
und deren Bewertung werden in Kapitel 5.5 beschrieben. Im Ergebnis soll die Vari-
ante 2 (Erschließung Büchnerstraße und Westbahnhof über die Broitzemer Straße, 
Pippelweg an die Münchenstraße) weiterverfolgt werden. 
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4.3 Planerische Vorgaben und deren Berücksichtigung


 
  


Neben den grundsätzlichen gesetzlichen Anforderungen an die Berücksichtigung 
der Ziele des Umweltschutzes in der Bauleitplanung sind die konkret für den Pla-
nungsraum formulierten Vorgaben und Entwicklungsziele der Fachplanungen aus-
zuwerten und bei der Planaufstellung zu berücksichtigen. Nachfolgende Aufstellung 
gibt einen Überblick über die für den Raum vorliegenden Fachplanungen und Gut-
achten. 
 


 
Fachplanungen: 


• Regionales Raumordnungsprogramm, 2008 


• Flächennutzungsplan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Bekannt-
machung vom 24. April 1978, zuletzt geändert am 27. November 2009 


• Landschaftsrahmenplan (LRP), 1999 


• Luftreinhalte- und Aktionsplan Braunschweig, 2007 


 
Gutachten: 


• Modellierung meteorologischer und lufthygienischer Felder im Stadtgebiet 
Braunschweig, GEO-NET 2006 


 
• Klima- und immissionsökologische Funktionen im Stadtgebiet Braunschweig, 


GEO-NET, Juli 2007  
 


• Ehemaliger Westbahnhof in Braunschweig und angrenzende Bereiche – Alt-
lastenvorerkundung, Albrecht + Suckow + Partner Geologen und Ingenieure 
GbR, (heute: BGA GbR), 1997 


• EFRE-Projekt und Bebauungsplan Westbahnhof Braunschweig – Teilprojekte 
TP1 bis TP20 (Boden-/Altlasten- sowie umweltgeologische und geotechnische 
Untersuchungen), Dr. Pelzer und Partner, 2009/2010 


• Für das Plangebiet liegen bei der Stadt Braunschweig noch weitere Altlasten- 
und Bodenuntersuchungen älteren Datums vor (u.a. Grundstück Broitzemer 
Straße 32, ehemalige Bahnflächen). Diese wurden durch das Büro Dr. Pelzer 
und Partner  für die aufgeführte Untersuchung (2009/2010) ausgewertet. 


• Bebauungsplan Westbahnhof – Erfassung der Fledermäuse, Brutvögel und 
Heuschrecken, Steiner und Hugo Planungsgruppe Ökologie und Landschaft 
GbR, 2009 


• Erfassung der Amphibien, Steiner und Hugo Planungsgruppe Ökologie und 
Landschaft GbR, 2010 


• Grünordnerischer Fachbeitrag zum Bebauungsplan „Westbahnhof“, WI 83, 
Hille und Müller, Büro für Freiraumplanung, 2010 


• Schalltechnisches Gutachten, Büro Bonk-Maire-Hoppmann GbR, 2010 


 
Darüber hinaus wurden die einschlägigen Fachgesetze, die den Umweltschutz 
betreffen, berücksichtigt. 
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4.4 Beschreibung der Methodik der Umweltprüfung und Beurteilung der  


 
Informationsgrundlagen 


Der Betrachtungsraum für die Umweltprüfung geht über den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes hinaus, soweit räumlich-funktionale Beziehungen dies erfordern. 
 
Gegenstand der Umweltprüfung sind dabei nach Maßgabe des Baugesetzbuches 
die für den Betrachtungsraum und das Planvorhaben planungs- und abwägungser-
heblichen Umweltbelange. Die Umweltbelange sind insbesondere unter Auswertung 
der vorliegenden Fachplanungen und Untersuchungen (vgl. 4.3) erfasst und ge-
wichtet worden. 
 
Für die Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung (vgl. 4.6) erfolgt 
eine vergleichende Bewertung der aktuellen Wertigkeiten von Natur und Landschaft 
im Plangebiet unter Berücksichtigung der nach dem aktuellen Planungsrecht zuläs-
sigen Bebaubarkeit und Versiegelung mit dem Planzustand nach diesem Bebau-
ungsplan auf Basis des sogenannten „Osnabrücker Modells“. Das Osnabrücker 
Modell ist ein anerkanntes und in der Stadt Braunschweig regelmäßig zur Anwen-
dung kommendes Verfahren zur rechnerischen Unterstützung der gutachterlichen 
Bemessung von Eingriffsfolgen und Ausgleichsmaßnahmen. 
 
Die Umweltprüfung wird nach folgender Methodik vorgenommen: 
 
• Auswertung der unter 4.3 genannten Fachplanungen, sonstigen Planungsvor-


haben und Gutachten, 
• Auswertung der planungsrechtlichen Vorgaben, 
• Ortsbegehungen. 
 


4.5 
 
Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 


4.5.1 Pflanzen und Tierwelt 
 
Pflanzen – Bestand: Heutige potentiell natürliche Vegetation 
 
Zur Einschätzung der vorhandenen Vegetation ist die Bestimmung der heutigen po-
tentiell natürlichen Vegetation (hpnV) notwendig. Unter dem Begriff ist die gedachte 
höchstentwickelte Vegetation zu verstehen, die sich unter den gegenwärtig herr-
schenden Standortverhältnissen ohne menschlichen Einfluss und ohne den Zeitfak-
tor Sukzession schlagartig einstellen würde. Eine Orientierung an dem Artengefüge 
dieser Vegetation gilt als Anhaltspunkt der Bewertung des heutigen Zustandes. 
 
Im Planungsraum kann als hpnV der Flattergras-Buchenwald (Milio-Fagetum) cha-
rakterisiert werden, der den überwiegenden Teil des Stadtgebietes bedecken wür-
de. Als buchenbestimmter Hallenwald würde er auf mäßig bis gut basen- und nähr-
stoffhaltigen, relativ carbonatarmen Böden, wie Parabraunerden, Braunerden und 
Pseudogleyen stocken. 
 
Pflanzen – Bestand: Gewerbegebiet 
 
Das Plangebiet wird größtenteils durch gewerbliche Flächen geprägt und weist da-
her einen großen Anteil überbauter und versiegelter Flächen auf. Diese Flächen 
besitzen keinerlei Bedeutung für Arten und Lebensgemeinschaften. 
 
Einige Bereiche innerhalb des Gewerbegebietes werden auch durch Rasenflächen 
bestimmt, wie z. B. an einzelne Wohngebäude anschließende Gärten oder ver-
schiedene Grünflächen auf den gewerblichen Grundstücken. Ein größeres zusam-
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menhängendes Areal mit Grünflächen befindet sich in zentralen Bereich des Ge-
werbegebietes auf dem Grundstück Westbahnhof 6–9. Hier werden die Rasenflä-
chen zusätzlich durch Gehölze und Einzelbäume strukturiert. 
 
Im Allgemeinen werden die offenen Scherrasenflächen regelmäßig gemäht. Folge 
dieser intensiven Pflege sind Einschränkungen im floristischen Artenspektrum so-
wie eine Anpassung der Pflanzengesellschaften an diese Bedingungen. Eine zu-
sätzliche Belastung stellt zudem die gewerbliche Nutzung dar. Vor allem auf den 
Grundstücken verschiedener Autohändler werden Gebraucht- und Schrottfahrzeuge 
auf vorhandenen Rasenflächen gelagert. 
 
Die gewerblich genutzten Flächen weisen vereinzelt Gehölzgruppen und Einzel-
bäume auf, die innerhalb des intensiv genutzten Areals von großer Bedeutung für 
Arten und Lebensgemeinschaften sind. Die Gehölze übernehmen im Naturhaushalt 
zahlreiche Lebensraumfunktionen für die Tierwelt. 
 
Der Baumbestand setzt sich aus verschiedenen Laub- und Nadelgehölzen zusam-
men, z. B. Spitzahorn, Bergahorn, Rosskastanie, Weißbirke, Esche, Fichte, Kiefer, 
Pappel, Kirsche, Robinie, Winterlinde. 
 
Einen besonderen Stellenwert unter dem vorhandenen Baumbestand im Plangebiet 
hat eine große Esche im Bereich des Grundstücks Westbahnhof 6–9. Aufgrund ih-
res Alters besitzt sie einen hohen Wert im Naturhaushalt. 
 
Pflanzen – Bestand: Wohngebiet Hugo-Luther-Straße 
 
Die als Wohngebiet genutzten Bereiche entlang der Hugo-Luther-Straße sind eben-
falls stark überbaut und versiegelt, so dass sie für Arten und Lebensgemeinschaf-
ten kaum eine Bedeutung besitzen. 
 
Die von der Straße abgewandten Hofbereiche der mehrgeschossigen Wohnhäuser 
sind größtenteils versiegelt und nur ein kleiner Teil der Freiflächen wird von Rasen-
flächen und Gehölzstrukturen eingenommen. Der Gehölzbestand setzt sich über-
wiegend aus jüngeren Koniferen zusammen. 
 
Pflanzen – Bestand: Bereich Jödebrunnen 
 
Das Areal um den Jödebrunnen besitzt im Gegensatz zu den unmittelbar angren-
zenden Gewerbeflächen einen deutlich höheren Wert für Arten und Lebensgemein-
schaften. Der Jödebrunnen ist ein Quellbereich – ein natürlicher Gewässeraustritt 
an der Erdoberfläche – und wird an drei Seiten von Mauern eingefasst. Aufgrund ih-
rer allgemeinen Seltenheit weisen Quellen eine hohe Schutzbedürftigkeit auf. 
 
Die Brunnenanlage ist fast vollständig von einem flächigen Gehölzbestand jüngeren 
bis mittleren Alters umgeben. Der zusammenhängende Bestand setzt sich in einer 
Gehölzreihe entlang des Weges parallel zur A 391 nach Süden fort. Folgende 
Baum- und Straucharten sind u. a. vertreten: Feldahorn, Spitzahorn, Bergahorn, 
Schwarzerle, Weißbirke, Esche, Pappel, Kirsche, Stieleiche, Robinie, Eberesche, 
Winterlinde, Flatterulme, Hartriegel, Haselnuss, Weißdorn, Liguster, Schlehe, 
Hundsrose, Brombeere. 
 
Die zum Teil sehr dichten Gehölzflächen weisen teils eine Strauch- und Kraut-
schicht mit jungem Gehölzaufwuchs auf und zeichnen sich daher durch eine Vielfalt 
an Strukturen aus. Solch reich strukturierte Gehölzbestände aus Laubholzarten er-
füllen im Naturhaushalt wichtige Funktionen, z. B. zahlreiche Lebensraumfunktionen 
für die Tierwelt, wie Brutplätze und Nahrungsquellen für verschiedene Vogelarten 
oder Lebensraum für Kleinsäuger, Insekten etc. 
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Pflanzen – Bestand: Bereich Westliches Ringgleis und Blumenteich 
 
Die Flächen des Westlichen Ringgleises sind auch durch eine reiche Strukturierung 
gekennzeichnet. Abgesehen von den Flächenversiegelungen und -befestigungen 
im Bereich der Wege, die keine bzw. fast keine Bedeutung im Naturhaushalt besit-
zen, ist das Gebiet durch Gehölzflächen, einzeln oder in Gruppen stehende Gehöl-
ze, aber auch durch offene Grünstrukturen gekennzeichnet. 
 
Entlang der Wege dominieren Rasenflächen mit einzelnen Gehölzen, die insgesamt 
einer intensiven Pflege unterliegen. Östlich der Wege verlaufen parallel zum Teil 
noch die alten Bahngleise. Auf den Flächen ist daher auch der ehemalige Gleis-
schotter noch zu finden. Die Schotterflächen sind im Laufe der Zeit ruderalisiert und 
werden fast vollständig von jungen Birken eingenommen. Die aufgekommenen Ge-
hölze lassen deutliche lineare Strukturen zu erkennen, die auf den Verlauf der alten 
Streckenführungen hinweisen. Die relativ offenen, reich strukturierten Schotterflä-
chen stellen innerhalb des Plangebietes wertvolle Standorte für Arten und Lebens-
gemeinschaften dar. Insbesondere Heuschrecken, Tagfalter u. a. bevorzugen der-
artige Biotopflächen. 
 
Weitere geschlossenere Gehölzflächen befinden sich zwischen Blumenstraße und 
Westlichem Ringgleis auf einer Dreiecksfläche sowie im Bereich des Blumenteichs 
im Norden des Plangebietes. Auch diese Gehölzstrukturen bilden, wie bereits dar-
gestellt, wichtige Lebensräume für die Tierwelt. Folgende Gehölzarten sind u. a. 
vertreten: Spitzahorn, Bergahorn, Weißbirke, Esche, Fichte, Pappel, Weißdorn, 
Knöterich, Brombeere. 
 
Der Blumenteich im Norden des Plangebietes wird zudem von Gehölzen, vorrangig 
Weiden, gesäumt. In Verbindung mit dem Stillgewässer bieten die umliegenden 
Gehölzstrukturen ein in städtischen Gebieten vergleichsweise hohes Lebensraum-
potential für verschiedene Tierarten, wie Vögel, Fledermäuse u. a. Dies gilt glei-
chermaßen für den Bereich des Jödebrunnens. 
 
Die südlich und östlich an den Blumenteich angrenzenden Flächen sind wiederum 
fast vollständig überbaut und versiegelt und sind daher ohne Bedeutung für Arten 
und Lebensgemeinschaften. 
 
Tierwelt – Bestand 
 
Zur Beurteilung der faunistischen Bedeutung des Plangebietes wurde durch das 
Büro Steiner und Hugo eine Erfassung der Fledermäuse, Vögel und Heuschrecken 
vorgenommen. Ziel der Untersuchungen war auch eine Einschätzung von mögli-
chen Konflikten mit den Artenschutzverboten des § 42 BNatSchG. 
 
Tierwelt – Bestand: Fledermäuse 
 
Insgesamt kommen im Plangebiet verschiedene Fledermausarten vor, wobei nur 
drei der Arten eindeutig nachgewiesen werden konnten: die Breitflügelfledermaus, 
der Große Abendsegler und die Zwergfledermaus. Die übrigen Arten Bartfleder-
maus, Wasserfledermaus und Kleiner Abendsegler können nur aufgrund von Hör-
kontakten vermutet werden. 
 
Da alle heimischen Fledermausarten in Anhang IV der FFH-Richtlinie aufgeführt 
sind, gelten die festgestellten Fledermausarten nach dem BNatSchG als streng ge-
schützt. Gefährdungen nach der bundesweiten Roten Liste liegen nicht vor (vgl. 
Steiner und Hugo). 
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Genaue Quartierstandorte der Fledermäuse bzw. eindeutigen Zuordnungen zu be-
stimmten Gebäuden ließen sich während der Untersuchungen nicht ermitteln. Als 
wahrscheinlichste Quartiere der Zwergfledermäuse, die im Plangebiet am häufigs-
ten vorkommen, gibt Steiner und Hugo die Gebäude im westlichen Teil des städti-
schen Betriebshofes sowie die angrenzenden Wohnhäuser und den Bereich des 
Jödebrunnens, speziell das ehemalige Kontorhaus, an. Hinweise auf Quartiere an-
derer gebäude- oder baumhöhlenbewohnender Fledermäuse gibt es innerhalb des 
Plangebietes nicht. Allerdings lassen sich zumindest zeitweise besetzte Quartiere 
des Großen Abendseglers in den vorhandenen Bäumen im westlichen Teil des 
Plangebietes nicht ausschließen. Die Breitflügelfledermaus und die vermutete Was-
serfledermaus wurden am Blumenteich registriert. 
 
Im Bereich des Jödebrunnens wurde darüber hinaus der vorhandene Bunker als po-
tentieller Sommer- oder Winterquartierstandort untersucht. In seinem strukturarmen 
und relativ offenen Zustand eignet er sich aber derzeit nicht für Fledermäuse (vgl. 
Steiner und Hugo). 
 
Tierwelt – Bestand: Vögel 
 
Im Rahmen der Untersuchungen durch Steiner und Hugo wurden innerhalb des 
Plangebietes auch die Brutvogelvorkommen erfasst. Die Fundorte der nachgewie-
senen Vogelarten wurden nach folgenden Kriterien unterschieden: Brutnachweis, 
Brutverdacht, Brutzeitfeststellung, Nahrungsgast und Schlafplatz. 
 
Als häufigste Brutvögel wurden im Gebiet Amsel, Hausrotschwanz, Haussperling, 
Kohlmeise, Mönchsgrasmücke, Zaunkönig und Zilpzalp kartiert: 
 
Hausrotschwanz und Haussperling sind typische Gebäudebrüter, die an Gebäuden 
innerhalb des gesamten Plangebietes brüten. Mauersegler und Mehlschwalbe, die 
ebenfalls Gebäude bevorzugen, wurden speziell im südlichen Teil des Plangebietes 
an der Hugo-Luther-Straße nachgewiesen. Die meisten Vogelarten finden hingegen 
im vorhandenen Gehölzbestand des gesamten Untersuchungsgebietes geeignete 
Brutplätze. 
 
Unter allen im Plangebiet registrierten Vogelarten sind der Gartenrotschwanz, der 
Grünspecht und die Nachtigall in der Roten Liste von Niedersachsen als gefährdet 
eingestuft. Gefährdete Vogelarten nach der bundesweiten Roten Liste wurden nicht 
nachgewiesen. 
 
Darüber hinaus gelten der Grünspecht, für den im Bereich des Jödebrunnens ein 
Brutverdacht besteht, sowie das Teichhuhn, das sowohl am Jödebrunnen als auch 
am Blumenteich brütet, nach Anlage 1 BArtSchV als streng geschützt. 
 
Auf dem Gelände des städtischen Betriebshofes wurden Turmfalken erfasst. Diese 
Art zählt zu den Greifvögeln und wird nach Anhang A der EG-Verordnung 338/97, 
der europäischen Umsetzung des Washingtoner Artenschutzabkommens, als 
streng geschützte Art eingestuft. 
 
Generell sind alle europäischen Vogelarten gemäß Artikel 1 der Vogelschutzrichtli-
nie und damit nach § 10 Abs. 2 Nr. 10 BNatSchG in Deutschland besonders ge-
schützt (vgl. Steiner und Hugo). 
 
Tierwelt – Bestand: Heuschrecken 
 
Im Untersuchungsgebiet wurden von Steiner und Hugo insgesamt sieben Heu-
schreckenarten festgestellt, von denen keine als geschützt oder gefährdet einge-
stuft ist: Heimchen, Nachtigall-Grashüpfer, Brauner Grashüpfer, Punktierte Zart-
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schrecke, Gemeine Sichelschrecke, Zwitscher-Heupferd und Grünes Heupferd. 
 
Alle Arten sind schwerpunktmäßig in trockeneren Habitaten verbreitet. Auf den 
überwiegend trockenen Grünland- und Scherrasenflächen sowie halbruderalen 
Grasfluren, z. B. am Westlichen Ringgleis, wurden der Nachtigall- und der Braune 
Grashüpfer kartiert. Die übrigen Heuschreckenarten wurden in verschiedenen Be-
reichen des Plangebietes mit Hecken, Gebüschen und Bäumen erfasst. 
 
Die Heuschreckengemeinschaft im Untersuchungsgebiet ist insgesamt durch Ar-
tenarmut gekennzeichnet. Die Individuendichte ist nur gering ausgeprägt und es 
fehlen besondere Arten. Entsprechend stufen Steiner und Hugo das Plangebiet nur 
mit einer geringen Bedeutung für Heuschrecken ein. 
 
Tierwelt – Bestand: Fische und Amphibien 
 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich zwei Stillgewässer, der Jödebrunnen und 
der Blumenteich. Im Zeitraum vom März bis Juni wurden diese Gewässer unter-
sucht mit dem Ergebnis, dass im Jödebrunnen keine Amphibien festgestellt wurden, 
während im Blumenteich ein kleiner Bestand des Teichfrosches kartiert wurde.  Der 
Befund lässt sich mit dem hohen Fischbesatz erklären, der für Gewässer in inner-
städtischer Lage typisch ist.  
 
Pflanzen und Tierwelt – Bestand: Artenschutz nach § 42 BNatSchG 
 
Nach § 42 BNatSchG unterliegen sämtliche in Anhang IV der FFH-Richtlinie einge-
stuften Tier- und Pflanzenarten sowie alle europäischen Vogelarten einem strengen 
Schutz, unabhängig davon, ob sie innerhalb oder außerhalb eines FFH- bzw. Vo-
gelschutzgebietes angetroffen werden. Verschiedene Maßnahmen wie Gebäudeab-
riss bzw. -sanierung und die Entfernung von Gehölzen können allerdings zu Ver-
stößen gegen die Verbote des § 42 BNatSchG führen, z. B. durch Tötung, Störung 
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzei-
ten sowie Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten. 
 
Ein hohes Gefährdungspotential besteht für die vorkommenden Fledermausarten, 
da innerhalb des Plangebietes keine Quartierstandorte auszuschließen sind. Dies 
gilt gleichermaßen für gebäude- und baumhöhlenbewohnende Arten. Bei der Erfas-
sung der Vogelarten konnten nur teilweise genaue Neststandorte oder Schlafplätze 
lokalisiert werden. Grundsätzlich ist daher von einem hohen Risiko für Vögel und 
Fledermäuse in Bezug auf mögliche Artenschutzverstöße auszugehen, die maß-
nahmenbezogene Überprüfungen und gegebenenfalls auch vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen gemäß § 42 (5) Satz 3 BNatschG erfordern (vgl. Steiner und 
Hugo). 
 
Pflanzen und Tierwelt – Bestand: Schutzgebiete und Objekte des Naturschutzes 
 
Das Plangebiet unterliegt derzeit keinem gesetzlichen Schutzstatus als FFH-, 
EU-Vogelschutz, Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebiet. 
 
Im nordwestlichen Bereich des Plangebietes ist der Jödebrunnen, ein ausgemauer-
ter Quellteich, als Naturdenkmal ND-BS 13 nach § 27 NNatG geschützt. 
 
Eine Esche im Bereich des Grundstückes Westbahnhof 6–9 erfüllt als besonders 
erhaltenswerter Einzelbaum die Voraussetzung zur Ausweisung als Naturdenkmal. 
 
Biotope, die nach § 28a NNatG besonders geschützt sind, kommen innerhalb des 
Plangebietes nicht vor. 
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Pflanzen und Tierwelt – Bestand: Vorbelastungen durch bestehende Anlagen, 
Strukturen und Nutzungen 
 
Insgesamt sind die Flächen des Plangebietes, als Bestandteil des städtischen Sied-
lungsraumes, teils von geringer und teils von mittlerer Bedeutung für Flora und 
Fauna. Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes zum Erhalt von Arten und Le-
bensgemeinschaften ist gemäß Landschaftsrahmenplan der Stadt Braunschweig 
überwiegend sehr stark eingeschränkt. Eine Ausnahme bildet das Grundstück 
Westbahnhof 6 - 9  welches erhaltenswerten Gehölzbestand aufweist. Die Bereiche 
um den Jödebrunnen und am Westlichen Ringgleis gelten im Hinblick auf die Leis-
tungsfähigkeit des Naturhaushaltes zum Erhalt von Arten und Lebensgemeinschaf-
ten lediglich als eingeschränkt bedeutsam. 
 
Während die Biotopstrukturen entlang des Westlichen Ringgleises im Zusammen-
hang einer wichtigen stadtteilübergreifenden Grünverbindung stehen, sind die vor-
handenen Grünstrukturen, wie der Gehölzbestand am Jödebrunnen, meist durch 
eine isolierte Lage charakterisiert. Zu anderen Strukturen innerhalb des Stadtgebie-
tes besteht in der Regel kein Biotopverbund. Als größere Verbundbarrieren gelten 
hier vor allem die A 391 und die Münchenstraße. 
 


 
Pflanzen und Tierwelt: Nullvariante 


Bei Beibehaltung der bisherigen Nutzungen wird sich an der beschriebenen Situati-
on im Wesentlichen nichts ändern. Es ist jedoch damit zu rechnen, dass auch die 
wenigen bisher noch nicht bebauten Grundstücksflächen sukzessive einer gewerb-
lichen Nutzung zugeführt und damit versiegelt werden. Dies betrifft insbesondere 
das Grundstück Westbahnhof 6–9. 
 


 
Pflanzen und Tierwelt: Zukünftige Auswirkung der Planung 


Das Plangebiet umfasst überwiegend bereits gewerblich genutzte bzw. bewohnte 
Bereiche, so dass zum größten Teil bebaute und versiegelte Flächen oder stark 
veränderte, anthropogen beeinflusste Standorte betroffen sind. Teils werden Ge-
bäude abgerissen und Flächen entsiegelt, teils entstehen neue Bebauungen und 
versiegelte Flächen. 
 
Vorhandene Biotopstrukturen, die für Arten und Lebensgemeinschaften von Bedeu-
tung sind, wie z. B. Gehölzbestände und wertvolle Einzelbäume, werden erhalten. 
Entsprechend gehen keine wertvollen Strukturen verloren. Abgesehen von der Si-
cherung dieser Biotope im künftigen Bebauungsplan wird das öffentliche Grün zum 
Teil auch erweitert, wie am Blumenteich durch Aufgabe der gewerblichen Nutzung 
sowie im Bereich des Jödebrunnens. Im Bereich Blumenteich werden gewerbliche 
Flächen in öffentliche Grünflächen umgewandelt. Mit sukzessiver Umsetzung der 
Festsetzungen über die Begrünung privater Grundstücksflächen können weitere 
Verbesserungen eintreten. 
 
Insgesamt wird es durch den Bebauungsplan zu Veränderungen innerhalb des 
Plangebietes kommen, betroffene Tierarten können allerdings auf bereits vorhan-
dene bzw. neu entstehende Grünflächen ausweichen. Auf Grund von Festsetzun-
gen zur Mindestbegrünung bieten sich z. T. auch Ausweichmöglichkeiten im Be-
reich von Gewerbeflächen. Verschiebungen im Artenspektrum sind daher nicht zu 
erwarten. 
 
In Bezug auf Fische und Amphibien sind keine Änderungen zu erwarten und keine 
Maßnahmen erforderlich oder geplant. 
 
Zur Vermeidung von Verstößen gegen den Artenschutz sollen gemäß § 42 (5) 
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Satz 3 BNatSchG „vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen“ durchgeführt werden. 
Diese Maßnahmen müssen unmittelbar am voraussichtlich betroffenen Bestand an-
setzen, mit dem Bestand räumlich-funktional verbunden sein und zeitlich so durch-
geführt werden, dass zwischen dem Erfolg der Maßnahmen und dem vorgesehe-
nen Eingriff keine zeitliche Lücke entsteht. Ziel ist es, die Lebensstätte für die be-
troffene Population in Quantität und Qualität zu erhalten. Ruhe- und Fortpflan-
zungsstätten sollen ununterbrochen zur Verfügung stehen. Es können auch neue 
Lebensräume geschaffen werden.  
 
Zur Aufrechterhaltung der Fledermauspopulation im Plangebiet wird festgesetzt, 
dass in den öffentlichen Grünflächen 75 künstliche Fledermaushöhlen unterzubrin-
gen sind. 
 
Dadurch wird Beeinträchtigungen vorgebeugt, die durch den Abbruch von Gebäu-
den oder den Verlust von Bäumen sukzessive im Plangebiet entstehen können. 
 
Die grünordnerische Planung sieht außerdem Verbindungen von verschiedenen 
hochwertigen Biotopstrukturen vor, wie zwischen Jödebrunnen und Blumenteich 
sowie zwischen Jödebrunnen und dem Grundstück Westbahnhof 6 - 9 im mittleren 
Bereich des Plangebietes mit erhaltenswerten Biotop-/Gehölzstrukturen. Bisher iso-
lierte Bereiche werden somit über Biotopverbundstrukturen vernetzt. Eine zusätzli-
che Aufwertung wird innerhalb der Grünstruktur Jödebrunnen – Blumenteich durch 
die Öffnung des Jödebrunnengrabens erreicht. 
 


4.5.2 Boden 
 


 
Boden: Bestand 


Innerhalb des Plangebietes sind nach Aussage des Landschaftsrahmenplanes der 
Stadt Braunschweig ausschließlich Böden des Siedlungsbereiches vorzufinden. Es 
lassen sich verschiedene Bereiche entsprechend ihres Versiegelungsgrades ab-
grenzen. Während der überwiegende Teil des Gebietes zu 50-100% versiegelt ist, 
weist der Bereich des Westlichen Ringgleises lediglich einen Versiegelungsgrad 
zwischen 0-25% auf. 
 
Im Rahmen von umweltgeologischen und geotechnischen Untersuchungen durch 
das Ingenieurbüro Albrecht + Suckow + Partner GbR (heute: BGA GbR) im Jahr 
1997 und durch das Büro Dr. Pelzer und Partner in den Jahren 2009/2010 wurden 
im Bereich des Plangebietes die anstehenden Bodenverhältnisse erkundet und be-
urteilt. Großräumig setzt sich der Untergrund aus einer Abfolge von Lockergestei-
nen in einer Mächtigkeit von 1,3 m bis etwa 6 m über Tonsteinen der Kreide zu-
sammen. Folgender Aufbau ist nach dem Büro Dr. Pelzer und Partner anzutreffen: 
 
• eine praktisch flächendeckend ausgebildete Aufschüttung unterschiedlicher 


Zusammensetzung mit einer Mächtigkeit von etwa 0,5 bis ca. 2,0 m; 
• Lösslehm in weitreichender Verbreitung und Mächtigkeiten von 0,4 bis 1,3 m, 


die mittlere Mächtigkeit erreicht dabei eine Größenordnung von knapp einem 
Meter; 


• Sande und Kiese mit lokalen Einschaltungen von Beckenschluffen und -tonen 
sowie vereinzelten Schollen aus Geschiebemergel; 


• stellenweise befindet sich im Übergangsbereich zum Tonstein der Oberkreide 
ein Aufarbeitungshorizont aus vermischtem, überwiegend tonigem Material. 


 
Auf der gesamten untersuchten Fläche wurden insgesamt heterogene, stark stand-
ortdifferenzierte Baugrundbedingungen festgestellt. 
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Boden – Bestand: Vorbelastungen durch bestehende Anlagen, Strukturen und Nut-
zungen 
 
Grundsätzlich ist das gesamte Gebiet in hohem Maße anthropogen überformt. Die 
Böden sind stark verändert und überwiegend durch Überbauung und Flächenver-
siegelungen gekennzeichnet, wodurch ein Großteil der natürlichen Bodenfunktionen 
verloren gegangen ist. 
 
Risiken bestehen für den Boden vor allem durch den Eintrag von Schadstoffen, wo-
bei diese z. B. von gewerblichen Nutzungen, Kraftfahrzeugen u. a. ausgehen kön-
nen. Durch den Straßenverkehr gelangen sowohl Schwermetalle, Salze und ver-
schiedene Kohlenwasserstoffe, als auch Reifenabrieb, Ruß und Staub in den Bo-
den. 
 
Der Landschaftsrahmenplan weist folgende lineare / punktuelle Belastungsquellen 
aus: 
 
• Untergrundverunreinigungen im Bereich des Westlichen Ringgleises, 
• Straßenverkehr der A 391 mit dem Beeinträchtigungsrisiko Schadstoffeintrag. 
 
Im Rahmen der Untersuchungen durch das Büro Dr. Pelzer und Partner 
(2009/2010) wurden innerhalb des Plangebiets mehrere Verdachtsflächen mit um-
weltrelevanten Vornutzungen ermittelt, im Bereich derer bei Erdarbeiten mit konta-
miniertem Bodenaushub bzw. mit Bodenaushub zu rechnen ist, der nach abfall-
rechtlicher Bewertung als belastet gilt. 
 
Im Hinblick auf künftig geplante Nutzungen wurden durch Dr. Pelzer und Partner 
(2009/2010) eingehendere Bodenuntersuchungen in Teilbereichen des Plangebie-
tes durchgeführt (vgl. Teilberichte TP1 bis TP20). Demnach weisen fast alle Teilbe-
reiche des analysierten Gebietes verschiedene Schadstoffbelastungen unterschied-
lichen Ausmaßes auf, die je nach Nutzungsanspruch zum Teil auch die Prüfwerte 
der BBodSchV überschreiten. Als unauffällig kann lediglich die untersuchte Fläche 
am Jödebrunnen eingestuft werden, so dass sich hier keinerlei Nutzungseinschrän-
kungen ergeben. 
 
Festgestellt wurden Belastungen und zum Teil erhebliche Kontaminationen u. a. 
durch folgende Schadstoffe: 
 
• PAK (Polycyclische aromatische Kohlenwasserstoffe); 
• TOC (Gesamtgehalt an organischem Kohlenstoff); 
• MKW (Mineralölkohlenwasserstoffe); 
• LCKW (Leichtflüchtige chlorierte Kohlenwasserstoffe); 
• EOX (extrahierbare organisch gebundene Halogene); 
• PCB (Polychlorierte Biphenyle); 
• verschiedene Schwermetalle, wie Arsen, Blei, Cadmium, Kupfer, Zinn, Zink, 


Quecksilber, Chrom; 
• stellenweise hohe lösliche Sulfatgehalte; 
• Herbizidspuren (im Gleisschotter); 
• Dioxinspuren (im Bereich eines Brandschadens). 
 
Schwerpunkte der Schadstoffbelastung liegen nach Dr. Pelzer und Partner 
(2009/2010) in folgenden Teilen des Plangebietes: 
 
• Broitzemer Straße 32 am Blumenteich (ehem. Sichler / Dreher): Belastungen 


durch LCKW, MKW, PAK, Schwermetalle u. a. Zu diesem Bereich gibt es 
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mehrere Vorgutachten von Dr. Köhler GmbH & Co KG, Dr. Pommerening (im 
Auftrag des damaligen Grundstückseigentümers, der Deutschen Bahn), von 
Albrecht + Suckow + Partner GBA (heute: BGA GbR) zur Altablagerung M8/4 
(im Auftrag der Stadt Braunschweig) und von GEO-data (im Auftrag der Fa. 
Sichler). Im Bereich des LCKW-Schadens wurden von September 2006 bis 
Dezember 2009 umfangreiche Untergrundsanierungsmaßnahmen durchge-
führt. 
 


• Broitzemer Straße 35, 35 A bis 35 C: Bodenverunreinigungen mit KW, LCKW 
und PAK sowie Bodenluftverunreinigungen mit LCKW. Die Boden- bzw. Bo-
denluftverunreinigungen überschreiten die Maßnahmenschwellenwerte der 
LAWA (Länderarbeitsgemeinschaft Wasser) um ein Vielfaches. Der Bereich 
wurde als Eintragungsort für eine Grundwasserverunreinigung mit LCKW er-
mittelt, die sich über das Grundstück hinaus in Richtung Blumenteich ausge-
breitet hat. 
 


• Büchnerstraße 13: vermutlich Quelle für LCKW im Grundwasser im Bereich 
des Grundstücks Büchnerstraße17 und der nördlichen Büchnerstraße. 
 


• Büchnerstraße 19/ nördlicher Teil der ehemaligen Entzinnungsfabrik: starke 
Kontamination durch PAK sowie Verunreinigungen durch Blei, Zinn, PCB, Ar-
sen, Cadmium und Mineralöl; teilweise Überschreitung der Prüfwerte der 
Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung für Industrie- und Gewerbeflä-
chen. 
 


• Westbahnhof 6–9: Altablagerung N 8/1 mit teilweiser Überschreitung der 
Prüfwerte für Kinderspielflächen und Wohngebiete vor allem durch PAK. 
 


• Bereich der Gleisanlagen mit Belastungen vor allem durch Arsen und PAK; 
teilweise Überschreitung der Prüfwerte für Parkflächen. 
 


• Bereich des ehemaligen Petroleumkellers an der Straße Westbahnhof (ge-
plantes Regenrückhaltebecken): Verunreinigungen mit MKW. 


 
Darüber hinaus liegen fast im gesamten Plangebiet Bodenbelastungen, insbeson-
dere mit PAK, vor, die bei Tiefbauarbeiten dazu führen, dass Bodenaushub gemäß 
den abfallrechtlichen Vorschriften verwertet bzw. entsorgt werden muss. 
 
Es ist davon auszugehen, dass im gesamten Gebiet noch Kampfmittel vorhanden 
sind. Vor Hoch- und Tiefbauarbeiten sind aus Sicherheitsgründen Gefahrenerfor-
schungsmaßnahmen durchzuführen. 
 


 
Boden: Nullvariante 


Bei Beibehaltung der bisherigen Nutzungen wird sich an der beschriebenen Situati-
on im Wesentlichen nichts ändern. Es ist jedoch damit zu rechnen, dass auch die 
wenigen bisher noch nicht bebauten Grundstücksflächen sukzessive einer gewerb-
lichen Nutzung zugeführt und damit versiegelt werden. Dies betrifft insbesondere 
das Grundstück Westbahnhof 6–9. 
 
Es ist auch damit zu rechnen, dass bei Beibehaltung der bisherigen Situation (z. T. 
ungeordnete gewerbliche Nutzungen auf unversiegeltem Boden) die Gefahr von 
weiteren Untergrund-/ Bodenverunreinigungen besteht. Im Planbereich gab es in 
der Vergangenheit schon Verfahren wegen verbotswidriger Abfalllagerungen. 
 
In Teilbereichen des Plangebietes (nördlicher Teil der Büchnerstraße 19 und West-
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bahnhof 6) werden für bestimmte Parameter die Prüfwerte der Bundesbodenschutz- 
und Altlastenverordnung (BBodSchV) für die jeweilige Nutzung überschritten, so 
dass zum Schutze der dort arbeitenden bzw. wohnenden Menschen weitere Unter-
suchungen, Nutzungseinschränkungen bzw. Sanierungsmaßnahmen erforderlich 
werden. Hier besteht auch ohne Planverfahren ein aktueller Handlungsbedarf. 
 


 
Boden: Zukünftige Auswirkung der Planung 


Der Anteil an überbauten und versiegelten Flächen im Plangebiet ist schon im der-
zeitigen Zustand sehr hoch. Die Funktionen und die natürliche Leistungsfähigkeit 
des Bodens sind hier bereits größtenteils verloren gegangen, so dass es hier kaum 
zu Verschlechterungen kommt. Darüber hinaus sind im gesamten Plangebiet statt 
natürlich gewachsenem Boden in der Regel künstliche Aufschüttungen anzutreffen, 
so dass eine Veränderung von Lage, Schichtung, Form und Struktur des Bodens 
bei erforderlichen Massenbewegungen zur Realisierung des Planvorhabens bedeu-
tungslos ist. 
 
Mit Umsetzung des Bebauungsplanes werden in bislang unbebauten und unversie-
gelten Bereichen des Plangebietes neue Gebäude und Flächenversiegelungen hin-
zukommen, andere Bereiche werden hingegen im Zuge von Umstrukturierungen 
entsiegelt. Während also durch neue Bebauung und Versiegelung alle bestehenden 
Bodenfunktionen – wie Filter-, Puffer-, Transformator-, Lebensraum-, Wasserrück-
halte-, klimatische Funktion etc. – und somit die natürliche Leistungsfähigkeit des 
Bodens verloren gehen, werden im Bereich entsiegelter Flächen zunehmend zu-
mindest einige Bodenfunktionen wieder übernommen. Zur Bewertung des Eingriffs 
in den Naturhaushalt ist allerdings immer das geltende Planungsrecht zu Grunde zu 
legen, also die nach planungsrechtlichen Vorgaben tatsächlich mögliche Versiege-
lung im Bestand. Danach übersteigt die bereits planungsrechtlich zulässige Versie-
gelung in der Summe die zukünftig zulässige Versiegelung, sodass insgesamt 
durch den künftigen Bebauungsplan kein Eingriff in das Schutzgut Boden verur-
sacht wird, stattdessen aber Verbesserungen erzielt werden. 
 
Im Bebauungsplan werden gemäß § 9 (5) BauGB die Flächen, deren Böden erheb-
lich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind, gekennzeichnet. Es handelt sich 
dabei um die Grundstücke Broitzemer Straße 32 am Blumenteich (ehemals Sich-
ler/Dreher), Broitzemer Straße 35, Broitzemer Straße 35 A bis 35 C, Büchnerstra-
ße 13, Büchnerstraße 19 (nördl. Teil), Westbahnhof 6, eine Teilfläche im Bereich 
des geplanten Regenrückhaltebeckens, ein Teilbereich östlich des Ringgleises im 
Bereich der geplanten öffentlichen Grünflächen und die private Grünfläche „Ab-
standsgrün“. 
 
Auf dem Grundstück Broitzemer Straße 32 ist auf der Teilfläche/Flurstück 11/49 die 
vorhandene Versiegelung zu erhalten Im Bereich der übrigen Teilflächen ist je nach 
Nutzungsart (Grünfläche, Spielplatz) ein Auftrag von sauberem Boden in einer 
Schicht von mindestens 35 cm erforderlich. Diese Maßgaben werden im Rahmen 
der Gestaltungsplanung der hier vorgesehenen öffentlichen Erholungsangebote be-
sonders zu berücksichtigen sein. Eine Nutzung als öffentliche Fläche (Grünfläche, 
Jugendplatz) ist unter Berücksichtigung der o. a. Maßnahmen (Bodenauftrag, teil-
weise Erhalt von versiegelten Flächen) möglich. 
 
Auf dem Grundstück Broitzemer Straße 35, 35 A bis 35 C ist die festgesetzte Nut-
zung als Gewerbegebiet bzw. eine Neubebauung des Bereichs möglich, wenn die 
Schadensherde saniert und bauliche Sicherungen an der Neubebauung (z.B. Ein-
satz einer lösemittelbeständigen Dampfsperre und von WU-Beton) vorgesehen 
werden. 
 
Auf dem nördlichen Teil des Grundstücks Büchnerstraße 19 sind Sanierungs-/  Si-
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cherungsmaßnahmen erforderlich. Die festgesetzte Nutzung als Gewerbegebiet ist 
möglich, wenn der Gefährdungspfad für die menschliche Sicherheit unterbrochen 
wird, z. B. durch eine Versiegelung der Fläche. Zum Schutz des Grundwassers 
werden vom Gutachter Dr. Pelzer und Partner gezielte Sanierungsmaßnahmen 
(z.B. Bodenaushub) im Bereich der Hauptschadensbereiche empfohlen. 
Die erforderlichen Auflagen und deren Durchführung werden durch die untere Bo-
denschutzbehörde nach den Maßgaben des Bundesbodenschutzgesetzes in geeig-
neter Weise sichergestellt (z. B. durch Anordnungen, Auflagen in Baugenehmi-
gungsverfahren). 
 
Auf dem Grundstück Westbahnhof 6 ist die festgesetzte Nutzung als Gewerbe zu-
lässig. Die nur ausnahmsweise zulässige Nutzung als betriebsbedingtes Wohnen 
ist mit den Bodenverunreinigungen vereinbar, wenn Nutzungseinschränkungen 
(kein Nutzpflanzenanbau, keine Kinderspielflächen) ausgesprochen werden. Diese 
sind im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Auf der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Abstandsgrün“ werden die 
Prüfwerte der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) für Benzo(a)pyren so-
wohl für die Nutzung als Park- und Freizeitanlage als auch für die Nutzung als Ge-
werbegrundstück deutlich unterschritten. Es wird im Bebauungsplan festgesetzt, 
dass ein Nutzpflanzenanbau oder eine Nutzung als Kinderspielfläche einen Auftrag 
von einer mindestens 0,60 m starken Bodenschicht erfordert. 
 
Vor Tiefbaumaßnahmen müssen grundsätzlich noch vertiefende Untersuchungen 
vorgenommen werden. Es ist nicht auszuschließen, dass dabei noch Leitungen mit 
belastetem (Öl) Wasser gefunden werden. 
 
Die geplante Umnutzung des Gebietes gab den Anlass für die detaillierte Untersu-
chung der altlastenverdächtigen Flächen und somit für die Identifizierung und ggf. 
Sanierung von Bodenverunreinigungen, was zu einer Verbesserung der Bodenver-
hältnisse führt. Darüber hinaus werden zurzeit brachliegende Gewerbeflächen (z. B. 
ehemaliger städtischer Betriebshof, Grundstück Broitzemer Straße 32 (ehem. Sich-
ler-/Drehergelände) am Blumenteich unter Berücksichtigung der vorhandenen Bo-
denverhältnisse einer neuen Nutzung zugeführt, sodass gemäß der Bodenschutz-
klausel im BauGB sparsam mit Grund und Boden umgegangen wird. Die Inan-
spruchnahme von Böden liegt auf Flächen, die vergleichsweise von geringerer Be-
deutung für die Bodenfunktionen sind als Flächen im Außenbereich, die Böden mit 
voll intakten Bodenfunktionen aufweisen. 
 
Durch die umfangreichen Untersuchungen wurden die bereits bestehenden Gefähr-
dungen durch Bodenverunreinigungen für die dort tätigen bzw. wohnenden Men-
schen erst ermittelt, so dass die Planung durch Identifizierung und Abhilfe dieser 
Missstände zu einer Verbesserung für das Schutzgut „Mensch“ führt. Darüber hin-
aus wurden für die geplanten sensibleren Nutzungen (Grünflächen, Seniorengärten, 
Spielplätze, Wohnen) dezidierte Untersuchungen gemäß der BBodSchV durchge-
führt, um gesundes Wohnen, Spielen und Arbeiten sicherzustellen. Teilweise ist es 
erforderlich, dass in belasteten Bereichen ein Auftrag mit sauberem Boden erfolgt. 
 
Die Belastung der Böden mit schädlichen Bodenverunreinigungen wird insgesamt 
mit der Umsetzung der Planung gegenüber dem heutigen Zustand abnehmen, da 
entweder Bodensanierungen durchgeführt werden müssen oder verunreinigter Bo-
denaushub ordnungsgemäß entsorgt werden muss. 
 
Auf Basis der Erkenntnisse der Altlastenuntersuchungen kann insgesamt festge-
stellt werden, dass die Planung unter Berücksichtigung der beispielhaft genannten 
Auflagen und Beschränkungen, umsetzbar ist. Die erforderlichen Auflagen und de-
ren Durchführung werden durch die untere Bodenschutzbehörde nach den Maßga-
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ben des Bundesbodenschutzgesetzes im konkreten Einzelfall jeweils in geeigneter 
Weise sichergestellt (z.B. durch Anordnungen, Auflagen in Baugenehmigungsver-
fahren. 
 


4.5.3 Wasser 
 


 
Wasser: Bestand 


Wasser – Bestand: Oberflächenwasser 
 
Das Plangebiet ist insgesamt dem Wassereinzugsgebiet der Oker, einem Fließge-
wässer 2. Ordnung, zuzurechnen, liegt aber weit außerhalb von Überflutungsberei-
chen bzw. gesetzlich festgesetzten Überschwemmungsgebieten. 
 
Im nordwestlichen Bereich des Plangebietes befindet sich der Jödebrunnen, ein mit 
Mauern eingefasster Quellbereich, an dem Grundwasser an die Erdoberfläche tritt. 
Der Jödebrunnen gilt als Quelle der Schölke, einem Fließgewässer 3. Ordnung, das 
zur Oker entwässert. Das Wasser des Jödebrunnens wird der Schölke über ein un-
terirdisches Rohrleitungssystem zugeführt. 
 
Der Blumenteich bildet im nördlichen Teil des Plangebietes ein Stillgewässer. Der 
Teich ist im Bereich einer alten Tonkuhle aus dem 19. Jahrhundert entstanden und 
dient als Vorfluter für anfallendes Regenwasser. Außerdem nimmt er als zwischen-
geschaltetes Speicherbecken das vom Jödebrunnen über eine unterirdische Rohr-
leitung – ehemals ein offen geführter Graben, der sogenannte "Jödebrunnengra-
ben" – kommende Wasser auf und führt es wiederum über einen Abflusskanal zur 
Schölke hin ab (vgl. Büro Ulrich Welk, Entwicklungskonzept Jödebrunnen 2009). 
 
Wasser – Bestand: Grundwasser 
 
Die Grundwasserfließrichtung weist in nordöstliche bis östliche Richtung, wobei es 
der allgemeinen nach Nordosten bis Osten abfallenden Topographie folgt. Die hete-
rogene Untergrundstruktur führt allerdings zu lokalen Abweichungen der Fließrich-
tung und unregelmäßigen Strömungsgradienten. 
 
Die Grundwasserflurabstände sind generell als sehr gering einzustufen. In weiten 
Teilen des Plangebietes liegen die erwarteten mittleren niedrigsten Grundwasser-
flurabstände zwischen 0,1 und 1,0 m (vgl. Büro Dr. Pelzer und Partner). 
 
Im Plangebiet liegt ein geringmächtiger Grundwasserleiter vor, der nur eine geringe 
wasserwirtschaftliche Bedeutung hat. 
 
Ein wichtiger Parameter für die Einschätzung des Wasserpotentials im Plangebiet 
ist die Grundwasserneubildungsrate, die maßgeblich bestimmt durch Relief, Bo-
denart, Vegetationsbedeckung etc., aber auch durch die jahreszeitlichen Unter-
schiede der Niederschläge und Temperaturen. Für den Planungsraum ist eine ge-
ringe bis sehr geringe Grundwasserneubildungsrate zu verzeichnen, bedingt auch 
durch den hohen Versiegelungsgrad. 
 
Ein festgesetztes Trinkwasserschutzgebiet im Plangebiet besteht nicht. 
 
Wasser – Bestand: Vorbelastungen durch bestehende Anlagen, Strukturen und 
Nutzungen 
 
Bodenversiegelung, ein dadurch erhöhter Oberflächenabfluss und die direkte Ablei-
tung von anfallendem Niederschlagswasser in das Entwässerungssystem beein-
flussen Versickerung und Abfluss und wirken sich damit nachhaltig auf die quantita-
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tive Wasserbilanz und die Grundwasserneubildungsrate aus. 
 
Das Wasserrückhaltevermögen ist daher aufgrund des überwiegend hohen Versie-
gelungsgrades der Böden meist stark eingeschränkt. Die Bereiche am Jödebrunnen 
weisen hingegen geringere Versiegelungen auf, so dass hier das Wasserrückhalte-
vermögen als eingeschränkt gilt (vgl. Landschaftsrahmenplan Stadt Braunschweig 
1999). 
 
Die Verrohrung des ehemaligen Jödebrunnengrabens stellt ebenfalls eine Beein-
trächtigung des Schutzgutes Wasser dar. 
 
Die Vorbelastungen für den Boden betreffen gleichzeitig das Schutzgut Wasser. Es 
liegen diverse Grundwasserverunreinigungen mit LCKW, punktuell auch mit BTEX 
(aromatische Kohlenwasserstoffe), PAK und MKW im nördlichen Plangebiet vor. 
Die Auswirkungen der auf dem Grundstück Büchnerstraße 19 festgestellten Boden-
verunreinigungen auf das Grundwasser werden noch durch weitere Untersuchun-
gen ermittelt. Im südlichen Planbereich wurde nur im Bereich der Büchnerstraße 1 
eine punktuelle Belastung des Grundwassers mit KW ermittelt. 
 
Einträge durch Luftverunreinigungen des Stadtgebietes sowie durch verkehrs- und 
nutzungsbedingte Verschmutzungen beeinträchtigen auch die Qualität des Grund-
wassers. 
 
Risiken der Grundwasserbeeinträchtigung durch Schadstoffeintrag bestehen im ge-
samten Plangebiet durch die vorhandenen Nutzungsstrukturen, ausgehend von 
Kraftfahrzeugen, gewerblichen Nutzungen u. a. Das Beeinträchtigungsrisiko wird im 
Landschaftsrahmenplan als mittel bis gering eingestuft. Die unmittelbar angrenzen-
de A 391 gilt als lineare Belastungsquelle für das Grundwasser. 
 
Die Empfindlichkeit des Grundwassers gegenüber Verschmutzung ist entsprechend 
Landschaftsrahmenplan als hoch zu bewerten, bedingt vor allem durch den gerin-
gen Flurabstand des Grundwassers. Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts 
zum Erhalt von qualitativ hochwertigem Grundwasser gilt im überwiegenden Teil 
des Plangebietes als stark eingeschränkt, in den Bereichen um den Jödebrunnen 
als eingeschränkt bis mäßig eingeschränkt (vgl. Landschaftsrahmenplan Stadt 
Braunschweig 1999). 
 


 
Bei Beibehaltung der bisherigen Nutzungen wird sich an der beschriebenen Situati-
on im Wesentlichen nichts ändern. Es ist jedoch damit zu rechnen, dass auch die 
wenigen bisher noch nicht bebauten Grundstücksflächen sukzessive einer gewerb-
lichen Nutzung zugeführt werden und damit versiegelt werden. Dies betrifft insbe-
sondere das Grundstück Westbahnhof 6–9. 
 
Für die bestehenden Grundwasserverunreinigungen besteht auch ohne Planverfah-
ren die Pflicht ordnungsbehördliche Maßnahmen zu ergreifen. 
 


Wasser: Nullvariante 


 
Wasser: Zukünftige Auswirkung der Planung 


Die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf den Grundwasserhaushalt sind na-
türlicherweise eng verknüpft mit denjenigen für den Bodenhaushalt. Entsprechend 
bestehen auch für das Schutzgut Wasser zahlreiche Vorbelastungen, im Wesentli-
chen verursacht durch den hohen Anteil an Überbauung und Versiegelung im Plan-
gebiet. Da diesbezüglich keine relevante Flächenzunahme, sondern in erster Linie 
Verschiebungen zu erwarten sind, ist mit keinen zusätzlichen Störungen des Bo-
denwasserhaushaltes zu rechnen. 
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Die bereits planungsrechtlich zulässige Versiegelung übersteigt in der Summe die 
zukünftig zulässige Versiegelung. Danach gilt für das Schutzgut Wasser wie auch 
für den Boden, dass durch den künftigen Bebauungsplan kein Eingriff durch zusätz-
liche Flächenversiegelungen verursacht wird und somit mit keinen weiteren Störun-
gen des Boden-Wasser-Haushaltes zu rechnen ist. 
 
Eine positive Wirkung wird im Plangebiet hinsichtlich des Wasserrückhaltevermö-
gens erzielt. Die Wasserrückhaltung ist derzeit aufgrund des durch Überbauung 
und Versiegelung erhöhten Oberflächenabflusses stark eingeschränkt. Durch den 
Bau eines Regenwasserrückhaltebeckens mit angeschlossenem Stauraumkanal 
zwischen dem Ringgleis und der Straße Westbahnhof wird der erhöhte Abfluss in 
diesem Bereich deutlich verringert. Anfallendes Niederschlagswasser wird nicht so-
fort in das Entwässerungssystem geleitet, sondern sammelt sich zunächst im Be-
cken, wo es durch Verdunstung wieder in den natürlichen Wasserkreislauf gelangt 
bzw. gedrosselt zur Vorflut geleitet wird. 
 
Mit der Freilegung des Jödebrunnengrabens im Zuge der Herstellung von Wege-
strukturen vom Jödebrunnen zum Blumenteich gelingt es, eine gegenwärtig vor-
handene Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser zu beseitigen. 
 
Die geplante Umnutzung des Gebietes gab den Anlass für die umfangreichen Un-
tersuchungen der bereits punktuell bekannten Grundwasserverunreinigungen und 
führte auch zur Identifizierung von weiteren Belastungen/Verunreinigungen. Auf 
diese Weise wurden die Voraussetzungen für Überwachungs- bzw. Sanierungs-
maßnahmen des Grundwassers geschaffen. 
 


4.5.4 Klima und Luft 
 


 
Klima und Luft: Bestand 


Klimageographisch ist der Planungsraum innerhalb der Klimazone der gemäßigten 
Breiten in einer Übergangszone zwischen ozeanisch beeinflusstem Tiefland im 
Nordwesten und den deutlich kontinentaler geprägten südöstlich angrenzenden 
Regionen einzuordnen. Klimatisch kennzeichnend sind daher gedämpfte Jahres-
schwankungen der Temperatur, der Luftfeuchtigkeit und des Niederschlags. 
 
Das Plangebiet ist in weiten Teilen klimaökologisch belastet. Aufgrund der erhebli-
chen Versiegelung und der massigen Bebauung kommt es zu einen nächtlichen 
Überwärmung, verringerter Luftfeuchtigkeit und erhöhten Schadstoffkonzentratio-
nen.  
 
Bereiche mit einer hohen klimatischen Schutz- und Regenerationsleistung, welche 
die Grundlage zur Bewertung der örtlichen Klimaverhältnisse bilden, z. B. in Form 
von größeren zusammenhängenden Waldflächen, sind im näheren Umfeld nicht zu 
finden. Eine gewisse Wirksamkeit, insbesondere in Bezug auf Luftreinigung und Fil-
terung von Schadstoffen und Stäuben, weisen jedoch bei lokalen Immissionen auch 
kleinere Gehölzstrukturen auf. Von Bedeutung im Plangebiet sind diesbezüglich die 
Gehölzbestände um den Jödebrunnen und auf dem Grundstück Westbahnhof 6–9. 
 
Kaltluftentstehungsgebiete, die in der Regel eine hohe Regenerationsleistung auf-
weisen, sind nicht vorhanden. 
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Klima und Luft – Bestand: Vorbelastungen durch bestehende Anlagen, Strukturen 
und Nutzungen 
 
Ausgehend von den angrenzenden Straßen, der A 391 und der Münchenstraße mit 
sehr hohen Verkehrsaufkommen, treten Belastungen durch lineare Lärm- und 
Schadstoffemissionen auf, die vom Straßenverkehr hervorgerufen werden. Die in 
Verbrennungsprozessen freigesetzten Abgase und durch Abrieb entstehende As-
phaltstäube gelangen in die Umwelt und beeinträchtigen die lokale Luftqualität. An-
grenzend an die A 391 sind die Flächen lufthygienisch- und bioklimatisch als belas-
tet einzustufen; eine Überschreitung der Grenzwerte für verkehrsspezifische Luft-
schadstoffe kann nicht ausgeschlossen werden. 
 


 
Klima und Luft: Nullvariante 


Bei Beibehaltung der bisherigen Nutzungen wird sich an der beschriebenen Situati-
on im Wesentlichen nichts ändern. 
 


 
Klima und Luft: Zukünftige Auswirkung der Planung 


Veränderungen des vorherrschenden Geländeklimas bzw. der mikroklimatischen 
Verhältnisse sind nicht zu erwarten, da die Bebauungsplanung keine grundlegen-
den Nutzungsänderungen vorsieht und das Verhältnis von Grünflächen zu überbau-
ten bzw. versiegelten Flächen annähernd bestehen bleibt. Klimatisch bedeutsame 
Gehölzbestände werden weitgehend erhalten. 
 
Bei der Durchführung der Planung ist insgesamt keine Verschlechterung der klima-
ökologischen- und lufthygienischen Situation zu erwarten. 
 


4.5.5 Orts- und Landschaftsbild / Landschaftserleben 
 


 
Orts- und Landschaftsbild: Bestand 


Zur Erfassung des Landschaftsbildes sind nicht nur die optisch, sondern alle sinn-
lich wahrnehmbaren Ausprägungen von Natur und Landschaft, also das ganzheitli-
che Erleben einer Landschaft darzustellen. Das Erscheinungsbild von Siedlungsbe-
reichen entspricht dabei als Ortsbild einem Teil des Landschaftsbildes. 
 
Das Plangebiet ist dem westlichen Stadtgebiet von Braunschweig zuzuordnen und 
gehört in der weiteren Differenzierung der räumlichen Gliederung zum Stadtbezirk 
"Westliches Ringgebiet". 
 
Entsprechend seiner innerstädtischen Lage ist das Plangebiet außerordentlich stark 
anthropogen überformt. Große Teile des Gebietes sind bebaut, wobei das Ortsbild 
vor allem durch massige Gewerbebauten, insbesondere im westlichen Teil entlang 
der Büchnerstraße, bestimmt wird. Der östliche Teil, speziell der Bereich des städti-
schen Betriebshofes, zeigt insgesamt eine geringere Baudichte. Die Freiflächen 
dienen hier vielfach zur Lagerung verschiedenster Materialien bzw. Baustoffe. Am 
südlichen Rand des Plangebietes, entlang der Hugo-Luther-Straße, prägen mehr-
geschossige Wohnhäuser das Bild. 
 
Damit lässt sich im Hinblick auf das Ortsbild ein insgesamt sehr heterogenes Er-
scheinungsbild feststellen. 
 
In einzelnen Bereichen des Plangebietes stehen neben den baulichen Strukturen in 
erster Linie Grünstrukturen im Vordergrund. Es handelt sich hierbei um folgende 
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Bereiche: 
 
• Bereich Jödebrunnen mit umliegendem Gehölzbestand, 
• Gehölze und Grünflächen um den Blumenteich, 
• Grünstrukturen entlang des Westlichen Ringgleises, 
• Grünflächen mit Gehölzstrukturen und Einzelbäumen im zentralen Teil des 


Plangebietes (Grundstück Westbahnhof 6–9) und 
• verschiedene Gartenflächen im Bereich von Wohngebäuden. 
 
Die Grünflächen, insbesondere große dominierende Einzelbäume und ältere zu-
sammenhängende Gehölzbestände, prägen ganz speziell die Silhouette des Gebie-
tes und besitzen generell innerhalb des städtischen Siedlungsraumes eine große 
Bedeutung für das Orts- und Landschaftsbild. Als grünbestimmte Freiräume erfüllen 
sie wichtige städtebauliche und raumgliedernde Funktionen. 
 
Eine übergeordnete räumliche Bedeutung besitzen unter diesem Aspekt die Freiflä-
chen des Westlichen Ringgleises. Sie fungieren als wichtige lineare, stadtteilüber-
greifende Wege- und Grünverbindung. Nach Stilllegung der ehemaligen Bahnstre-
cke in den 1980er Jahren besteht langfristig das Ziel, den ehemaligen Gleisring 
komplett für Fußgänger und Radfahrer zu erschließen. Der innerhalb des Plange-
bietes verlaufende Gleisabschnitt wurde bereits entsprechend umgestaltet. Ein we-
sentlicher Bestandteil der Grün- und Freiraumachse Ringgleis ist ein Birkenbestand, 
der sich nordöstlich der Gleise auf dem noch vorhandenen Gleisschotter entwickelt 
hat. Das "Birkenwäldchen" definiert nachhaltig die Eigenart bzw. den Charakter die-
ses Bereichs und ist aus gestalterischen Gründen unbedingt erhaltenswert. 
 
Ebenfalls von besonderer Bedeutung für das Orts- und Landschaftsbild sind die 
zum Teil sehr dichten, vergleichsweise naturnahen Gehölzstrukturen um den Jö-
debrunnen, die innerhalb des städtischen Raumes ein gewisses Maß an Naturerle-
ben ermöglichen sowie das Bau- und Naturdenkmal Jödebrunnen selbst. 
 
Unter dem vorhandenen Bestand prägender Einzelbäume ist eine Esche im Bereich 
des Grundstücks Westbahnhof 6–9 besonders erwähnenswert. Die Esche mit ei-
nem Kronendurchmesser von etwa 20 m dominiert durch ihr eindrucksvolles Er-
scheinungsbild deutlich ihre Umgebung. 
 
Im Landschaftsrahmenplan der Stadt Braunschweig werden unter dem Aspekt 
Landschaftserleben folgende Teilbereiche hervorgehoben: 
 
• Grundstück Westbahnhof 6 - 9: Bereich > 1 ha mit mittlerer Bedeutung für 


das Naturerleben in Ortsteilen 
• Jödebrunnen: Sonstige Elemente mit Bedeutung für das Landschaftserle-


ben – Quelle 
 
Orts- und Landschaftsbild – Bestand: Vorbelastungen durch bestehende Anlagen, 
Strukturen und Nutzungen 
 
Durch verschiedene Beeinträchtigungen und Störfaktoren kommt es zum Teil zu 
starken Einschränkungen des Orts- und Landschaftsbildes. So sind die unmittelbar 
westlich angrenzende A 391 sowie die nördlich verlaufende Münchenstraße mit Be-
einträchtigungen verbunden. Sowohl auf der Autobahn als auch auf der Straße 
werden erhebliche Fahrzeugdichten gemessen, die zu hohen Verkehrs- und damit 
Lärmbelastungen führen. Abgesehen vom Lärm verursacht der Straßenverkehr 
durch die freigesetzten Fahrzeugabgase auch Beeinträchtigungen des Geruchs-
sinns. Die genannten Beeinträchtigungen werden zwar durch vorhandene Lärm-
schutzmaßnahmen vermindert, allerdings stören diese wiederum in optischer Hin-
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sicht das Orts- und Landschaftsbild. 
 
Zu visuellen Beeinträchtigungen kommt es auch innerhalb des Plangebietes. Im 
Hinblick auf die städtebauliche bzw. stadtgestalterische Situation zeigen sich eine 
Vielzahl von Konflikten und Problempunkten, unter anderem durch die Vermischung 
unterschiedlicher Nutzungen wie Industrie, Gewerbe und Wohnen. Visuelle Störun-
gen werden z. B. durch Nutzungsaufgabe und zerfallender Bausubstanz verursacht. 
 
Weitere Störungen des Orts- und Landschaftsbildes werden teilweise durch unge-
ordnete Materiallagerungen hervorgerufen, so z. B. durch abgestellte und für einen 
Weiterverkauf gelagerte Gebraucht- und Schrottfahrzeuge. 
 


 
Orts- und Landschaftsbild: Nullvariante 


Bei Beibehaltung der bisherigen Nutzungen wird sich an der beschriebenen Situati-
on im Wesentlichen nichts ändern. Es ist jedoch damit zu rechnen, dass auch die 
wenigen bisher noch nicht bebauten Grundstücksflächen sukzessive einer gewerb-
lichen Nutzung zugeführt werden und damit versiegelt werden. Dies betrifft insbe-
sondere das Grundstück Westbahnhof 6–9. 
 


 
Orts- und Landschaftsbild: Zukünftige Auswirkung der Planung 


Durch den Bebauungsplan wird sich der grundlegende Charakter des Ortsbildes 
nicht verändern, so dass mit keinen Beeinträchtigungen des Schutzgutes zu rech-
nen ist. Im Gegenteil fördern die geplante Neustrukturierung bzw. Neuordnung des 
Gebietes nach städtebaulichen Aspekten eine positive Entwicklung. 
 
Durch Änderungen in der Straßenführung ergeben sich Verbesserungen der ver-
kehrlichen Situation, insbesondere eine deutlich klarere Strukturierung der Er-
schließung des Stadtquartiers. 
 
Teile des Plangebietes erfahren zukünftig eine erhebliche Aufwertung hinsichtlich 
ihrer Bedeutung für die Erholung. Bereits bestehende von Erholungssuchenden ge-
nutzte Bereiche, wie die Grün- und Wegeachse Westliches Ringgleis, werden in ih-
rer Erlebniswirksamkeit weiter erhöht. Eine entsprechende Wirkung erzielen einer-
seits das unmittelbar am Ringgleis geplante Regenwasserrückhaltebecken und an-
dererseits die Integration unterschiedlicher Nutzungen in die vorhandenen Grünflä-
chen. 
 
Der Jödebrunnen stellt als Bau- und Naturdenkmal einen hochwertigen Bereich für 
das Landschaftserleben dar. Er soll im Rahmen des Planvorhabens behutsam für 
die Öffentlichkeit geöffnet werden. Eine Wegeanbindung für Fußgänger und Rad-
fahrer ist sowohl in westliche als auch östliche Richtung zum Blumenteich vorgese-
hen. Die Möglichkeit einer weiteren Steigerung des Erholungswertes am Jödebrun-
nen könnte durch eine Informationsstelle und/oder eine kleine gastronomische Nut-
zung im ehemaligen Kontorhaus erreicht werden. Im Rahmen der Detaillierung und 
Umsetzung der Planung sind dabei insbesondere die Belange des Naturschutzes 
und des Denkmalschutzes zu berücksichtigen, die nicht beeinträchtigt werden dür-
fen. 
 
Von besonderer Bedeutung für das Orts- und Landschaftsbild ist der weitestgehen-
de Erhalt des Vegetationsbestandes im Plangebiet, so dass diesbezüglich keine 
Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Durch vorgeschriebene Baum- und Gehölz-
anpflanzungen, vor allem entlang der Straßen, den Anteil an Mindestbegrünung auf 
Gewerbeflächen, die Begrünung von Stellplätzen und die Pflanzung von Straßen-
bäumen wird darüber hinaus eine optische Aufwertung des Plangebietes und spe-
ziell des Straßenraumes erreicht, die sich positiv auf die Qualität des Orts- und 
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Landschaftsbildes auswirkt. 
 
Mit dem Aspekt Orts- und Landschaftsbild sind Anforderungen an einen Raum an-
gesprochen, die über die reine Erholungsnutzung hinausgehen. Landschaft ist so-
mit auch Teil des Lebensraumes der in der Region wohnenden Menschen, die sich 
mit ihrer Landschaft identifizieren. Insofern werden weitere Einflüsse auf das 
Schutzgut Orts- und Landschaftsbild unter dem Aspekt Schutzgut Mensch, Punkt 
4.5.7 erörtert. 
 


4.5.6 Lärm (siehe auch: Kapitel 5.7) 
 


 
Lärm: Bestand 


Das Plangebiet ist verschiedenen Lärmbelastungen ausgesetzt; auch gehen vom 
Plangebiet Lärmemissionen auf die angrenzende Umgebung aus. 
 
In Bezug auf den Straßenverkehrslärm sind die erheblichen Lärmimmissionen 
durch die A 391 zu nennen. Diese wirken sich sowohl auf die gewerblichen 
Grundstücke als auch auf die Wohnbebauung an der Hugo-Luther-Straße aus. 
Darüber hinaus ist die Wohnbebauung an der Hugo-Luther-Straße durch den Lärm 
des Gewerbeverkehrs Richtung Westbahnhof und Büchnerstraße belastet. Demge-
genüber können die Verkehrslärmimmissionen durch die Münchenstraße und die 
Stadtbahnstrecke vernachlässigt werden. Auch die Verkehrslärmimmissionen in-
nerhalb des Gewerbegebietes können vernachlässigt werden. 
 
Von den Gewerbegebieten Westbahnhof und Büchnerstraße gehen Lärmemissio-
nen aus, die sich nachteilig auf die Wohnbebauung Hugo-Luther-Straße sowie auf 
die Wohnbebauung Am Jödebrunnen und die stationäre Einrichtung für wohnsitzlo-
se Männer an der Münchenstraße auswirken können. 
 
Ferner ist der Planbereich durch die Gewerbegebiete nördlich der Münchenstraße 
vorbelastet. 
 
Auch die Dauerkleingartenanlage „Gartenkolonie Westbahnhof“ liegt im Einflussbe-
reich der Gewerbegebiete Büchnerstraße und Westbahnhof. 
 


 
Lärm: Nullvariante 


Wird die Planung nicht durchgeführt, so ist wegen der prognostizierten Verkehrszu-
nahme eine Steigerung der Lärmbelastung der Wohnbebauung Hugo-Luther-
Straße zu erwarten. 
 
Durch zusätzliche Nutzungen auf den gewerblichen Grundstücken sind weitere Be-
lastungen der Wohnbebauung Hugo-Luther-Straße sowie der Gartenkolonie West-
bahnhof durch Gewerbelärmimmissionen nicht auszuschließen. 
 


 
Lärm: Zukünftige Auswirkung der Planung  


Durch den Neubau der Verlängerung Büchnerstraße, der Planstraße A und der 
Straße Westbahnhof sowie durch die damit zusammenhängende veränderte Ver-
kehrsführung über Broitzemer Straße und Pippelweg zur Münchenstraße ist in den 
angrenzenden Bereichen mit zusätzlichen Lärmimmissionen zu rechnen. Aufgrund 
der zu gutachterlich ermittelten Immissionswerte sind jedoch Schallschutzmaßnah-
men nicht erforderlich. 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes hinsichtlich immissionsrelevanter flä-
chenbezogener Schallleistungspegel (IFSP) für die Gewerbegebiete im Plangebiet 
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führen dazu, dass die einschlägigen Richt- und Orientierungswerte in den nächstge-
legenen schutzwürdigen Bereichen eingehalten werden. 
 
Die Festsetzungen zu passiven Schallschutzmaßnahmen im Plangebiet führen da-
zu, dass gesunde Arbeitsverhältnisse gesichert sind. Die Regelungen zu Betriebs-
leiterwohnungen, die nur ausnahmsweise unter bestimmten Bedingungen zulässig 
sind, sollen sicherstellen, dass Betriebsleiterwohnungen nur in unbedingt erforderli-
chem Ausmaß in diesem Gebiet angesiedelt werden. 
 
Die Festsetzungen zu einer Lärmschutzwand zwischen dem geplanten Jugendplatz 
und der Gartenkolonie Westbahnhof sichern die Einhaltung der einschlägigen Ori-
entierungswerte in dieser Dauerkleingartenanlage. 
 
Dadurch wird ein größtmöglicher Gesundheitsschutz gegenüber potentiellen Lärm-
belastungen erreicht. 
 


4.5.7 Mensch und Gesundheit 
 


 
Mensch und Gesundheit: Bestand 


Die Bestandssituation für das so genannte Schutzgut Mensch ist eng mit der 
menschlichen Wahrnehmung verbunden, wobei sich diese auch nach den jeweili-
gen funktionellen Ansprüchen, wie Arbeiten, Wohnen, Erholen u. a., richtet. Daher 
ergeben sich Überschneidungen mit den sinnlich wahrnehmbaren Ausprägungen, 
die unter 4.5.5, Orts- und Landschaftsbild, erörtert wurden. 
 
Unter dem Aspekt der Erholung erfüllen vor allem die Freiflächen entlang des West-
lichen Ringgleises wichtige Funktionen für das Schutzgut Mensch. Sie sind wichtige 
Freiräume zur Stadtgliederung und Versorgung der Bevölkerung mit wohnungsna-
hem Erholungsgrün. In Anbetracht der langfristigen Zielstellung, die Wege des 
ehemaligen Gleisringes in ein überregionales Rad- und Wanderroutennetz zu integ-
rieren, gewinnen die Flächen zusätzlich an Bedeutung. 
 
Ferner ist die Gesundheit von den Aspekten Lärm und Altlasten betroffen, die sepa-
rat in diesem Umweltbericht behandelt werden (s. Kap. 4.5.2 Boden, 
Kap. 4.5.6 Lärm). 
 
Mensch und Gesundheit – Bestand: Vorbelastungen durch bestehende Anlagen, 
Strukturen und Nutzungen 
 
Die Vorbelastungen auf das Schutzgut Mensch stehen ebenfalls im engen Zusam-
menhang mit dem Schutzgut Orts- und Landschaftsbild. Durch die an das Plange-
biet angrenzenden Straßen werden neben visuellen Einschränkungen auch Beein-
trächtigungen von Gehör und Geruchssinn verursacht. Hervorgerufen werden diese 
vom Straßenverkehr durch Verkehrslärm und freigesetzte Abgase. 
 
Zu erheblichen visuellen Belästigungen innerhalb des Plangebietes führen auch 
leerstehende, zerfallende Gebäude sowie ungeordnete Lagerflächen. 
 


 
Mensch und Gesundheit: Nullvariante 


Bei Beibehaltung der bisherigen Nutzungen wird sich an der beschriebenen Situati-
on im Wesentlichen nichts ändern. 
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Mensch und Gesundheit: Zukünftige Auswirkung der Planung 


Die vorhabenbedingten Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild beeinflus-
sen in gleicher Weise das Schutzgut Mensch. Betroffen sind hier hauptsächlich Be-
wohner, Arbeitende und Erholungssuchende aus dem Plangebiet und seiner Um-
gebung. 
 
Wie beim Schutzgut Orts- und Landschaftsbild überwiegen insgesamt für das 
Schutzgut Mensch die positiven Aspekte des geplanten Vorhabens. Mit der städte-
baulichen Neustrukturierung bzw. Neuordnung und des gesteigerten Erholungswer-
tes des Gebietes werden sowohl Wohn- und Arbeitsbedingungen als auch Erho-
lungsvoraussetzungen deutlich verbessert. Die verschiedenen Faktoren zur Aufwer-
tung des Ortsbildes fördern die persönliche Identifikation sowie die kulturelle und 
regionale Zuordnung der ansässigen Bevölkerung. Von besonderer Bedeutung ist 
in diesem Zusammenhang die Öffnung des Jödebrunnens, welche die Erlebbarkeit 
von regionalem Kulturgut ermöglicht. Aber auch die Erschließung und Vernetzung 
von Freiräumen über Wegeverbindungen und Grünflächen sind eine wichtige Vor-
aussetzung für einen zunehmenden Erholungswert des Gebietes. 
 
Sonstige Auswirkungen auf das Schutzgut „Mensch“ sind nicht erkennbar. 
 


4.5.8 Kultur- und Sachgüter 
 


 
Kultur- und Sachgüter: Bestand 


Die Brunnenanlage Jödebrunnen stellt ein hochwertiges Kultur-, speziell Baudenk-
mal dar. Der Jödebrunnen ist Baudenkmal gemäß § 3 (2) Niedersächsisches 
Denkmalschutzgesetz (NDSchG). 
 
Der Jödebrunnen ist ein schon seit dem 14. Jahrhundert auf 3 Seiten mit Kalk-
steinmauern eingefasstes, offenes Quellwasserbecken. Der Brunnen hat eine Sei-
tenlänge von im Mittel ca. 45,0 m, eine Mauerhöhe von 3,0 m (bei ca. 1,5 m Was-
serstand) und eine Mauerdicke von 0,9 m. Vom Jödebrunnen aus zog sich in gera-
der Linie eine Pipenleitung bis vor das Hohe Tor, von dort weiter über die Sonnen-
straße bis zum Altstadtmarkt. Hier speiste er den öffentlichen Brunnen. Die Lei-
tungslänge vom Quellbecken bis zum Marktbrunnen betrug rund 2 km. Am Überlauf 
abfließendes Wasser wird heute über den größtenteils verrohrten Jödegraben bis 
zur (ehemaligen) Ölper Mühle und dort in die Oker abgeleitet. 
 
Das Becken wird 1345 erstmals schriftlich erwähnt und stellt das einzige mittelalter-
liche Dokument der Wasserversorgung der Stadt dar. Das seinerzeit weit vor den 
Toren der Stadt befindliche Wasserbecken lag damit in naturnaher Umgebung. Im 
engeren Sinn hat sich diese Situation bis heute erhalten, denn nach wie vor liegt der 
Jödebrunnen abgeschieden auf einem überwiegend „Grün“-bestimmtem Grund-
stück mit deutlichem Abstand zur Bebauung. 
 
Das Wasserbecken befindet sich auf einem nicht frei zugänglichen Grundstück. In 
dieser Form ist es aus dem öffentlichen Raum heraus zwar nicht sichtbar und er-
lebbar, aber dennoch vor missbräuchlicher Nutzung und Vandalismus geschützt. 
 
Weitere gesetzlich geschützten Kultur-, Bau- oder Bodendenkmale befinden sich 
nicht im Bereich des Plangebietes. Allerdings sind einige Anlagen als Zeugnisse der 
Industriegeschichte dieses Bereiches als erhaltenswert einzustufen, z. B.: 
 
• "Kontorhaus" am Jödebrunnen 
• Backsteingebäude Broitzemer Straße 35 
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• "Fliegerhalle" südwestlich der Straße Westbahnhof (Grundstück städt. Be-
triebshof) 


• "Pferdestall" westlich der "Fliegerhalle" (Grundstück städt. Betriebshof) 
• Ringgleis mit allen technischen Einrichtungen und Nebenanlagen 
• Gleisanlagen auf dem Grundstück Broitzemer Straße 38 
 
Über Vorbelastungen vorn Kultur- und Sachgütern ist nichts bekannt. 
 


 
Kultur- und Sachgüter: Nullvariante 


Bei Beibehaltung der bisherigen Nutzungen wird sich an der beschriebenen Situati-
on im Wesentlichen nichts ändern. 
 


 
Kultur- und Sachgüter: Zukünftige Auswirkung der Planung 


Beeinträchtigungen von Kultur- und Sachgütern sind im Wesentlichen nicht zu er-
warten. Veränderungen am Jödebrunnen selbst sind nicht vorgesehen. Allerdings 
sind durch die Öffnung dieses Bereiches für die Öffentlichkeit Beschädigungen auf-
grund von Vandalismus nicht generell auszuschließen. Die Vermeidung solcher 
Schäden muss bei der Detailplanung besonders berücksichtigt werden. Ziel soll es 
dabei sein, eine optische Erlebbarkeit herzustellen, das unmittelbare Herantreten 
jedoch durch eine dichte Bepflanzung zu vermeiden. Dadurch sollen zum einen Be-
schädigungen des Denkmals durch Vandalismus vermieden werden, zum anderen 
auch eine Gefährdung der Öffentlichkeit, z. B. von Kindern. 
 
Für erhaltenswerte Gebäude innerhalb des Plangebietes, die derzeit ungenutzt sind 
und dem Verfall ausgesetzt wären, werden geeignete Nachnutzungen angestrebt. 
 


4.5.9 Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 
 
Innerhalb des bestehenden Beziehungsgeflechts zwischen den Schutzgütern kön-
nen Auswirkungen, die ein Vorhaben auf zunächst ein Schutzgut ausübt, auf ande-
re weiterwirken. Es kann zur Verkettung und Steigerung von Auswirkungen kom-
men. Deswegen sind die Schutzgüter nicht nur einzeln, sondern im Zusammenspiel 
der vielen Wechselwirkungen zu betrachten. 
 
Besonders negative Wechselwirkungen innerhalb des Plangebietes sind im Rah-
men dieses Bebauungsplanes nicht zu erwarten. 
 
Erhebliche über das Plangebiet hinausgehende Wechselwirkungen sind ebenfalls 
nicht erkennbar. 
 


4.6 


 


Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der  
nachteiligen Auswirkungen 


Die gemäß den gesetzlichen Vorgaben (§§ 1 und 1 a BauGB) bei einer Planaufstel-
lung zu berücksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz sind im vorliegenden 
Bebauungsplan mit folgenden Ergebnissen angewendet worden: 
 


4.6.1 Aufarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1 a Abs. 3 BauGB i. V. m. dem BNatSchG) 
 


 
Anwendung der Eingriffsregelung 


In Kapitel 4.5 sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwartenden 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt mit seinen Schutzgütern und auf das Land-
schaftsbild dargestellt und bewertet worden. 
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Nach § 19 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffs verpflichtet, vermeidbare 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Unvermeidbare Be-
einträchtigungen sind nach § 19 BNatSchG durch Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege vorrangig auszugleichen – Ausgleichsmaßnahmen – 
oder in sonstiger Weise zu kompensieren – Ersatzmaßnahmen. Als kompensiert gilt 
eine Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des Natur-
haushalts in gleichwertiger Weise ersetzt sind. 
 
Ferner ist gemäß § 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB ein Ausgleich nicht erforderlich, soweit 
die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig 
waren. Im Bereich des Bebauungsplanes WI 83 sind demnach die planungsrechtli-
chen Vorgaben des Bebauungsplanes WI 38 für das Gewerbegebiet Büchnerstraße 
und die planungsrechtlichen Vorgaben gemäß § 34 BauGB für die übrigen künfti-
gen Gewerbe- und Verkehrsflächen den künftigen Nutzungen gegenüberzustellen 
und miteinander zu vergleichen. 
 
Der bisher geltende Bebauungsplan WI 38 im Bereich der Büchnerstraße setzt eine 
GRZ von 0,6 fest. Darüberhinaus ist die Versiegelung für Stellplätze und andere 
Flächen jedoch nicht begrenzt. Der neue Bebauungsplan WI 83 lässt demgegen-
über eine GRZ von 0,7 mit einer Überschreitung für Garagen, Stellplätze und deren 
Zufahrten sowie für Nebenanlagen bis zu einer GRZ von nur max. 0,8 zu. Damit 
wird der maximal zulässige Versiegelungsgrad gegenüber dem alten Recht redu-
ziert. 
 
Entlang der Büchnerstraße ist im Bebauungsplan WI 38 ein durchschnittlich 5,0 m 
breiter privater Pflanzstreifen festgesetzt. Dieser ist heute überwiegend nicht reali-
siert. Der Bebauungsplan WI 83 setzt entlang der Büchnerstraße einen privaten 
Pflanzstreifen von 3,0 m fest, schreibt jedoch zusätzlich vor, dass mindestens 10% 
der Grundstücksfläche qualifiziert zu begrünen sind. Dadurch bleibt der vorge-
schriebene Anteil von Pflanzflächen auf den Grundstücken gleich. 
 
Ferner ist im Bebauungsplan WI 38 entlang der damals angenommenen Trassie-
rung der A 391 ein 10,0 m breiter privater Pflanzstreifen festgesetzt. Da die A 391 
im Ergebnis weiter westlich errichtet wurde, sind die Flächen des festgesetzten 
Pflanzstreifens heute den Gewerbegrundstücken zugeschlagen und werden ent-
sprechend genutzt. Jedoch befindet sich zwischen der Grenze der Gewerbe-
grundstücke und der A 391 ein durchschnittlich 10,0 m breiter öffentlicher Grünstrei-
fen, sodass die Festsetzungen des Bebauungsplanes in Bezug auf Grünflächen 
heute wie zukünftig erfüllt sind. 
 
Die ebenfalls im Bebauungsplan WI 38 festgesetzte „Erholungsfläche“ südlich des 
Jödebrunnens wird im künftigen Bebauungsplan WI 83 als öffentliche Grünfläche 
festgesetzt; sodass sich auch hier kein Eingriff ergibt. 
 
Die Flächen, für die bisher kein Bebauungsplan galt, sind bereits heute überwie-
gend gewerblich genutzt und stark versiegelt. Eine Ausnahme hiervon bildet das 
Grundstück Westbahnhof 6–9, welches heute stark begrünt ist. Aufgrund der Prä-
gung durch die Nachbarschaft ist dieses Grundstück jedoch gem. § 34 BauGB auch 
als Gewerbegrundstück mit einer zulässigen Versiegelung von 80% einzustufen. 
Maßgeblich für diese Beurteilung ist die Einstufung als Gewerbegrundstück und die 
bauliche Ausnutzung der benachbarten Grundstücke, die teilweise bis zu einer Ver-
siegelung von 100% geht. Bauvorhaben würden hier im Umfang der umgebenden 
Grundstücke zugelassen werden. Zudem lässt § 34 BauGB prinzipiell auch eine 
höhere Grundstücksausnutzung als auf Nachbargrundstücken zu. Da es keine 
Baumschutzsatzung gibt, gibt es im Falle von Bauanträgen auch keine Handhabung 
zum Erhalt von Grünbeständen (mit Ausnahme von Naturdenkmalen). Dies bedeu-
tet, dass auch für das Grundstück Westbahnhof 6–9 kein Eingriff festgestellt wer-
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den kann und deshalb keine Festsetzung von Ausgleichsmaßnahmen erfolgt. 
 
Im Ergebnis ist festzustellen, dass alle künftigen Gewerbe- und Verkehrsflächen be-
reits heute gemäß Bebauungsplan WI 38 oder gemäß § 34 BauGB entsprechend 
ausgenutzt und versiegelt werden können. Damit sind die geplanten Eingriffe be-
reits heute planungsrechtlich zulässig und Ausgleichsmaßnahmen nicht erforder-
lich. 
 


 
Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 


Im Bebauungsplanverfahren ist jedoch auch über Maßnahmen zur Vermeidung und 
zur Minderung nachteiliger Auswirkungen zu entscheiden. 
 
Bei den Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen handelt es sich um allgemei-
ne umweltschützende Maßnahmen, die unter Würdigung der örtlichen Situation, der 
geplanten Nutzungen und der in der Bestandsanalyse festgestellten Wertigkeiten 
von Natur und Landschaft im Rahmen der Abwägung im Bebauungsplan festge-
setzt wurden. 
 
Folgende Maßnahmen dienen u. a. der Vermeidung und Verminderung von Beein-
trächtigungen: 
 
• Erhalt vorhandener Einzelbäume, Gehölzbestände, Gräser- und Staudenflu-


ren zur Minimierung von Verlusten floristisch und faunistisch bedeutsamer 
Grünstrukturen und zur Vermeidung von Beeinträchtigungen des Orts- und 
Landschaftsbildes; 


• Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern, insbesondere entlang von Stra-
ßenverkehrsflächen, zur Minimierung kleinklimatischer Belastungen und bes-
seren Durchgrünung des Gewerbegebietes; 


• Verwendung von einheimischen und standorttypischen Pflanzen für Neuan-
pflanzungen; 


• Verminderung von Beeinträchtigungen des Bodenwasserhaushaltes, wie er-
höhter Oberflächenabfluss und verringerte Grundwasserneubildung, durch die 
Anlage eines Regenwasserrückhaltebeckens mit angeschlossenem Stau-
raumkanal. 


 
Die Umsetzung von Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Beein-
trächtigungen in Natur und Landschaft wird im Bebauungsplan durch verschiedene 
Festsetzungen planungsrechtlich gesichert, u. a. durch 
 
• Begrenzung der Bebaubarkeit von Grundstücksflächen durch Festlegung von 


Baugrenzen, 
• Festsetzung zu erhaltender Bäume und von Flächen zur Erhaltung von Ge-


hölzen, 
• Festsetzungen zur Begrünung öffentlicher und privater Grünflächen sowie von 


Flächen für die Anpflanzung von Gehölzen. 
 


 
Vermeidung von Verstößen gegen den Artenschutz nach § 42 BNatSchG 


Zwingend erforderlich ist die Vermeidung jeglicher Beeinträchtigungen der im Plan-
gebiet nachgewiesenen, nach § 42 BNatSchG unter Artenschutz stehenden Vogel- 
und Fledermausarten (vgl. Kap. 4.5.1 Pflanzen und Tierwelt – Bestand: Artenschutz 
nach § 42 BNatSchG). 
 
Verstöße gegen die Artenschutzverbote können nach Steiner und Hugo durch fol-
gende Maßnahmen für Fledermäuse vermieden werden: 
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• Durchführung von Abriss- oder Sanierungsmaßnahmen sowie der Entfernung 


von Bäumen als mögliche Quartierstandorte außerhalb der sommerlichen Ak-
tivitätszeit der Fledermäuse 
(sommerliche Aktivitätszeit von April bis Oktober) oder 


• Sicherstellung, dass keine Quartiere vorhanden sind, unmittelbar vor Beginn 
der Baumaßnahmen durch geeignete Untersuchungen; 


• Sicherstellung, dass keine Winterquartiere in Gebäuden und in Bäumen zer-
stört werden, bei Baumaßnahmen von Oktober bis März. 


 
Für Vögel können Verstöße gegen die Artenschutzverbote durch folgende Maß-
nahmen vermieden werden (vgl. Steiner und Hugo): 
 
• Durchführung von Maßnahmen, die zur Zerstörung von Nestern oder Jungvö-


geln führen, nur außerhalb der Brutzeit 
(Haupt-Brutzeit im April bis Juli, beim Grünspecht Reviergründung und Paar-
bildung bereits ab Mitte März möglich); 


• Kontrolle betroffener Gebäude und Gehölzbestände auf Bruten vor Maßnah-
menbeginn bei geplanten Arbeiten während der Brutzeit von April bis Juli 
(bei Arten wie Mehlschwalben, Mauersegler und Grauschnäpper Jungvögel 
möglicherweise bis in den August im Nest anzutreffen). 


 
Weitere Maßnahmen sind gegebenenfalls notwendig, wenn z. B. mit Verlusten von 
Nahrungsflächen für Vögel oder Jagdgebieten für Fledermäuse zu rechnen ist. Fol-
gende vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen kommen nach Steiner und Hugo in 
Frage:  
 
• Schaffung von Gebäude-Ersatzquartieren für Fledermäuse und Nistmöglich-


keiten für Vögel durch entsprechende Maßnahmen an bestehenden Gebäu-
den oder Errichtung von Ersatzstrukturen; 


• Schaffung von Ersatzquartieren für Baumfledermäuse und Nistmöglichkeiten für 
höhlenbrütende Vögel in Form von künstlichen Quartieren oder Nistkästen; 


• Ausbau des vorhandenen Bunkers in der Grünfläche  4  als großräumiges 
(Winter-)Quartier für Fledermäuse. Dafür muss die Zugangstür geschlossen 
werden. Die beiden im Dach vorhandenen Löcher sind zu schließen und in-
nerhalb des Gebäudes sind Nist- und Einbausteine anzubringen. 


 
Im Bebauungsplan wird festgesetzt, dass in den öffentlichen Grünflächen insge-
samt 75 künstliche Fledermaushöhlen unterzubringen sind. Dabei handelt es sich 
um eine vorgezogene Ausgleichsmaßnahme zum Erhalt der Population der Fleder-
mäuse. Die Maßnahmen werden festgesetzt, da die Festlegung und Durchführung 
von Einzelmaßnahmen im Rahmen von Veränderungen auf den Privatgrundstücken 
kaum handhabbar ist. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass insbesondere der Ab-
bruch von Gebäuden und das Fällen von Bäumen genehmigungsfrei ist und damit 
keiner behördlichen Kontrolle unterliegt. 
 
Der Umbau des Bunkers in der öffentlichen Grünfläche  4  wird im Bebauungsplan 
nicht festgesetzt. Zwar wären die Umbaukosten mit ca. 3.000 € relativ gering, je-
doch sind die Kosten eines dauerhaften Unterhalts zum Zeitpunkt der Aufstellung 
des Bebauungsplanes nicht kalkulierbar. Zudem bestehen Sicherheitsbedenken. 
Sollte sich im Rahmen der Gestaltung der Grünflächen jedoch herausstellen, dass 
eine Nutzung als Fledermausquartier möglich und finanzierbar ist, so wäre eine sol-
che Nutzung im Sinne des Artenschutzes zu begrüßen. Der Bebauungsplan würde 
dem nicht entgegenstehen. 
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Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung 


Aus der Prognose der Umweltauswirkungen geht hervor, dass durch den Bebau-
ungsplan keine erheblichen Eingriffe in Natur und Landschaft im Sinne von 
§ 18 BNatSchG vorbereitet werden. 
 
In Kapitel 4.5 sind die mit der Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwartenden 
Auswirkungen auf den Naturhaushalt mit seinen Schutzgütern und auf das Land-
schaftsbild dargestellt und bewertet worden. 
 
Im Rahmen des grünordnerischen Fachbeitrages zum Bebauungsplan wurde auch 
ein rechnerische Bilanz der heutigen tatsächlichen Versiegelung im Plangebiet im 
Vergleich zur zukünftig zulässigen Versiegelung vorgenommen. Dem bereits heute 
planungsrechtlich zulässigen Versiegelungsgrad von ca. 62% steht nach künftigem 
Bebauungsplan ein Versiegelungsgrad von ca. 55% gegenüber. 
 
Zusammengefasst kommen sowohl die rechnerische Bilanzierung des Eingriffs in 
den Naturhaushalt als auch die verbal argumentative Bewertung des Eingriffs in das 
Landschaftsbild, ergänzt durch die planungsrechtliche Beurteilung zu dem Ergeb-
nis, dass durch den Bebauungsplan keine neuen erheblichen Eingriffe in Natur und 
Landschaft verursacht werden. Im Gegensatz dazu sind mit der Planung eine Reihe  
positiver Auswirkungen verbunden, die sich auch in einem Überschuss in der rech-
nerischen Bilanz widerspiegeln. Eine Durchführung von Ausgleichs- oder Ersatz-
maßnahmen ist daher nicht erforderlich. 
 
Wie in Kapitel 4.5 dargestellt, sind wesentliche Verbesserungen vor allem für die 
Schutzgüter Pflanzen und Tierwelt, Wasser, Orts- und Landschaftsbild sowie 
Mensch zu verzeichnen. Pflanzen und Tierwelt profitieren von der Sicherung vor-
handener wertvoller Biotopstrukturen, der Entwicklung neuer Grünflächen sowie de-
ren Vernetzung untereinander. Verstöße gegen den Artenschutz in Bezug auf Fle-
dermäuse nach § 42 BNatSchG sollen durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
vermieden werden. Positive Wirkungen für das Schutzgut Wasser gehen vom Bau 
des Regenwasserrückhaltebeckens sowie der Freilegung des Jödebrunnengrabens 
aus. Die Neustrukturierung des Plangebietes, verbunden mit Verbesserungen der 
verkehrlichen Situation, der Erlebniswirksamkeit und Erholung sowie der optischen 
Aufwertung des Gebietes insgesamt, z. B. durch Begrünung und Freiraumvernet-
zung, wirken sich positiv auf die Schutzgüter Mensch, Orts- und Landschaftsbild 
aus. Durch Lärmschutzfestsetzungen werden Beeinträchtigungen der Erholungs-
funktion von Grün- und Freiflächen vermieden. 
 
Generell verbleiben unter Berücksichtigung der planungsrechtlichen Vorgaben kei-
nerlei Beeinträchtigungen im Plangebiet. 
 


4.6.2 Vermeidung von umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine 
Gesundheit (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB) 
 
Zur Vermeidung nachteiliger gesundheitlicher Auswirkungen auf den Menschen 
durch Lärm werden passive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt sowie eine Be-
schränkung der zulässigen flächenbezogenen Schallleistungspegel der Gewerbebe-
triebe vorgeschrieben. 


 
4.6.3 Vermeidung von Emissionen sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und Ab-


wässern (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB) 
 
Die bei den vorgesehenen Maßnahmen ggf. anfallenden Abfälle sind unter Beach-
tung der abfallrechtlichen Gesetzgebung, insbesondere unter Beachtung des Ge-
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setzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 
Beseitigung von Abfällen (Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz) und des Nds. Ab-
fallgesetzes sowie der aufgrund dieser Gesetze erlassenen Verordnungen zu ent-
sorgen. 
 
Bei Erdbauarbeiten besteht im Zusammenhang mit der Errichtung und dem Umbau 
von baulichen Anlagen (z. B. Straßen-/Wegebau) gemäß § 12(2) BBodSchV unter 
bestimmten Bedingungen die Möglichkeit eines Bodeneinbaus vor Ort (Bodenma-
nagement) und somit eine Vermeidung von Abfällen. Im Rahmen des Bodenmana-
gements werden die Umlagerung, der Wiedereinbau vor Ort sowie die externe Ent-
sorgung /Verwertung gutachterlich überwacht und dokumentiert. 
 


4.6.4 Einhaltung der bestmöglichen Luftqualität (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB) 
 
• Durch die Gehölzpflanzungen auf den öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen 


sowie auf den privaten Grundstücksflächen kann die Feinstaubbelastung re-
duziert werden. 
 


• Die Durchgrünung des Baugebietes, insbesondere durch Baum- und sonstige 
Gehölzpflanzungen in den öffentlichen Grünflächen, im Straßenraum, auf pri-
vaten Stellplatzanlagen und auf den gewerblichen Grundstücken, wirkt sich 
lufthygienisch positiv aus. 
 


4.6.5 Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Energienutzung (§ 1 
Abs. 6 Nr. 7 f BauGB) 
 
• Ein Anschluss an ein Nah- oder Fernwärmenetz ist aufgrund technischer und 


wirtschaftlicher Voraussetzungen nicht vorgesehen. 
 
Im Hinblick auf die Anbindung an das Fernwärmenetz ist die Entfernung zum 
bestehenden Fernwärmenetz (Weststadt, Heizkraftwerk Nord) zu groß. 
 


• Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die die Errichtung von Solaran-
lagen, begrünten Dächern und die Verwendung der Passivhausbauweise be-
hindern würden. 
 


4.6.6 Sparsamer Umgang mit Grund und Boden (Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 2 
Satz 1 BauGB) 
 
Im Zuge von Baumaßnahmen ist Mutterboden getrennt zu lagern und wieder zu 
verwenden. 
 


4.6.7 Berücksichtigung des Vorrangs von Flächenrecycling, Nachverdichtung und sonsti-
ge Innentwicklung, Umwidmungssperrklausel (§  1 a Abs. 2 Satz 2 BauGB) 
 
Bei dem Gewerbegebiet Westbahnhof handelt es sich um einen gewerblichen Alt-
standort. Die Flächen werden heute weit unter ihrem tatsächlichen Potential ge-
nutzt. Der Bebauungsplan und insbesondere die damit verbundene verbesserte Er-
schließung dient dazu, dieses Gewerbegebiet in seiner gesamten Struktur aufzu-
werten und damit zukunftsfähig zu machen. 
 
Auch das Gewerbegebiet Büchnerstraße wird durch die dem heutigen Stand ent-
sprechenden Bebauungsplanfestsetzungen und die verbesserte Erschließung auf-
gewertet. 
 
Dieser Bebauungsplan dient damit den Zielen des Vorrangs von Flächenrecycling 
und Nachverdichtung. 
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4.7 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen


 


  
(Monitoring) 


Gemäß § 4 c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltauswir-
kungen, die aufgrund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten, um insbeson-
dere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der 
Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Dabei sind alle Be-
hörden verpflichtet, die Gemeinde über erhebliche, insbesondere unvorhergesehe-
ne nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt zu informieren. 
 
Diese Daten, wie auch weitere relevante umweltbezogene Daten werden seitens 
der Fachbehörden mit Hilfe des stadtinternen Umweltinformationssystems vorgehal-
ten und ständig aktualisiert. 
 
Diese Umweltüberwachung (so genanntes Monitoring) wird für den Bebauungsplan 
„Westbahnhof“, WI 83 folgendermaßen durchgeführt: 
 
Lärmbelastungen durch Straßen: 
 
Im Zuge der Umsetzung der EG-Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung und Be-
kämpfung von Umgebungslärm besteht die Verpflichtung, für Hauptverkehrsstraßen 
– je nach Verkehrsaufkommen – bis Mitte 2007 bzw. für Ballungsräume bis Mitte 
2012 eine strategische Lärmkartierung zu erstellen, die mindestens alle fünf Jahre 
zu überprüfen und ggf. zu überarbeiten ist. 
 
Für Lärmbelastungen durch den Straßenverkehr, deren Bewertung und Lärmkartie-
rung sind die jeweiligen Baulastträger bzw. die Gemeinde des Ballungsraumes 
(Stadt Braunschweig) zuständig. 
 
Im Hinblick auf die möglichen sich ansiedelnden Gewerbebetriebe werden die übli-
chen Instrumente der Überwachung der Abfallentsorgung, des Umgangs mit 
Schadstoffen sowie der Emissionen angewendet. 
 
Unzuträgliche Lärmbelastungen, ausgehend vom Gewerbelärm, werden bei der 
Immissionsschutzbehörde der Stadt Braunschweig oder dem Staatlichen Gewerbe-
aufsichtsamt Braunschweig vor allem durch Betroffene angezeigt. Die Immissions-
schutzbehörden können im Rahmen ihrer hoheitlichen Tätigkeit feststellen, ob ge-
setzliche Grenz- oder Richtwerte überschritten sind und – je nach Rechtslage – 
Lärmminderungsmaßnahmen anordnen. 
 
Mittels der o. g. Instrumentarien lassen sich die umweltbezogenen Handlungserfor-
dernisse für das Plangebiet aufzeigen, sodass keine weiteren, über die gesetzliche 
Zuständigkeit der Fachbehörden hinausgehenden Überwachungsmaßnahmen not-
wendig sind. 
 
Boden und Grundwasser 
 
Die bestehenden Grundwassermessstellen werden weiterhin zur Überwachung der 
Grundwassersituation (Wasserstände und Schadstoffbelastung) betrieben. Durch 
gutachterliche Überwachung und Kontrollen der Unteren Bodenschutzbehörde der 
Stadt Braunschweig wird geprüft, ob die Vorgaben für den Auftrag von sauberem 
Boden und Bodensanierungs- bzw. –sicherungsmaßnahmen eingehalten werden. 
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Artenschutz 
 
Maßnahmen des Artenschutzes sind generell im Rahmen von Baugenehmigungs-
verfahren durchzuführen und zu überwachen. Auch bei ansonsten genehmigungs-
freien Maßnahmen (Abbruch von Gebäuden, Fällen von Bäumen) ist es die Pflicht 
des Trägers der Maßnahme, die Bestimmungen zu beachten und ggf. eine Aus-
nahmegenehmigung gemäß § 43 BNatSchG bei der unteren Naturschutzbehörde 
einzuholen. Zusätzlich werden speziell für Fledermäuse vorgezogene Ausgleichs-
maßnahmen im Plangebiet durchgeführt. 
 
Für die Überwachung der Einhaltung der artenschutzrechtlichen Bestimmungen des 
Bundesnaturschutzgesetzes ist die Untere Naturschutzbehörde zuständig. Treten 
erhebliche, unvorhergesehene Auswirkungen bei der Durchführung dieses Bebau-
ungsplanes auf die Umwelt auf, so ist die Gemeinde von der Unteren Naturschutz-
behörde hierüber zu informieren und hat über evtl. weitere Maßnahmen zu ent-
scheiden. Eine Überwachung der Entwicklung sollte über einen Zeitraum von bis zu 
15 Jahren vorgenommen werden. 
 


4.8 
 


Zusammenfassung des Umweltberichtes 


Im Bebauungsplanbereich „Westbahnhof“, WI 83, mit einer Flächengröße von ins-
gesamt 20,83 ha, ist ein Gewerbegebiet im Sinne von § 8 Baunutzungsverordnung 
für die Ansiedlung von Betrieben unterschiedlicher Größenordnungen vorgesehen. 
Darüber hinaus werden entlang der Hugo-Luther-Straße ein allgemeines Wohnge-
biet und im Bereich des Westlichen Ringgleises sowie am Jödebrunnen öffentliche 
Grünflächen festgesetzt. 
 
Das Plangebiet wird größtenteils durch gewerbliche Flächen mit einem hohen Anteil 
überbauter und versiegelter Flächen geprägt, die keinerlei Bedeutung für den Na-
turhaushalt besitzen. Von deutlich höherem Wert sind die vorhandenen Gehölz-
strukturen am Jödebrunnen und im Bereich des Grundstücks Westbahnhof  6–9 
sowie entlang des Westlichen Ringgleises. Sie erfüllen zahlreiche Funktionen in Na-
tur und Landschaft, so bilden sie u. a. wichtige Lebensräume für die Tierwelt und 
prägen nachhaltig die Eigenart und den Charakter des Plangebietes. Auch die 
Schotterflächen am Westlichen Ringgleis im Bereich der alten Bahngleise stellen 
durch Sukzession und den aufgekommenen Birkenbestand wertvolle Biotopstruktu-
ren dar. 
 
Untersuchungen durch das Büro Steiner und Hugo zeigen, dass das Plangebiet vor 
allem für verschiedene Vogel- und Fledermausarten von Bedeutung ist. Alle Vogel- 
und Fledermausarten unterliegen nach § 42 BNatSchG dem Artenschutz. 
 
Im Rahmen von Bodenuntersuchungen durch das Büro Dr. Pelzer und Partner wur-
den in mehreren Teilbereichen des Plangebietes Belastungen mit unterschiedlichen 
Schadstoffen festgestellt, so dass sich in Teilbereichen Nutzungseinschränkungen 
bzw. Sanierungs-/Sicherungsmaßnahmen ergeben. 
 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Wasser liegen insbesondere aufgrund des 
hohen Versiegelungsgrades der Böden und der vorhandenen Nutzungsstrukturen 
vor. Das Wasserrückhaltevermögen gilt meist als stark eingeschränkt und es be-
stehen Risiken durch Schadstoffeintrag in das Grundwasser. 
Im Rahmen von vorherigen Erkundungen und Untersuchungen durch das Ingeni-
eurbüro Dr. Pelzer und Partner wurden insbesondere im nördlichen Plangebiet 
mehrere Grundwasserverunreinigungen festgestellt, die keinen Einfluss auf die vor-
gesehene Nutzung haben, die allerdings zu Nutzungseinschränkungen bei z. B. 
Grundwasserentnahmen führen. 
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Das Plangebiet ist klimaökologisch und lufthygienisch belastet. 
Klimaökologisch zählt das Plangebiet zu den mäßig belasteten Wirkungsräumen im 
Braunschweiger Stadtgebiet und ist durch nächtliche Überwärmung, verringerte 
Luftfeuchtigkeit und erhöhte Schadstoffkonzentrationen gekennzeichnet. 
 
Das Plangebiet und seine Umgebung sind durch Lärmbelastungen vorgeprägt. Die-
se wirken durch die bestehenden Gewerbegebiete und durch die A 391 von außen 
auf das Plangebiet ein bzw. gehen vom Plangebiet auf die Umgebung aus. 
 
Das Orts- und Landschaftsbild ist entsprechend der innerstädtischen Lage des 
Plangebietes außerordentlich stark anthropogen geprägt. Von großer Bedeutung 
sind in diesem Zusammenhang die vorhandenen Grünstrukturen im Bereich Jö-
debrunnen und Westliches Ringgleis. Speziell die Freiflächen entlang des Ringglei-
ses fungieren als wichtige lineare, stadtteilübergreifende Wege- und Grünverbin-
dung, die unter dem Aspekt der Erholung auch wichtige Funktionen für das Schutz-
gut Mensch und Gesundheit erfüllen. Darüber hinaus kommt es zu verkehrs- und 
nutzungsbedingten Belastungen der Schutzgüter Orts- und Landschaftsbild sowie 
Mensch und Gesundheit, z. B. durch Lärm und visuelle Störungen. 
 
Die Brunnenanlage Jödebrunnen stellt ein hochwertiges Kultur-, speziell Baudenk-
mal dar und ist daher als Kulturgut von Bedeutung. Darüber hinaus ist der Quellbe-
reich des Jödebrunnens als Naturdenkmal geschützt. 
 
Durch den Bebauungsplan wird es innerhalb des Plangebietes bei den einzelnen 
Schutzgütern zu Veränderungen kommen. Erhebliche Eingriffe sind allerdings nicht 
zu erwarten. Durch entsprechende Maßnahmen können Beeinträchtigungen ver-
mieden und vermindert werden. 
 
Wertvolle Biotopstrukturen werden erhalten, durch neue Grünflächen und Anpflan-
zungen von Bäumen und Sträuchern werden neue Strukturen geschaffen. Beein-
trächtigungen geschützter Tierarten können u.a. durch vorgezogene Ausgleichs-
maßnahmen zur Vermeidung von Verstößen gegen den Artenschutz nach § 42 
BNatSchG verhindert werden. 
 
Hinsichtlich der Schutzgüter Boden und Wasser ist aufgrund der zahlreichen Vorbe-
lastungen im Plangebiet mit keinen zusätzlichen Beeinträchtigungen zu rechnen. 
Positiv wirken sich die Anlage eines Regenwasserrückhaltebeckens und die Freile-
gung des bisher verrohrten Jödebrunnengrabens aus. Veränderungen der klimati-
schen Verhältnisse sind nicht zu erwarten.Positiv wirken sich für die Umwelt die 
Identifizierung von Boden- und Grundwasserverunreinigungen sowie die damit ver-
bundenen Maßnahmen aus. 
 
Die Festsetzungen des Bebauungsplanes hinsichtlich flächenbezogener Schallleis-
tungspegel für bestimmte Teilflächen führen dazu, dass die einschlägigen Richt- 
und Orientierungswerte in den nächstgelegenen schutzwürdigen Bereichen ein-
gehalten werden. 
Die Festsetzungen zu passiven Schallschutzmaßnahmen im Plangebiet führen da-
zu, dass gesunde Arbeitsverhältnisse gesichert sind. 
Dadurch wird ein größtmöglicher Gesundheitsschutz gegenüber potenziellen Lärm-
belastungen erreicht. 
 
Die Schutzgüter Orts- und Landschaftsbild sowie Mensch und Gesundheit erfahren 
insgesamt eine Aufwertung. Vor allem die städtebauliche Neustrukturierung, die Er-
höhung von Erholungswert und Erlebniswirksamkeit des Plangebietes und die 
Schaffung neuer Grünflächen sind diesbezüglich von Bedeutung. Beeinträchtigun-
gen des Kultur- und Naturdenkmals Jödebrunnen durch die Öffnung für die Bevöl-
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kerung sind zwar nicht grundsätzlich auszuschließen, können jedoch durch eine 
entsprechende Detailplanung reduziert werden. 
 
Die Bewertung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung kommt zu dem Er-
gebnis, dass durch den Bebauungsplan keine erheblichen Eingriffe in Natur und 
Landschaft verursacht werden. Eine Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen ist 
nicht erforderlich. 
 
Zur Überprüfung der für die Beurteilung getroffenen Annahmen wird zu den 
Schutzgütern Tiere (Artenschutz), Boden (Abfälle) und Gesundheit (Lärm) eine 
Umweltüberwachung durchgeführt. 
 







- 38 - 
 


 


 
5 Begründung der Festsetzungen 
 
5.1 Art der baulichen Nutzung


  


 
 
Gewerbegebiet GE 
 
Als Art der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan überwiegend ein „Gewerbe-
gebiet“ gemäß § 8 BauNVO festgesetzt. Dies entspricht sowohl der heutigen Nut-
zung als auch den Planungszielen für diesen Bereich. Mit diesem Bebauungsplan 
soll das vorhandene Gewerbegebiet adäquat weiterentwickelt werden; der Bestand 
soll eine Aufwertung erfahren. Damit werden auch wohnortnahe Gewerbeflächen 
gesichert, was den Zielsetzungen einer „Stadt der kurzen Wege“ entgegenkommt. 
 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sind dabei 
- entsprechend der Standardregeln des § 8 BauNVO - ausnahmsweise zulässig. 
Dadurch kann die Nutzungsvielfalt und damit die Nutzung durch die allgemeine Öf-
fentlichkeit im Quartier gefördert werden. Insbesondere können hier Einrichtungen 
untergebracht werden, die der Wohnbevölkerung im Westlichen Ringgebiet und 
darüber hinaus dienen, jedoch aufgrund ihres Flächenbedarfes oder sonstiger Ei-
genschaften (Lärm, Verkehrsaufkommen) nicht unmittelbar innerhalb von Wohnge-
bieten untergebracht werden können. 
 
Schank- und Speisewirtschaften sind ausnahmsweise zulässig, wenn sie der Ver-
sorgung des Gebietes dienen. Damit kann die Nutzungsvielfalt im Gebiet und die 
Attraktivität der Arbeitsplätze gesteigert werden. Durch die Beschränkung auf die 
Gebietsversorgung wird sichergestellt, dass sich nur Betriebe mit lokalem Einzugs-
bereich ansiedeln und keine Betriebe mit stadtweitem Einzugsgebiet, die z. B. Kun-
den von der benachbarten A 391 in das Gebiet ziehen würden. Das hiermit verbun-
dene Verkehrsaufkommen – möglicherweise im 24-Stunden-Rhythmus – wäre für 
das Gebiet nicht verträglich. Der Vorrang soll hier auf der Entwicklung von Gewer-
bebetrieben liegen. 
 
Betriebsbedingte Wohnungen sind ausnahmsweise zulässig, wenn sie in funktiona-
lem Zusammenhang mit der Gewerbenutzung stehen und der gewerblichen Haupt-
nutzung deutlich untergeordnet sind. 
 
Im Regelfall kann dabei je Betrieb nur eine Wohneinheit zugelassen werden, die 
nachweislich betriebsbedingt erforderlich ist. Auch die Wohnungsgröße ist bei der 
Frage der Erteilung oder Versagung der Ausnahme zu berücksichtigen. Im Regelfall 
wird hier eine übliche Wohnungsgröße von bis zu 160 m² Wohnfläche anzusetzen 
sein. Damit soll die Wohnnutzung auch durch die Anzahl an Wohnungen und die 
absolute Größe der Wohnungen auf das zwingend notwendige Maß im Gewerbe-
gebiet beschränkt werden. 
 
In den Gewerbegebieten GE 1 und GE 2 muss die Wohnung in das Hauptgebäude 
mit gewerblicher Nutzung integriert sein. Mit dieser Festsetzung soll eine weitere 
Herausparzellierung von Wohngebäuden und damit eine Entwicklung der gebiets-
untypischen Nutzung „Wohnen“ als eigenständige Hauptnutzung ausgeschlossen 
werden. 
 
Abweichend hiervon werden jedoch in den Gewerbegebieten GE 3 und GE 4 be-
triebsbedingte Wohnungen auch ausnahmsweise zugelassen, wenn sie nicht in das 
Hauptgebäude integriert sind. Bei dieser Ausnahme werden die bestehenden 
Wohnnutzungen, insbesondere auf den Grundstücken Westbahnhof 1 und West-
bahnhof 4–9, berücksichtigt. Interessenten an diesen Gewerbegrundstücken haben 
bereits signalisiert, dass für sie eine betriebsbedingte Wohnnutzung erforderlich ist 
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und sie beabsichtigen, die vorhandenen Wohngebäude in diesem Sinne zu nutzen. 
Um im Sinne der Sanierungsziele eine Entwicklung dieses Bereiches nicht zu er-
schweren, sollen diese Wohnnutzungen auch zukünftig zulässig bleiben. Damit wird 
eine Renovierung der Gebäude über den Bestandsschutz hinaus ermöglicht. 
 
Die Beschränkungen der Wohnnutzung auf das zwingend betrieblich notwendige 
Maß dient dem Schutz der Gewerbebetriebe vor störempfindlichen Nutzungen. Die 
gewerbliche Nutzung soll vorrangig ohne Einschränkungen möglich sein. Je stärker 
die  Wohnnutzung im Gewerbegebiet angesiedelt ist, desto größer wird auch das 
Problem der Nachnutzung der Wohnungen sein, sollte der Betrieb aufgegeben oder 
die betriebsbedingte Wohnnutzung nicht mehr erforderlich sein. 
 
Zusätzlich müssen die Anforderungen des Schallschutzes erfüllt werden (siehe 5.7). 
 
Einzelhandel


 


 wird weitgehend ausgeschlossen. Im „Zentrenkonzept Einzelhandel“ 
der Stadt Braunschweig – Fortschreibung 2000 – wird im Wesentlichen festgelegt: 


• Großflächiger Einzelhandel ist nur in den extra ausgewiesenen „Entwick-
lungsschwerpunkten für den großflächigen zentrenverträglichen Einzelhandel“ 
oder in der Innenstadt zulässig. 
 


• Nicht großflächiger Einzelhandel ist im Wesentlichen nur in den örtlichen 
Nahversorgungszentren oder in der Innenstadt zulässig. 


 
Das Zentrenkonzept Einzelhandel – Fortschreibung 2000 – wurde am 
6. Februar 2001 vom Rat der Stadt Braunschweig beschlossen. 
 
Am 15. Februar 2005 wurde das Zentrenkonzept Einzelhandel aus Anlass der ge-
samtstädtischen Nahversorgungsuntersuchung aktualisiert mit u. a. folgender Ziel-
setzung: 
 „… soll Planungsrecht für die Ansiedlung zusätzlicher Nahversorgungsmärkte künf-
tig nur geschaffen werden, wenn sie hauptsächlich der Erhaltung und Verbesserung 
der Nahversorgungsstrukturen in den Stadtteilen dienen.“ 
 
Am 22. Juni 2010 beschloss der Rat das „Zentrenkonzept Einzelhandel - Fort-
schreibung 2010 – Standortkonzept Zentrale Versorgungsbereiche“. Darin wird u.a. 
festgelegt, dass der Bereich Westbahnhof weder ein zentraler Versorgungsbereich 
ist, noch als solcher entwickelt werden soll. 
 
Das Plangebiet ist nicht als Schwerpunkt für den großflächigen Einzelhandel aus-
gewiesen. 
 
Durch seine periphere Lage würde die Ansiedlung von Nahversorgungsbetrieben 
die bestehenden Betriebe in den zentralen Versorgungsbereichen Donau-/ Mün-
chenstraße und Elbestraße (Weststadt) und die zentrale Nahversorgungsstützpunk-
te Frankfurter Platz und Juliusstraße (westliches Ringgebiet) sowie Neckarstraße 
(Weststadt) gefährden. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind in Bezug auf Einzelhandel nur Verkaufs- und/ oder 
Ausstellungsflächen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der am Standort er-
folgenden Herstellung oder Weiterverarbeitung von Waren und Gütern stehen. Die 
Verkaufs- und/oder Ausstellungsflächen müssen dabei von untergeordneter Größe 
sein und in einem mit der gewerblichen Herstellung oder Weiterverarbeitung im Zu-
sammenhang stehende bauliche Anlage bilden, um zu verhindern, dass Verkaufs- 
und Ausstellungsflächen losgelöst von der Produktionsstätte eine eigenständige 
Entwicklung vollziehen und damit besondere Bedeutung bekommen. Es handelt 
sich bei diesen Fällen also nicht um reine Einzelhandelsbetriebe, sondern um Ge-
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werbebetriebe, die am Ort der Herstellung verkaufen wollen, was für den Betrieb 
u. U. von erheblicher Bedeutung sein kann. Diese besondere Form des Einzelhan-
dels kann akzeptiert werden, da sie keine wesentliche Beeinträchtigung der Funkti-
onsfähigkeit der bestehenden Einkaufsbereiche der Stadt darstellt und insgesamt 
keine negativen städtebaulichen Auswirkungen nach sich zieht. Die gewerbliche 
Nutzung muss bei der Gesamtbetrachtung deutlich im Vordergrund stehen. Zent-
renrelevante Warengruppen sind hingegen ausgeschlossen, da diese insbesondere 
zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Einzelhandels in der Kernstadt sowie zur 
wohnungsnahen Versorgung in den Ortsteilen beitragen. 
 
Ferner ist Einzelhandel mit Kraftfahrzeugen und Kfz-Zubehör ausnahmsweise zu-
lässig, jedoch nur in Verbindung mit einer Kraftfahrzeugwerkstatt. Negative Auswir-
kungen auf die Innenstadt und die örtlichen Versorgungsbereiche sind von diesen 
Nutzungen nicht zu erwarten. 
 
Vergnügungsstätten, Bordelle und bordellähnliche Betriebe sowie Wohnungsprosti-
tution werden ausgeschlossen. Die gewerblichen Flächen sollen dem Produktions- 
und Dienstleistungsbereich vorbehalten bleiben. Eine Entwicklung in Richtung Ver-
gnügungsviertel durch einschlägige Vorhaben entspricht nicht den städtebaulichen 
Zielen für diesen Bereich. Solche Nutzungen sind vorwiegend in der Innenstadt un-
terzubringen. 
 
Speditionen, Tankstellen sowie Betriebe der Schrott- und Altmaterialverwertung 
werden ausgeschlossen. Ihre Emissionen würden eine zu starke Beeinträchtigung 
der angrenzenden Grünflächen sowie der Wohnbebauung bedeuten und dem Sa-
nierungsziel der Entwicklung hochwertiger Gewerbegrundstücke in diesem Bereich 
widersprechen. Solche Nutzungen sind in großen Gewerbegebieten unterzubringen, 
die nicht in der Nachbarschaft zu Wohn- und Freizeitbereichen liegen. 
 
Abweichend davon werden Speditionen im Gewerbegebiet GE 1 (Büchnerstraße) 
zugelassen. Hierdurch wird das bisher bestehende Planungsrecht des Bebauungs-
planes WI 38 bestätigt und der Bestand gesichert. 
 


 
Im Bereich der Hugo-Luther-Straße wird ein Allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 
Im Sinne einer wünschenswerten Nutzungsmischung sind die Nutzungen gemäß 
§ 4 BauNVO zulässig bzw. ausnahmsweise zulässig. 
 
Lediglich Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind ausgeschlossen. Unabhängig 
davon, dass für solche Nutzungen an der Hugo-Luther-Straße ohnehin keine Flä-
chen zur Verfügung stehen, würden sich solche Nutzungen nicht in das Gebiet ein-
fügen. Insbesondere Tankstellen würden das Ziel der Verkehrsberuhigung in die-
sem Bereich auf Grund ihres großen Verkehrsaufkommens konterkarieren. 
 


Allgemeines Wohngebiet 


5.2 Maß der baulichen Nutzung


5.2.1 Grundflächenzahl (GRZ) 
 
Für die Gewerbegebiete GE 1, GE 2 und GE 3 wird eine GRZ von 0,7 festgesetzt. 
Dadurch wird zum einen eine ausreichend intensive Ausnutzbarkeit der Gewerbe-
grundstücke sichergestellt; zum anderen wird erreicht, dass ausreichend große Flä-
chen verbleiben, die nicht durch Hochbauten in Anspruch genommen werden und 
dadurch eine gewisse Auflockerung der Gebäudestruktur sicherstellen. Diese GRZ 
darf durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne 
des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche bis zu 
einer GRZ von 0,8 überschritten werden. Damit wird die gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 
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BauNVO vorgesehene maximale Versiegelung von 0,8 eingehalten. 
 
Durch diese Festsetzung wird eine übliche gewerbliche Nutzung der Grundstücke 
ermöglicht; andererseits wird Raum für Begrünungsmaßnahmen geschaffen. 
 
Für das Gewerbegebiet GE 4 wird eine GRZ von 0,3 festgesetzt. Hierbei handelt es 
sich um das Gebäude des ehemaligen Westbahnhofes, welches unmittelbar an die 
künftige öffentliche Grünfläche jenseits der Straße Westbahnhof angrenzt. Hier sol-
len über das bestehende Gebäude hinaus keine wesentlichen Entwicklungen geför-
dert werden, da das Grundstück nicht in das Gewerbegebiet integriert ist. 
 
Im Allgemeinen Wohngebiet an der Hugo-Luther-Straße wird den Höchstmaßen der 
BauNVO und der bestehenden verdichteten Bebauung entsprechend eine GRZ von 
0,4 festgesetzt. 
 


5.2.2 Geschossflächenzahl (GFZ), Zahl der Vollgeschosse, Höhen baulicher Anlagen 
 
Auf die Festsetzung einer Geschossflächenzahl  und Zahl der Vollgeschosse wird in 
den Gewerbegebieten GE 1, GE 2 und GE 3 verzichtet, da diese Maße entbehrlich 
sind. Städtebaulich wirksam ist die maximale Höhe baulicher Anlagen, unabhängig 
von der Geschossflächenzahl oder der Zahl der Vollgeschosse. 
 
In den Gewerbegebieten GE 1, GE 2 und GE 3 wird durchgängig eine Gebäudehö-
he von max. 12,0 m festgesetzt. Eine solche Höhe erlaubt z. B. im Falle von Büro-
bauten eine Bebauung mit vier Vollgeschossen. Insbesondere unter Berücksichti-
gung der Aufwendungen für die neue Erschließung der Gewerbegebiete ist eine in-
tensive Nutzung der Gewerbegrundstücke begrüßenswert. In Anbetracht der Um-
gebung (A 391, Grünflächen, Münchenstraße) ist eine solche Gebäudehöhe durch-
aus städtebaulich verträglich. 
Gegenüber der Wohnbebauung Hugo-Luther-Straße, die im Übrigen auch eine 
viergeschossige Bebauung aufweist, wird ein 10,0 m breiter Grünstreifen als „Ab-
standsgrün“ festgesetzt, sodass auch hier eine optische Abschirmung erreicht wer-
den kann. 
 
Im Gewerbegebiet GE 4 ist die Gebäudehöhe auf max. 6,0 m beschränkt. Hierbei 
handelt es sich um das Gebäude des ehemaligen Westbahnhofes, welches unmit-
telbar an die künftige öffentliche Grünfläche jenseits der Straße Westbahnhof an-
grenzt. Hier sollen über das bestehende Gebäude hinaus keine wesentlichen Ent-
wicklungen gefördert werden, da das Grundstück nicht in das Gewerbegebiet integ-
riert ist. 
 
Im Allgemeinen Wohngebiet an der Hugo-Luther-Straße wird dem Bestand ent-
sprechend eine Bebauung mit 4 Vollgeschossen zugelassen. Bezüglich der Ge-
schossflächenzahl wird mit einer GFZ von 1,2 das Höchstmaß der BauNVO zuge-
lassen. 
 
Der Bezugspunkt


5.3 


 für die festgesetzten Höhenbeschränkungen ist die Höhenlage 
der nächstgelegenen Verkehrsflächen. Dies gilt jedoch nicht für die Verkehrsflächen 
der A 391 und der Münchenstraße (beide in Dammlage). Die Höhenangaben und 
sonstigen Festsetzungen für die Gewerbegebiete (z. B. überbaubare Grundstücks-
flächen) wurden unter der Voraussetzung getroffen, dass sich sämtliche Angaben 
auf die neuen Planstraßen A und B beziehen. 
 
Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise


Die überbaubaren Grundstücksflächen lassen eine flexible Anordnung der bauli-
chen Anlagen und Grundstücksaufteilung zu. Im Wesentlichen sind lediglich die 
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Pflanzstreifen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen/Flächen für Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechte sowie ein hierzu erforderlicher Abstand von der Überbauung ausge-
schlossen. Auf dem Grundstück Westbahnhof 6–9 wird der Bereich der bestehen-
den und zu erhaltenden Esche von der überbaubaren Grundstücksfläche ausge-
nommen. Es handelt sich dabei um die Fläche des Kronendurchmessers in einer 
Größe von 20,0  m, die in etwa dem Wurzeldurchmesser entspricht mit einem zu-
sätzlichen Abstand von 3,0 m ringsum die Krone/den Wurzelbereich. Nur durch 
Freihalten dieses Bereiches von einer Überbauung kann ein Erhalt der Esche auf 
Dauer sichergestellt werden. Sollte die Esche zu einem späteren Zeitpunkt abgän-
gig sein, so kommt eine Befreiung von der überbaubaren Grundstücksfläche in Be-
tracht. 
 
In Richtung A 391 halten die überbaubaren Grundstücksflächen die jeweils gelten-
den Bauverbotszonen nach Fernstraßengesetz ein. 
Die Baugrenzen entlang der Bauverbotszone dürfen mit Zustimmung der Landes-
behörde für Straßenbau und Verkehr (NLStBV) ausnahmsweise überschritten wer-
den. Hier bestehen keine städtebaulichen Bedenken gegen eine Bebauung; der 
Bebauungsplan muss jedoch die Vorschriften des Fernstraßengesetzes beachten. 
Die Überschreitungsmöglichkeiten gelten jedoch nicht für Werbeanlagen - diesbe-
züglich soll eine zu starke Fernwirkung vermieden werden. 
 
Da die Gewerbegebiete für jede Art von gewerblichen Anlagen geeignet sein sollen, 
sind auch Gebäude mit einer Länge über 50,00 m zulässig. Grenzabstände gemäß 
Nds. Bauordnung sind jedoch auch dabei einzuhalten. 
 
Im Bereich des Allgemeinen Wohngebietes an der Hugo-Luther-Straße werden die 
überbaubaren Grundstücksflächen im Wesentlichen dem Bestand entsprechend mit 
geringfügigen Erweiterungsmöglichkeiten festgesetzt. 
 


5.4 
 
Stellplätze und Garagen 


In Bezug auf Stellplätze und Garagen werden mit Ausnahme der Festsetzungen zur 
Begrünung keine besonderen Festsetzungen getroffen; sie sind gemäß Nds. Bau-
ordnung zulässig. Die aus gestalterischen Gründen entlang der öffentlichen Straßen 
in den Gewerbegebieten notwendigen Abstände zwischen Stellplatzanlagen, Gara-
gen und öffentlichen Flächen werden bereits durch den festgesetzten Anpflanzstrei-
fen in einer Breite von 3,00 m gesichert, sodass darüber hinaus keine weiteren 
Festsetzungen erforderlich sind. Lediglich in den Bauverbotszonen gelten bestimm-
te Beschränkungen, die sich aus dem Bundesfernstraßengesetz ergeben. 
 


5.5 Öffentliche Verkehrsflächen


5.5.1 Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 
 


 
 


Das Plangebiet ist mit den Haltestellen Am Jödebrunnen (Stadtbahn Münchenstra-
ße), Westbahnhof und Cyriaksring (verschiedene Buslinien) hervorragend an den 
ÖPNV angeschlossen. 


 
5.5.2 Motorisierter Individualverkehr, MIV 


 
Für das Plangebiet wurde eine Verkehrsuntersuchung durchgeführt. Aus den Er-
gebnissen dieser Verkehrsuntersuchung und einer städtebaulichen und freiraum-
planerischen Bewertung wurden in der Planung folgende Schlussfolgerungen gezo-
gen: 
 
Die gewerblichen Bauflächen im Plangebiet werden heute überwiegend über die 
Hugo-Luther-Straße erschlossen. Von dort zweigen die Straße Westbahnhof und 
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die Büchnerstraße ab. Die Grundstücke Broitzemer Straße 32, 35/35 A/35/C und 38 
werden von Norden von der Münchenstraße über Pippelweg und Broitzemer Straße 
erschlossen. Dabei teilt sich die Broitzemer Straße noch in zwei Stränge auf, die 
jeweils östlich und westlich des Ringgleisweges verlaufen und für Kfz nicht mitein-
ander in Verbindung stehen. Das Grundstück Münchenstraße 9 hat eine separate 
Zufahrt zur Münchenstraße. 
 
Die Erschließung der Gewerbegrundstücke ist verbesserungsbedürftig: Durch die 
Aufteilung in insgesamt fünf voneinander getrennte Zufahrtsbereiche ist die Er-
schließung sehr unübersichtlich und die Orientierung stark erschwert. 
 
Die Zufahrten über die Broitzemer Straße und die Straße Westbahnhof sind nicht 
als gewerbliche Erschließungsstraßen adäquat ausgebaut; sie haben insgesamt ei-
nen sehr provisorischen Charakter. Große Grundstücksteile liegen nicht direkt an 
den Zufahrtsstrecken, sondern in abgehängter rückwärtiger Lage. 
 
Die Erschließungsqualität der Gewerbegrundstücke soll durch eine geänderte Füh-
rung und durch einen angemessenen Straßenausbau deutlich verbessert werden. 
Diese verbesserte Erschließung ist eine der wesentlichen Voraussetzungen für die 
Steigerung der Attraktivität dieses Gewerbebereiches. 
 
Die Erschließung der Gewerbegebiete Westbahnhof und Büchnerstraße über die 
Hugo-Luther-Straße führt zu Belastungen der hochverdichteten Wohnbebauung. Im 
Zuge einer Steigerung der Attraktivität der Gewerbeflächen und einer damit verbun-
denen intensiveren Ausnutzung ist eine Verkehrszunahme zu erwarten. Bei allen im 
Folgenden genannten Verkehrszahlen handelt es sich jeweils um den „werktägli-
chen Verkehr“ (WTV). Der „Prognose-0-Fall“ der genannten Verkehrsuntersuchung 
beschreibt dabei die Situation, die eintreten würde, wenn sich am Erschließungs-
netz nichts ändern würde, die Gewerbegebiete sich jedoch den Planungen entspre-
chend positiv entwickeln würden. Dies würde eine Zunahme der Nutzungsintensität 
und damit des Verkehrsaufkommens bedeuten. Demnach würde das Verkehrsauf-
kommen auf der Hugo-Luther-Straße zwischen Büchnerstraße und Arndtstraße von 
1.600 Kfz (Analyse 2009) auf 2.600 Kfz (Prognose-0-Fall 2020) steigen. Im Ab-
schnitt Arndtstraße bis Christian-Friedrich-Krull-Straße würde das Verkehrsauf-
kommen von 8.000 Kfz (Analyse 2009) auf 9.600 Kfz (Prognose-0-Fall 2020) stei-
gen. 
 
Durch dieses hohe Aufkommen an Gewerbeverkehr wird die Wohnbebauung Hugo-
Luther-Straße stark belastet. Die Wohnqualität in diesem Bereich Hugo-Luther-
Straße/Jahnstraße wird noch zusätzlich durch die Nähe zur Tangente und die vom 
westlichen Ringgebiet isolierte Lage beeinträchtigt. Durch die Entlastung vom Ge-
werbeverkehr soll die Wohnqualität in diesem Bereich verbessert werden. 
 
In der Verkehrsuntersuchung wurden vier mögliche neue Erschließungsvarianten 
untersucht und der gegenwärtigen Erschließung gegenübergestellt. 
 
• Variante 1: 


 


Die Grundstücke Büchnerstraße und Broitzemer Straße werden über die Broit-
zemer Straße und den Pippelweg an die Münchenstraße angebunden. Die 
Grundstücke Westbahnhof werden wie bisher an die Hugo-Luther-Straße an-
gebunden. 


• 
Wie Variante 1, jedoch werden auch die Grundstücke Westbahnhof nach Nor-
den angebunden. 


Variante 2: 
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• 
Die Grundstücke Büchnerstraße und Broitzemer Straße werden über eine neu 
zu bauende Straße quer über den Ringgleisweg durch die Gartenkolonie West-
bahnhof von Süden an die Münchenstraße angebunden. Die Grundstücke 
Westbahnhof werden wie bisher an die Hugo-Luther-Straße angebunden. 


Variante 3: 


 
• 


Wie Variante 3, jedoch werden auch die Grundstücke Westbahnhof nach Nor-
den angebunden. 


Variante 4: 


 
Die verkehrliche, städtebauliche und freiraumplanerische Bewertung der Varianten 
kommt zu folgenden Ergebnissen: 
 
Es ist in jedem Falle zu empfehlen, nicht nur den Verkehr aus dem Gewerbegebiet 
Büchnerstraße, sondern auch den Verkehr aus dem Gewerbegebiet Westbahnhof 
nach Norden zu führen (Varianten 2 und 4). Dadurch fällt die Entlastung des Gebie-
tes Hugo-Luther-Straße deutlich höher aus. Zudem bekommt das Gebiet eine ge-
meinsame Anbindung an das übergeordnete Straßennetz und dadurch eine einheit-
liche „Adresse“; die Orientierung wird erleichtert. Die Varianten 1 und 3 werden 
deshalb nicht weiter dargestellt. 
 
Eine Führung des Gewerbeverkehrs nach Norden Richtung Münchenstraße bringt 
eine spürbare Entlastung für das Wohngebiet Hugo-Luther-Straße. Im Abschnitt 
zwischen Büchnerstraße und Arndtstraße würde dies eine Entlastung um 2.200 Kfz 
(von 2.600 Kfz auf 400 Kfz) bedeuten. Im Abschnitt zwischen Arndtstraße und 
Christian-Friedrich-Krull-Straße würde dies eine Entlastung um 2.900 Kfz (von 
9.600 Kfz auf 6.700 Kfz) bedeuten (jeweils Prognose 2020, WTV). 
 
Aus rein verkehrlicher Sicht wäre die Variante 4 zu empfehlen. Bei dieser Variante 
würde der Verkehr ohne Umwege aus dem Gewerbegebiet von Süden direkt zur 
Münchenstraße geführt. Die Orientierung wäre einfach. Es würde kein zusätzlicher 
Verkehr auf die Broitzemer Straße und den Pippelweg gelenkt. 
 
Besonders nachteilig ist bei dieser Variante jedoch die Durchschneidung des stadt-
weit bedeutenden Ringgleisweges, der geplanten öffentlichen Grünflächen am Blu-
menteich und am Ringgleisweg sowie der Gartenkolonie Westbahnhof. Das Ver-
kehrsaufkommen würde auf der Zufahrtsstraße zur Münchenstraße im Bereich der 
Gartenkolonie bis zu 5.500 Kfz betragen (Prognose 2020, WTV). 
 
Dadurch werden wesentliche Planungs- und Sanierungsziele unterlaufen: die Ver-
besserung der Wohn- und Freizeitqualitäten im westlichen Ringgebiet. Gerade das 
westliche Ringgebiet leidet unter einem eklatanten Mangel an öffentlichen und pri-
vaten Grünflächen. Diesem Mangel soll mit Unterstützung des Förderprogramms 
„Soziale Stadt“ sowie durch die genannten EFRE-Mittel durch eine Stärkung und 
Aufweitung des Ringgleisweges und angrenzender Bereiche entgegengetreten 
werden. Neben dem Bereich „Werk-steig“ handelt es sich hierbei um den einzigen 
Abschnitt des Ringgleisweges, in welchem entlang des Weges nennenswerte öf-
fentliche Grünflächen mit attraktiven Angeboten für alle Bevölkerungsgruppen un-
tergebracht werden können. 
 
Weitere Nachteile der Variante 4 sind: Wesentlich höhere Kosten sowie die Not-
wendigkeit von Grunderwerb/Ersatzlandbeschaffung/Entschädigung für die betrof-
fenen Kleingärten. Die Finanzierung dieser höheren Kosten und damit die Umset-
zung der Planung wären im Rahmen den EFRE-Förderprogramms– und zeitraums 
nicht gesichert. 
 
Deshalb soll die Variante 2 umgesetzt werden. Die Variante 2 beansprucht aus-
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schließlich Flächen, die bereits heute als Erschließungs- oder Gewerbeflächen ge-
nutzt werden. Die Kapazitäten von Broitzemer Straße und Pippelweg/südlicher Ab-
schnitt sowie des Knotens Pippelweg/Münchenstraße sind ausreichend dimensio-
niert für die prognostizierte maximale Verkehrszunahme um 3.200 Kfz (von 
5.100 Kfz auf 8.300 Kfz) – jeweils Prognose 2020. 
 
Auch die Belange der Hochschule für Bildende Kunst (HBK) werden nicht unzumut-
bar beeinträchtigt. Die Gebäude der HBK befinden sich nördlich der Broitzemer 
Straße beiderseits des Pippelweges/nördlicher Abschnitt. Die fußläufige Hauptbe-
ziehung besteht zwischen beiden Bereichen quer über den Pippelweg/nördlicher 
Abschnitt. Dieser Bereich ist von dem zusätzlichen Gewerbeverkehr nicht betroffen. 
Zur Broitzemer Straße hin bestehen lediglich Zufahrten für Pkw-Stellplätze, die 
nach wie vor problemlos erreicht werden können. 
 
Der wesentliche Vorteil der Variante 2 liegt darin, dass die vorhandenen und ge-
planten öffentlichen und privaten Grünflächen nicht beansprucht und durchschnitten 
werden. Dadurch wird deren Attraktivität auf Dauer gesichert bzw. kann gesteigert 
werden. Es wird hierdurch eine klare städtebauliche Gliederung erreicht: Auf einer 
Seite des Ringgleisweges befinden sich die Gewerbeflächen – auf der anderen Sei-
te die öffentlichen Grünflächen sowie die Kleingärten. 
 
Auch bei Variante 2 wird die Orientierung gegenüber dem heutigen Zustand ver-
bessert. Die gegenüber Variante 4 erschwerte Orientierung lässt sich durch eine 
eindeutige Beschilderung („Gewerbegebiet Westbahnhof/Gewerbegebiet Büchner-
straße“) mindern. 
 
Weitere Vorteile der Variante 2 sind die erheblich geringeren Kosten, die gesicherte 
Finanzierung und die Tatsache, dass keine Kleingärten in Anspruch genommen 
werden müssen. Somit ist die Umsetzung der Planung im Rahmen des EFRE-
Förderprogramms gesichert. 
 
Es wurden auch die Veränderungen bei einer geänderten Erschließung gegenüber 
dem Prognose-0-Fall in Bezug auf die durchschnittlichen Fahrzeiten und die durch-
schnittlichen Fahrwege des Gewerbeverkehrs ermittelt. Die Veränderungen bewe-
gen sich in Größenordnungen von bis max. 5%. Dabei schneidet die Variante 4 ge-
ringfügig besser ab als Variante 2. In der Summe der Betrachtungen kann wegen 
der Geringfügigkeit und der überwiegenden städtebaulichen und freiraumplaneri-
schen Belange dieser Aspekt jedoch vernachlässigt werden. 
 
Die im Bebauungsplan festgesetzten öffentlichen Verkehrsflächen berücksichtigen 
die Variante 2. Um Durchgangsverkehr zur Hugo-Luther-Straße zu vermeiden, wer-
den an den südlichen Enden der Büchnerstraße und der Straße Westbahnhof Flä-
chen für Wendeanlagen festgesetzt. Von diesen Wendeanlagen führen Geh- und 
Radwege zur Hugo-Luther-Straße. 
 
Die geplante Wendeanlage am südlichen Ende der Büchnerstraße greift in ein Pri-
vatgrundstück und den darauf befindlichen Gebäudebestand ein. Dabei wurde 
durch eine Sonderform der Wendeanlage berücksichtigt, dass nur ein Gebäude ab-
gebrochen werden muss. Der benötigte Grundstücksteil muss vom privaten Grund-
stückseigentümer erworben werden; diesem steht eine angemessene Entschädi-
gung zu. Soweit aus bisherigen Gesprächen mit dem Grundstückseigentümer be-
kannt, wäre die Inanspruchnahme des Grundstückes mit seinen betrieblichen Be-
langen vereinbar. 
 
Es wurde auch eine Lage der Wendeanlage auf der Südseite der heutigen Büch-
nerstraße geprüft. Hier würde jedoch ebenfalls in vorhandenen Gebäudebestand 
eingegriffen werden müssen. Darüber hinaus würde die Wendeanlage in der Bau-
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verbotszone der A 391 liegen. Die Nieders. Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr teilte im Beteiligungsverfahren gemäß § 4 (2) BauGB mit, dass einer Ver-
schiebung des Wendeplatzes in die Bauverbotszone zugestimmt werden könne, 
wenn ein Abstand von mindestens 10,0 m vom Böschungsfuß der A  391 eingehal-
ten würde. Bereits der geplante Wendeplatz hält nur einen Abstand von ca. 15,0 m 
vom Böschungsfuß ein. Eine Verschiebung um ca. 5,0 m nach Süden würde dazu 
führen, dass weiterhin in das Gebäude Büchnerstraße 1 und zusätzlich in das Ge-
bäude Hugo-Luther-Straße 34 c eingegriffen werden müsste. Damit ist eine Ver-
schiebung nicht sinnvoll. 
 
Sonstige Flächen am Ende der Büchnerstraße stehen nicht zur Verfügung, da alle 
Grundstücke sehr dicht bebaut sind und betrieblich genutzt werden. 
 
Die südliche Wendeanlage der Straße Westbahnhof ist so gelegt, dass das Grund-
stück Westbahnhof 2 hiervon noch erschlossen werden kann. Die Straße West-
bahnhof erhält insgesamt eine Neutrassierung: Sie wird gegenüber der heutigen 
Führung begradigt und im mittleren Abschnitt nach Südwesten verschoben. Da-
durch wird Raum für ein Regenrückhaltebecken auf der nordöstlichen Seite der 
Straße Westbahnhof geschaffen. Die Regenrückhaltefläche kann so in die künftige 
öffentliche Grünfläche integriert werden. 
 
Die bestehende Büchnerstraße soll nur im Bereich der Wendeanlage ausgebaut 
werden. In den übrigen Abschnitten ist ein Ausbau erst erforderlich, wenn die Stra-
ße abgängig ist. Die Verlängerung der Büchnerstraße ist mit folgendem Querschnitt 
vorgesehen: Fahrbahnbreite 6,50 m; beidseitiger Gehweg: 2,00 m; einseitiger Strei-
fen für Parkplätze und Bäume: 2,00 m. 
 
Die Straße Westbahnhof und die Verlängerung nach Norden (Planstraße A) erhal-
ten folgenden Querschnitt: Fahrbahnbreite 6,50 m, einseitiger Gehweg 2,00 m. An 
dieser Straße ist ein beidseitiger Gehweg nicht erforderlich, da an der nordöstlichen 
Seite der Ringgleisweg verläuft und hier auch keine Gewerbegrundstücke erschlos-
sen werden. 
 


5.5.3 Fuß- und Radverkehr 
 
Von den Wendeanlagen Büchnerstraße und Straße Westbahnhof führen öffentliche 
Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung „Geh- und Radweg“ zur Hugo-Luther-
Straße. Von besonderer Bedeutung ist der Weg auf dem westlichen Ringgleis. Die-
ser bildet eine qualitativ sehr hochwertige Verbindung zu anderen Stadtquartieren. 
 
Weitere Fuß- und Radwege sind innerhalb der öffentlichen Grünflächen geplant. 
 


5.6 Grünordnung


5.6.1 Grünordnung 
 


 
 
Die festgesetzten grünordnerischen Maßnahmen erfüllen sowohl städtebauliche als 
auch ökologische Funktionen. Zu den wichtigsten Belangen zählen gemäß Bauge-
setzbuch nicht nur die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse, sondern auch die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes sowie 
die Belange von Umweltschutz, Naturschutz und Landespflege. 
 


Grünordnung: private Flächen 
 
Auf den Gewerbegrundstücken im Bereich der Straße Westbahnhof und der Broit-
zemer Straße befinden sich vereinzelte Gehölzgruppen und Einzelbäume, die von 
Bedeutung für Arten- und Lebensgemeinschaften sind sowie das Orts- und Land-
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schaftsbild prägen. Eine Reduktion dieser Bestände im Rahmen der geplanten 
neuen Erschließung und intensiveren Bebauung kann mit folgenden Ausnahmen 
hingenommen werden: 
 
• Auf dem Grundstück Broitzemer Straße 38 wird eine besonders prägende grö-


ßere Gehölzgruppe als „zu erhalten“ festgesetzt. Damit das Grundstück auch 
künftig in gleichem Umfang wie bisher baulich genutzt werden kann, wird im 
Gegenzug auf den sonst festgesetzten 5,0 m breiten Abstand zwischen über-
baubarer Grundstücksfläche und Planstraße sowie auf den darin enthaltenen 
3,0 m breiten Pflanzstreifen verzichtet. 
 


• Auf den Grundstücken Westbahnhof 6–9 und 4–5 befinden sich weitere mar-
kante Gehölzbestände, die zumindest teilweise erhalten bleiben sollen. Diese 
vorwiegend linearen Bereiche entlang der Grundstücksgrenzen und der vor-
handenen Böschungsränder dienen auch der Biotopvernetzung zwischen den 
Grünflächen am Jödebrunnen und am Ringgleisweg. Sie werden ebenfalls als 
„zu erhalten“ festgesetzt. 
 


• Ferner wird auf dem Grundstück Westbahnhof 6–9 die vorhandene große 
Esche (Kronendurchmesser ca. 20,0 m) als „zu erhalten“ festgesetzt. Auf 
Grund ihres hohen Alters besitzt sie einen hohen Wert im Naturhaushalt. 
 


Insbesondere in Gebieten mit einer hohen baulichen Ausnutzung, wie z. B. Gewer-
begebieten, tragen Grundstücksbegrünungen zur Gestaltung und Einbindung der 
Nutzungen in ihr räumliches Umfeld bei. Um ein Mindestmaß an gestalterisch und 
bedingt auch ökologisch wirksamen Freiflächen gewährleisten zu können, wird für 
mindestens 10% Grundstücksfläche eine qualifizierte Begrünung mit Baum- und 
Strauchpflanzungen festgesetzt. 
 
Ferner wird entlang der öffentlichen Straßen ein 3,0 m breiter privater Pflanzstreifen 
festgesetzt. Dadurch sollen die für das Ortsbild bedeutenden Übergangsräume zwi-
schen gewerblicher Nutzung und öffentlichem Straßenraum angemessen gestaltet 
werden. Neben standortgerechten Sträuchern sind auch großkronige Laubbäume 
zu pflanzen, da diese den Straßenraum fassen und somit eine besonders positive 
Wirkung entfalten. Lediglich auf der Anpflanzungsfläche  2  im nördlichen Abschnitt 
der verlängerten Büchnerstraße sind keine Laubbäume auf den privaten Flächen zu 
pflanzen. Hier sieht der Querschnitt der öffentlichen Straße auf der Ostseite einen 
zusätzlichen Pflanz(- und Park)-streifen vor, um einen „Lückenschluss“ im öffentli-
chen Grün- und Wegesystem zwischen Jödebrunnen und Ringgleisweg zu schaf-
fen. 
 
Die festgesetzten Flächen für Anpflanzungen  1  ,  2  können auf den zehnprozen-
tigen qualifiziert zu begrünenden Freiflächenanteil angerechnet werden. 
 
Zwischen der Wohnbebauung Hugo-Luther-Straße und dem Gewerbegebiet wird 
eine private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Abstandsgrün“ festgesetzt. Die-
se Grünfläche soll mit mittelkronigen Laubbäumen bepflanzt werden. Durch die Flä-
che wird zwischen der Wohn- und Gewerbenutzung ein Puffer geschaffen, der ne-
ben der reinen Sicherung einer Abstandsfläche zum Schutz vor Immissionen (Lärm, 
Staub, Gerüche) auch das Gewerbegebiet gestalterisch wirksam abgrenzt und ein-
grünt. Diese Fläche befindet sich auf dem Grundstück des städtischen Betriebsho-
fes.  Sicherheitshalber wird festgesetzt, dass hier wegen der Bodenbelastungen der 
Anbau von Nutzpflanzen oder Kinderspielflächen nur zulässig sind, wenn zuvor ein 
Bodenauftrag von mindestens 0,60 m durchgeführt wurde. 
 
Größere neue Stellplatzanlagen werden durch Baumpflanzungen gegliedert und 
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dadurch optisch in das Umfeld integriert. Darüber hinaus bewirken Bäume eine als 
angenehm empfundene Verschattung der Stellplätze und verbessern so auch das 
Kleinklima. Je sechs Stellplätze ist ein mittelkroniger Baum zu pflanzen. 
 
Grünordnung: öffentliche Verkehrsflächen 
 
In der Büchnerstraße sind mindestens 20 großkronige Laubbäume zwischen den 
Parkständen zu pflanzen. Diese Bäume sollen insbesondere den neu zu bauenden 
Abschnitt der Büchnerstraße gliedern und gestalten, um so den „Lückenschluss“ 
zwischen den öffentlichen Grün- und Wegebeziehungen vom Jödebrunnen zum 
Ringgleis aufzuwerten. Darüber hinaus sind jedoch auch Baumpflanzungen in der 
bisherigen Büchnerstraße vorgesehen. Dieses Planungsziel wird jedoch erst im Fal-
le einer vollständigen Straßensanierung umgesetzt werden können. 
 
Für die Straßen Westbahnhof und die Planstraße A sind keine Baumpflanzungen 
vorgesehen, da hier auf den nordöstlichen Seiten öffentliche Grünflächen angren-
zen, die entsprechend bepflanzt werden. 
 


 
Grünordnung: öffentliche Grünflächen 


• Öffentliche Grünfläche 
 
Hierbei handelt es sich um das Gewerbegrundstück Broitzemer Straße 32 am 
Blumenteich, welches überwiegend noch bebaut ist. Es ist mit erheblichen 
schädliche Bodenveränderungen belastet, die im Wesentlichen vor Ort verblei-
ben müssen.  


 1  


 
Das Grundstück liegt bereits heute – vor allem seit der Aufgabe der Bahnnut-
zung und dem Ausbau des Ringgleisweges – isoliert von den übrigen Gewerbe-
flächen zwischen Ringgleisweg, Blumenteich und Kleingärten. Mit dem Neubau 
der Erschließungsstraße auf der gegenüberliegenden westlichen Seite des 
Ringgleisweges verstärkt sich diese nachteilige Einzellage zunehmend. Mit der 
Festsetzung als öffentliche Grünfläche kann die Fläche demgegenüber in einen 
städtebaulich relevanten Grünzug eingebunden werden und damit die städte-
bauliche Gliederung zwischen gewerblichen Nutzungen, Erholungsflächen (ein-
schließlich der Kleingärten und Wohngebieten, verbessern. Da die Grundstü-
cke zu ihrem Verkehrswert als Gewerbebauland, der zum Zeitpunkt der Plan-
aufstellung galt, entschädigt werden, ist eine Veräußerung an die Stadt auch 
zumutbar. Die Ankaufsverhandlungen stehen kurz vor dem Abschluss. Die Flä-
chen werden voraussichtlich noch im Jahr 2010 von der Stadt erworben. 
  
Hier soll vorrangig ein offener, allgemein zugänglicher Jugendplatz entstehen, 
kombiniert mit einem Mehrgenerationenpark. Auch die Anlage eines Abenteu-
erspielplatzes als betreute Spieleinrichtung ist zulässig. 
 
Die vorhandene Bausubstanz soll nach Möglichkeit erhalten bleiben. Zum einen 
bietet sie Chancen, hier Nutzungen unterzubringen, für die ein Neubau nicht er-
forderlich bzw. nicht finanzierbar wäre. Zum anderen können mit einer Nutzung 
die Abbruchkosten in erheblicher Höhe vermieden werden. Im Bereich der Ge-
werbebauten wird deshalb eine überbaubare Grundstücksfläche festgesetzt. 
Hier sind bauliche Anlagen für soziale, kulturelle und sportliche Zwecke zuläs-
sig. Hier können z. B. spezielle Angebote für Jugendliche geschaffen werden 
(Jugendwerkstatt, Freiwilligenagentur, Sportkurse, überdachte Skating-Anlage, 
überdachter Treffpunkt). Auch kommen z.B. Ateliers für Kunststudierende in 
Betracht oder auch Räumlichkeiten für Musiker. Eine dauerhafte Veranstal-
tungsstätte,- ggf. sogar in Kombination mit einer gastronomischen Einrichtung 
– soll hier nicht untergebracht werden. Alle Nutzungen der Bausubstanz müs-
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sen sich der übergeordneten Zweckbestimmung „öffentliche Grünfläche“ unter-
ordnen und mit ihr vereinbar sein.  
 
Auf Grund der vorhandenen Altlasten – insbesondere im östlichen Bereich die-
ser Grünfläche – ist eine dauerhafte Versiegelung des Bereichs durch Über-
bauung oder Bodenbefestigung sinnvoll. Diese Anforderung kann gut mit dem 
Ziel, Sport- und Aufenthaltsangebote für Jugendliche zu schaffen, kombiniert 
werden. Auch die Schaffung von Aufenthalts- und Sanitärangeboten in diesem 
Bereich – evtl. für verschiedene Bevölkerungsgruppen – soll hier ermöglicht 
werden. Die Flächen sollen für die vorgesehene Nutzung von der Stadt erwor-
ben werden. 
 


• Öffentliche Grünfläche 
 
Diese Grünfläche liegt südlich der Blumenstraße. Es bestehen ähnliche Nut-
zungsüberlegungen wie für die Grünfläche  1  . Auch wenn die Schwerpunkt-
angebote für Jugendliche in der Grünfläche  1  liegen sollen, sollen in der 
Grünfläche  2  grundsätzlich auch ergänzende Angebote zulässig sein. Dieser 
Bereich kommt auch für die Anlage eines „betreuten“ Abenteuerspielplatzes in 
Frage oder für die Anlage von interkulturellen Seniorengärten. Hier bestehen 
keine baulichen Anlagen, die evtl. umgenutzt werden könnten. In geringem Um-
fang soll jedoch die Errichtung von baulichen Anlagen, wie z. B. von Aufent-
haltsräumen, Sanitäreinrichtungen oder Geräteräumen auch hier zulässig sein, 
um die Nutzbarkeit der Fläche zu erhöhen. 
 
Diese Flächen sollen für die vorgesehenen Nutzungen von der Stadt erworben 
werden. 


 2  


 
• Öffentliche Grünfläche 


 
Hierbei handelt es sich um die übrigen, bis zur Hugo-Luther-Straße führenden 
Grünflächen zwischen der Straße Westbahnhof und den Kleingärten. Neben 
dem bereits ausgebauten Ringgleisweg befindet sich hier ein Birkenwäldchen, 
welches erhalten bleiben soll. Die Fläche soll behutsam für die Öffentlichkeit 
geöffnet werden. 
 
Ferner befindet sich hier das neue Regenrückhaltebecken. 
 
Diese Flächen sollen für die vorgesehenen Nutzungen von der Stadt erworben 
werden. 
 


 3  


• Öffentliche Grünfläche  4  
 
Hierbei handelt es sich um die Grünflächen im Wesentlichen südlich des Jö-
debrunnens. Auch dieser Bereich soll durch ein geändertes Wegenetz behut-
sam für die Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Insbesondere soll dabei 
der Jödebrunnen, der sowohl ein Kultur - als auch als Quelle ein Naturdenkmal 
ist – erlebbar gemacht werden. Wegen der besonderen Schutzbedürftigkeit 
sind in der Ausführungsplanung die Belange von Naturschutz und Denkmal-
schutz besonders zu berücksichtigen und mit den Belangen der Freiraumpla-
nung in Einklang zu bringen. 
 
Am Rande des Jödebrunnens befindet sich noch das erhaltenswerte ehemalige 
Kontorhaus. Es wird zurzeit noch bewohnt. Das Gebäude genießt Bestands-
schutz. Nach Ablauf der Wohnnutzung muss geprüft werden, welche Nutzung 
hier mit den Belangen des Denkmalschutzes, des Naturschutzes und der Frei-
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raumplanung vereinbar ist. In Betracht kommen z. B. eine Informationsstelle 
und/oder eine kleine gastronomische Einrichtung. Sollte das Kontorhaus ab-
gängig sein (z. B. durch Brand), so soll an dieser Stelle kein neues Gebäude 
errichtet werden 
 
Ferner ist eine Öffnung des heute verrohrten Jödebrunnengrabens


• 


 beabsich-
tigt. Hierbei handelte es sich ursprünglich um einen Abschnitt einer unterirdi-
schen Pipenleitung, die vom Jödebrunnen bis zum Altstadtmarkt führte und im 
Mittelalter der Trinkwasserversorgung der Stadt Braunschweig diente. Die Ge-
staltung soll deshalb nicht als „naturnahes Gewässer“ erfolgen, sondern in 
Form einer geöffneten und damit erlebbaren Rinnenführung. Parallel hierzu ist 
eine öffentliche Wegeverbindung vorgesehen. Diese Fläche soll von der Stadt 
erworben werden. Wegen der gewerblichen Nutzung der betroffenen Grund-
stücke und der insgesamt beengten Verhältnisse ist hier nur eine schmale öf-
fentliche Grünfläche zwischen Jödebrunnen und Ringgleisweg festgesetzt. Im 
Zuge einer Realisierung der Planung müsste der Jödebrunnengraben geringfü-
gig aus seiner heutigen Lage in die südlich angrenzende festgesetzte öffentli-
che Grünfläche verlegt werden. 
 
Die öffentliche Grünfläche zwischen Jödebrunnen und Planstraße hat eine Brei-
te von 8,0 m. Dies ist die erforderliche Mindestgröße um – einschl. der notwen-
digen Abstandsflächen – einen öffentlichen Weg und eine Rinne für den geöff-
neten und verlegten Jödebrunnengraben unterzubringen. Bei der Lage dieser 
Grünfläche wurde berücksichtigt, dass auf dem Grundstück Broitzemer Stra-
ße 35 ein 6,0 m breiter Erschließungsweg für das Gewerbegrundstück gesi-
chert werden muss. Das Grundstück Münchenstraße 9 wird in gleicher Breite in 
Anspruch genommen. Hier befindet sich heute der verrohrte Jödebrunnengra-
ben auf Flächen, die nicht gewerblich genutzt werden. Der Bereich des verrohr-
ten Jödebrunnengrabens ist jedoch teilweise gemäß Baugenehmigung Bewe-
gungsraum für die Feuerwehr. 
 
Im Falle einer Öffnung des Jödebrunnengrabens soll dieser etwas nach Süden 
verlegt werden, wodurch sich die Inanspruchnahme des Grundstücks Mün-
chenstraße 9 gegenüber heute verbessert. Soweit ein geöffneter Graben auf 
geringen Teilflächen mit dem Bewegungsraum der Feuerwehr kollidieren sollte, 
kann eine Verlegung dieses Raums auf die südwestlich angrenzende öffentli-
che Grünfläche   4  in Betracht kommen. Die beanspruchten Flächen wären re-
lativ gering. 
 
Ferner befindet sich die Lagerhalle des Grundstücks Broitzemer Straße  38 
heute auf dem verrohrten Graben und künftig teilweise innerhalb der festge-
setzten öffentlichen Grünfläche. Auf Grund der beengten Verhältnisse ist eine 
andere Lage der öffentlichen Grünfläche nicht möglich. Die Halle müsste des-
halb im Falle einer Realisierung abgebrochen werden. 
 
Insgesamt ist die Realisierung dieses Weges und die Öffnung und Verlegung 
des Grabens nur möglich, wenn verschiedene Voraussetzungen (Grunderwerb, 
Abbruch der Lagerhalle, Sicherung des Bewegungsraums der Feuerwehr) er-
füllt sind und damit eher mittel- bis langfristig umsetzbar. 
 
Öffentliche Grünfläche 
 
Hierbei handelt es sich um den bereits vorhandenen öffentlichen Grünstreifen 
zwischen Gewerbegebiet Büchnerstraße und A 391. Hier befindet sich bereits 
eine Wegebeziehung zwischen der Straße Am Jödebrunnen und der Hugo-
Luther-Straße. Durch die Öffnung des Geländes um den Jödebrunnen wird die-
se Wegebeziehung eine größere Bedeutung erhalten. Langfristig ist eine Fort-
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setzung dieses Weges nach Süden entlang der A 391 bis zum Spielplatz 
Arndtstraße angestrebt. Da dieser Bereich innerhalb der Bauverbotszone der 
A 391 liegt, wären hier über die bestehenden Nutzungen hinaus, die Bestands-
schutz genießen, keine neuen baulichen Anlagen zulässig, sodass die Inan-
spruchnahme dieser privaten Grundstücksflächen auf mittlere Sicht vertretbar 
ist. 
 


• 
 
Neben dem bereits bestehenden Ringgleisweg sollen Verbindungen von die-
sem zur Blumenstraße und zur Helenenstraße verwirklicht werden. 
 
Der Jödebrunnen soll durch verschiedene Wegebeziehungen zugänglich und 
damit erlebbar gemacht werden. Bezüglich der Wegeführungen im diesem Be-
reich ist in der Detailplanung eine intensive Abstimmung mit der Denkmal-
schutzbehörde und der Naturschutzbehörde erforderlich, da deren Belange hier 
besonders zu berücksichtigen sind. 
 
Vom Jödebrunnen aus soll ein Weg zur Straße Am Jödebrunnen geführt wer-
den. Dadurch wird auch der bereits bestehende Weg von der Straße Am Jö-
debrunnen entlang der A 391 bis zur Hugo-Luther-Straße angebunden. Es soll 
ein Weg angelegt werden, der das Quellwasserbecken nur an einer Seite tan-
giert und dessen Anlage und Nutzung auch für eine gewisse öffentliche Kon-
trolle sorgt. 
 
Darüber hinaus soll ein Weg vom Jödebrunnen zur Büchnerstraße im mittleren 
Abschnitt (Bereich der heutigen Wendeanlage) geführt werden, um die Zu-
gänglichkeit auch in diesem Abschnitt zu verbessern.  


Wegeverbindungen in den öffentlichen Grünflächen 


 


 
Um die Voraussetzungen für eine gute Entwicklung und langfristige Sicherung des 
Baumbestandes auf den Stellplatzflächen zu gewährleisten, wird die Mindestgröße 
der offenen Vegetationsfläche mit 9,0 m² je Baum festgesetzt. Die Vegetationsflä-
che soll dabei mindestens 2,0 m breit sein, damit sich ein guter Wurzelansatz aus-
bilden kann und eine hohe Standfestigkeit der Bäume gewährleistet ist. 
 
Die festgesetzten Pflanzqualitäten für anzupflanzende Bäume und Sträucher stellen 
einen Kompromiss zwischen zeitnaher Erreichung der gewünschten ökologischen 
und gestalterischen Wirkung und guter Anwuchsgarantie dar. 
 
Beispiele für großkronige Laubbäume sind: Bergahorn (Acer pseudoplatanus), Ge-
meine Esche (Fraxinus excelsior), Stieleiche (Quercus robur), Winterlinde (Tilia 
cordata). 
Als mittelkronige Laubbäume eignen sich beispielsweise: Feldahorn (Acer 
campestre), Schwarzerle (Alnus glutinosa), Hainbuche (Carpinus betulus), Vogelkir-
sche (Prunus avium), Traubenkirsche (Prunus padus). 
Strauch- bzw. dichte Gehölzpflanzungen können beispielswiese aus folgenden Ar-
ten bestehen: Felsenbirne (Amelanchier canadensis), Kornelkirsche (Cornus mas), 
Hartriegel (Cornuns sanguinea) Haselnuss (Corylus avellana), Ribes rubrum (Zier-
johannisbeere), Hundsrose (Rosa canina), Purpurweide (Salix purpurea), Schwar-
zer Holunder (Sambucus nigra), Spierstrauch (Spirarea vanhouttei). 


Grünordnung: öffentliche und private Flächen 
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5.7 


 


Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft 


Zur Vermeidung von Verstößen gegen artenschutzrechtliche Bestimmungen des 
§ 42 BNatSchG werden speziell für Fledermäuse „vorgezogene Ausgleichsmaß-
nahmen“ gemäß § 42 (5) Satz 3 BNatSchG festgesetzt. Danach sind in den öffentli-
chen Grünflächen insgesamt 75 künstliche Fledermaushöhlen zu schaffen. Hier-
durch kann die bestehende Population auf Dauer gesichert werden, auch wenn im 
Zuge der weiteren Entwicklung einzelne Gebäude abgebrochen oder Bäume gefällt 
werden. 
 
Eine direkte Zuordnung dieser Artenschutzmaßnahmen zu einzelnen Grundstücken 
und damit eine Verteilung der Kosten auf die jeweiligen Eigentümer (Stadt oder Pri-
vateigentümer) ist nicht möglich. Es wurde im Rahmen der Erfassung geschützter 
Tierarten zwar ein erhebliches Vorkommen verschiedener Fledermausarten festge-
stellt, jedoch konnten die Tiere nicht bestimmten Gebäuden oder Bäumen zugeord-
net werden, auch wechseln die Quartiere. Ferner können die zukünftigen Eingriffe 
nicht genau bestimmt werden: Lediglich im Bereich der künftigen öffentlichen Stra-
ßen sind – eher geringe – Eingriffe in Gebäude und Baumbestände zu erwarten. 
Veränderungen auf den Privatgrundstücken sind jedoch weder zeitlich noch vom 
Umfang her quantifizierbar. So ist z. B. nicht vorhersehbar, ob und wenn ja wann, 
einzelne Gebäude abgebrochen werden, die auf Grund ihres älteren baulichen Zu-
stands als Fledermausquartiere genutzt werden. Bei Neubauten ist dagegen eher 
damit zu rechnen, dass diese weniger als Lebensraum geeignet sind. 
 
Grundsätzlich hat jeder Bauherr die artenschutzrechtlichen Bestimmungen zu be-
achten. Beim Abbruch von Gebäuden oder bei Fällen von Bäumen können -  je 
nach Umfang – neben den zeitlichen Beschränkungen (Brutzeit beachten) auch 
Ausgleichsmaßnahmen gefordert werden. 
 
Auf Grund der schwierigen Umsetzbarkeit einer Zuordnung und Verteilung der rela-
tiv geringen Kosten in Höhe von 5.500 € auf private und öffentliche Grundstücke ist 
es vertretbar, diese Maßnahmen als Bestandteil der öffentlichen Grünflächen 
durchzuführen und zu finanzieren. Dies dient der Planungs- und Rechtssicherheit 
der Eigentümer der Gewerbegrundstücke und ist deshalb auch aus Sicht der städti-
schen Wirtschaftsförderung sinnvoll. 
 
Mit der Festsetzung der „vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen“ gemäß §  42 (5) 
Satz 3 BNatSchG für Fledermausarten wird die Ausnahme von artenschutzrechtli-
chen Verboten gemäß § 43 BNatSchG durch die Untere Naturschutzbehörde in 
Aussicht gestellt. Damit ist der Bebauungsplan WI 83 umsetzbar. 
 
Der Umbau des Bunkers in der öffentlichen Grünfläche  4  wird im Bebauungsplan 
nicht festgesetzt. Zwar wären die Umbaukosten mit ca. 3.000 € relativ gering, je-
doch sind die Kosten eines dauerhaften Unterhalts zum Zeitpunkt der Aufstellung 
des Bebauungsplanes nicht kalkulierbar. Zudem bestehen Sicherheitsbedenken. 
Sollte sich im Rahmen der Gestaltung der Grünflächen jedoch herausstellen, dass 
eine Nutzung als Fledermausquartier möglich und finanzierbar ist, so wäre eine sol-
che Nutzung im Sinne des Artenschutzes zu begrüßen. Der Bebauungsplan steht 
dem nicht entgegen. 
 
Für die ebenfalls untersuchten verschiedenen Vogelarten und Heuschrecken ist die 
Festsetzung von vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen nicht erforderlich. Hier rei-
chen die normalen artenschutzrechtlichen Bestimmungen des BNatSchG aus. (z. B. 
Beachten von Brutzeiten). Mit der Festsetzung der öffentlichen Grünflächen im 
Plangebiet bleiben ausreichend Lebensräume erhalten. 
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5.8 


 


Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes 


Für das Plangebiet wurde ein schalltechnisches Gutachten erstellt. Darin wurden 
sowohl die  Emissionen, die von den geplanten Nutzungen ausgehen, untersucht, 
als auch die Immissionen, die durch Nutzungen in der Umgebung auf  das Plange-
biet einwirken. 
 


5.8.1 Straßenverkehrslärm: Neubau von Straßen, Änderung der Verkehrsführung 
 
Für das Plangebiet wurde eine Verkehrsuntersuchung erarbeitet. Bestandteil dieser 
Untersuchung war eine Erhebung des Verkehrsaufkommens zum Zeitpunkt der 
Planaufstellung (2009), eine Verkehrsprognose für das Jahr 2020 ohne Verände-
rungen in der Verkehrsführung (Prognose-0-Fall) sowie eine Verkehrsprognose für 
das Jahr 2020 unter Annahme der geplanten Änderung der Verkehrsführung. 
 
Diese Daten bildeten die Grundlage für die Ermittlung der zukünftigen Belastungen 
durch Verkehrslärm und für die festzusetzenden Lärmschutzmaßnahmen. 
 
Die Verlängerung der Büchnerstraße, die Planstraße A sowie die Straße West-
bahnhof sind dabei als „Neubau von Straßen“ im Sinne der 16. Verordnung zum 
Bundesimmissionsschutzgesetz (16. BImSchV) einzustufen. Die 16. BImschV legt 
Immissionsgrenzwerte (IGW) fest, die einzuhalten sind. 
 
Im Bereich der Dauerkleingärten „Gartenkolonie Westbahnhof“ werden Mittelungs-
pegel von bis zu 51 dB(A) tags/41 dB(A) nachts erreicht. Der IGW der 16. BImSchV 
für Dauerkleingärten beträgt demgegenüber 64 dB(A) tags/64 dB(A) nachts. Er wird 
deutlich unterschritten. 
 
Im Bereich der Gewerbegebiete innerhalb des Plangebietes werden Mittelungspe-
gel von bis zu 66 dB(A) tags/56 dB(A) nachts erreicht. Der IGW der 16. BImSchV 
für Gewerbegebiete beträgt demgegenüber 69 dB(A) tags/59 dB(A) nachts. Er wird 
ebenfalls unterschritten. 
 
Der Neubau der Straßen löst demnach unter Beachtung der Vorschriften der 
16. BImschV innerhalb des Plangebietes keinen Anspruch auf Lärmschutzmaß-
nahmen aus. 
 
Ferner sind die Auswirkungen zu betrachten, die durch die Zunahme des Verkehrs 
auf vorhandenen öffentlichen Straßen zu erwarten sind. Durch die geplante Ablei-
tung des Verkehrs der Gewerbegebiete Büchnerstraße und Westbahnhof nach 
Norden ist insbesondere auf der Broitzemer Straße zwischen Ringgleis und Pippel-
weg sowie auf der Straße Pippelweg zwischen Broitzemer Straße und München-
straße mit einer deutlichen Verkehrszunahme zu rechnen. Die Beurteilung der da-
durch bedingten zusätzlichen Lärmbelastung erfolgt auf Grundlage der 
16. BImSchV. Danach ist zu prüfen, ob durch einen erheblichen baulichen Eingriff 
der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden Verkehrsweg ausgehenden Ver-
kehrslärms um mindestens 3 dB(A) (rechnerisch durch Rundung mind. 3,1 dB(A)) 
oder auf mindestens 70 dB(A) am Tag bzw. 60 dB(A) in der Nacht erhöht wird (we-
sentliche Änderungd). 
 
In der planerischen Abwägung können die IGW jedoch im Sinne der Lärmvorsorge 
zur Beurteilung der künftigen Verkehrslärmimmissionen herangezogen werden. Da-
nach sind die im Jahresmittel zu erwartenden Verkehrsmengen des Zusatzverkehrs 
zur Beurteilung der Straßenverkehrsgeräusche maßgeblich. 
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Dabei ist festzustellen, dass für die vorhandene Bebauung Broitzemer Straße 26–
28 Straßenverkehrslärmimmissionen in Höhe von bis zu 64,3 dB(A) tags/56,3 dB(A) 
nachts und damit eine Erhöhung um bis zu 5,0 dB(A) tags/3,8 dB(A) nachts zu er-
warten ist. Die IGW der 16. BImSchV für Gewerbegebiete in Höhe von 69 dB(A) 
tags/59 dB(A) nachts werden jedoch deutlich unterschritten. 
 
Im Einmündungsbereich der Broitzemer Straße/Pippelweg befindet sich die Hoch-
schule für Bildende Künste (HBK). Im Rahmen des schalltechnischen Gutachtens 
wurde der HBK vorsorglich der Schutzstatus eines „Mischgebietes“ (MI gemäß 
BauNVO) zugeordnet – obwohl auf dem Gelände keine allgemeine Wohnnutzung 
zugelassen ist. Bei dem Gebäude Broitzemer Straße 222, das von der Verkehrszu-
nahme am stärksten betroffen ist, ist eine Erhöhung der Verkehrslärmimmissionen 
auf bis zu 61,9 dB(A) tags/53,8 dB(A) nachts und damit eine Pegelzunahme von bis 
zu 2,8 dB(A) tags/2,2 dB(A) nachts zu erwarten. Dieser Straßenabschnitt ist durch 
den baulichen Eingriff nur mittelbar betroffen und somit immissionsschutzrechtlich 
nicht relevant. 
 
Die höchste Lärmbelastung für das Gelände der HBK ist bei dem Gebäude Broit-
zemer Straße 223 mit 63,1 dB(A) tags/55,3 dB(A) nachts zu erwarten. Dieser Stra-
ßenabschnitt ist durch den baulichen Eingriff nur mittelbar betroffen und somit im-
missionsschutzrechtlich nicht relevant. 
 
Im Bereich der Kleingartenanlage „Hohetor“ östlich der Straße Pippelweg werden 
Verkehrslärmimmissionen angrenzend an die öffentlichen Straßen in Höhe von bis 
zu 65,4  dB(A) tags/56,9 dB(A) nachts prognostiziert und damit eine Pegelzunahme 
in Höhe von 1,5 dB(A) tags/1,1 dB(A) nachts. Dieser Straßenabschnitt ist durch den 
baulichen Eingriff nur mittelbar betroffen und somit immissionsschutzrechtlich nicht 
relevant. 
 
Insgesamt kann festgestellt werden, dass auf Grund der anzuwendenden Bestim-
mungen für die Nutzungen an der Broitzemer Straße und am Pippelweg kein An-
spruch auf Lärmschutzmaßnahmen besteht. 
 
Mit den vorstehenden Betrachtungen wurde geprüft, ob entsprechend den gesetzli-
chen Regelungen ein Rechtsanspruch auf Lärmschutzmaßnahmen durch die Stra-
ßenneubaumaßnahmen bzw. die Verkehrszunahme besteht. Dies ist nicht der Fall. 
Für die Bauleitplanung enthält die DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ Orientie-
rungswerte, die um jeweils 4 dB(A) unter den genannten Immissionsgrenzwerten 
liegen. Diese Orientierungswerte sind im Rahmen der planerischen Abwägung als 
Maßstab anzulegen. Sie sind jedoch nicht verbindlich. 
 
Der Orientierungswert für Gewerbegebiete in Höhe von 65 dB(A) tags/55 dB(A) 
nachts wird an den Gebäuden Broitzemer Straße 26–28 tags eingehalten und 
nachts um 1,3 dB(A) geringfügig überschritten. 
 
Die Orientierungswerte für Mischgebiete in Höhe von 60 dB(A) tags/50 dB(A) 
nachts werden am Gebäude Broitzemer Straße 222 (HBK) tags um 1,9 dB(A) und 
nachts um 3,8 dB(A) überschritten. Die Überschreitung am Tage kann in der Abwä-
gung hingenommen werden. Zum einen sind Pegelerhöhungen erst ab 3,0 dB(A) 
spürbar wahrnehmbar. Zum anderen handelt es sich bei der HBK nicht um eine 
Wohnnutzung, die auch in einem Mischgebiet zulässig wäre, sondern um eine we-
niger schützenswerte Nutzung. In der Nacht besteht aufgrund der Nutzung als 
Hochschule kein Schutzanspruch. 
 
Der Orientierungswert für Kleingärten in Höhe von 55 dB(A) tags wird bei der Klein-
gartenanlage „Hohetor“ bereits mit dem Prognose-0-Fall durch einen Wert von 
63,8 dB(A) deutlich überschritten. Durch die geänderte Verkehrsführung erhöht sich 
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dieser Wert geringfügig auf einen Wert von 65,3 dB(A). Diese zusätzliche Über-
schreitung des Orientierungswertes ist „nicht wesentlich“- Pegelerhöhungen werden 
erst ab 3 dB(A) spürbar wahrnehmbar. Hier ist in der Abwägung die bereits hohe 
Vorbelastung zu berücksichtigen. 
 
Im Bereich der Verlängerung der Büchnerstraße und des Neubaus der Straße 
Westbahnhof wird der Orientierungswert für Gewerbegebiete in Höhe von 65 dB(A) 
tags sicher eingehalten. Der Orientierungswert für Gewerbegebiete in Höhe von 
55 dB(A) nachts wird um bis zu 5 dB(A) überschritten. Diese Überschreitung ist je-
doch nicht dem Straßenneubau zuzuordnen, sondern den Lärmemissionen der 
A 391 (s. 5.8.2). 
 
Die Sanierungsgrenzwerte für Allgemeine Wohngebiete der Verkehrslärmschutz-
richtlinie 1997 in Höhe von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts werden in allen Auf-
punkten sicher eingehalten. 
 


5.8.2 Straßenverkehrslärm: Passive Schallschutzmaßnahmen 
 
Für das Plangebiet sind im Wesentlichen die Straßenverkehrsgeräusche der A 391 
pegelbestimmend. Die künftige Reduzierung des Straßenverkehrs auf der Hugo-
Luther-Straße sowie die Zunahme des Verkehrs im Bereich der Straßenneubauten 
wirken sich demgegenüber nur geringfügig auf die Zu- oder Abnahme der Verkehrs-
lärmimmissionen aus. 
 
Die Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ für Wohngebie-
te in Höhe von 55 dB(A) tags/45 dB(A) nachts werden im westlichen Abschnitt der 
Hugo-Luther-Straße um bis zu 10 dB(A) tags und nachts überschritten; im östlichen 
Abschnitt fallen die Überschreitungen geringer aus. Trotz dieser hohen Lärmbelas-
tung erfolgt eine Festsetzung als Allgemeines Wohngebiet, da es sich hierbei um 
eine gewachsene bestehende Wohnbebauung handelt. Die gleichen Belastungen 
befinden sich auf der Südseite der Hugo-Luther-Straße und dem Bereich der Jahn-
straße. Demnach kann der hohen Lärmbelastung hier nicht durch eine „Umplanung“ 
der vorhandenen Wohnbebauung in eine andere Nutzung begegnet werden, son-
dern letztendlich nur durch aktive oder passive Schallschutzmaßnahmen. 
 
In den Gewerbegebieten westlich der Büchnerstraße werden die Orientierungswerte 
der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau) für Gewerbegebiete in Höhe von 
65 dB(A) tags/55 dB(A) nachts überwiegend um bis zu 5 dB(A) überschritten. In der 
Nähe der A 391 beträgt die Überschreitung bis zu 10 dB(A) tags. Nachts vergrößert 
sich der Bereich mit Überschreitungen um bis zu 10 dB(A) gegenüber tags. 
 
In den Gewerbegebieten östlich der Büchnerstraße und nördlich der Verlängerung 
der Büchnerstraße werden die Orientierungswerte tagsüber eingehalten, nachts je-
doch ebenfalls um bis zu 5 dB(A) überschritten. 
 
Eine generelle Reduzierung dieser Lärmbelastungen wäre durch eine Lärmschutz-
wand in größerer Höhe entlang der A 391 grundsätzlich möglich. Zurzeit befindet 
sich eine Lärmschutzwand in geringer Höhe von 2,50 m nur im südlichen Bereich in 
etwa bis zur Höhe der Hugo-Luther-Straße. Für den Neubau einer Lärmschutzwand 
ist die Landesstraßenbauverwaltung zuständig. Aufgrund der hohen Kosten ist je-
doch nicht erwarten, dass eine solche Anlage in absehbarer Zeit umgesetzt wird, 
zumal die Sanierungsgrenzwerte der Verkehrslärmschutzrichtlinie 1997 nicht über-
schritten werden (GE: 75 dB(A) tags/65 dB(A) nachts, WA: 70 dB(A) tags/60 dB(A) 
nachts). 
 
Weitere mögliche aktive Schallschutzmaßnahmen sind nicht erkennbar. 
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Deshalb werden passive Schallschutzmaßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt, 
die im Rahmen von genehmigungspflichtigen An- und Umbauten oder Neubauten 
durchzuführen sind. Der Bebauungsplan setzt hier Lärmpegelbereiche fest, in de-
nen passive Schallschutzmaßnahmen für Aufenthaltsräume gemäß DIN 4109 
„Schallschutz im Hochbau“ durchzuführen sind. Für Schlafzimmer und Kinderzim-
mer sind dabei schallgedämmte Lüftungsöffnungen vorzusehen, um eine Frischluft-
zufuhr auch bei geschlossenen Fenstern zu gewährleisten. Für andere Räume kann 
die Raumbelüftung durch das zeitweise Öffnen der Fenster sichergestellt werden. 
 
Zusätzlich werden Ausnahmen von den Festsetzungen zugelassen, wenn im Einzel-
fall nachgewiesen wird, dass auf Grund von Abschirmung durch vorgelagerte Bau-
körper die Anforderungen des passiven Schallschutzes reduziert werden können. 
 


5.8.2 Schienenverkehrslärm 
 
Die Lärmimmissionen durch die Stadtbahnstrecke auf der Münchenstraße halten 
die Orientierungswerte der DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ sowohl am Tage 
als auch in der Nacht sicher ein, sodass keine Lärmschutzmaßnahmen erforderlich 
sind. 
 


5.8.3 Gewerbelärm 
 
Die Gewerbegebiete Büchnerstraße und Westbahnhof sind teilweise umgeben von 
folgenden schützenswerten Nutzungen: 
 
- Wohnbebauung Hugo-Luther-Straße, 
- Dauerkleingartenanlage „Gartenkolonie Westbahnhof“, 
- stationäre Einrichtung für wohnsitzlose Männer an der Münchenstraße, 
- Wohnbebauung an der Straße Am Jödebrunnen. 
 
Um sicherzustellen, dass die jeweils maßgeblichen Schutzansprüche eingehalten 
werden können, werden im Bebauungsplan immissionsrelevante flächenbezogene 
Schallleistungspegel (IFSP) festgesetzt. Dabei wurden auch die Vorbelastung durch 
die bestehenden Gewerbegebiete nördlich der Münchenstraße und die planungs-
rechtlich zulässigen Gewerbegebiete westlich der A 391 in die Berechnungen ein-
bezogen. 
 
Die Berechnung erfolgte nach dem „alternativen Verfahren“ gemäß Nr. 7.3.2 der 
DIN ISO 9613-2, d. h., es wurde eine typisierende Betrachtung anhand eines abs-
trakten Planfalles durchgeführt. Dieses Rechenverfahren ermöglicht später verein-
fachte Prüfungen mit ausreichender Sicherheit und enthält Reserven für detaillierte 
Ausbreitungsrechnungen in Sonderfällen. 
 
Die festgesetzten flächenbezogenen Schalleistungspegel stellen sicher, dass in fast 
allen angrenzenden Aufpunkten die Orientierungswerte der DIN 18005 „Schall-
schutz im Städtebau“ eingehalten werden können. Diese Orientierungswerte betra-
gen bezogen auf Gewerbelärm für Gewerbegebiete 65 dB(A) tags/50 dB(A) nachts, 
für Allgemeine Wohngebiete: 55 dB(A) tags/40 dB(A) nachts und für Dauerkleingär-
ten 55 dB(A)/tags/nachts. 
 
Lediglich auf den Wohngrundstücken Hugo-Luther-Straße 37 und 38 ist mit Immis-
sionen von bis zu 56,5 dB(A) tags/41,5 dB(A) nachts und damit mit geringfügigen 
Überschreitungen des Orientierungswertes für Allgemeine Wohngebiete um bis zu 
1,5 dB(A) tags/1,5 dB(A) nachts zu rechnen. Hierbei handelt es sich jedoch um eine 
historisch gewachsene Gemengelage. Die Wohngebäude grenzen unmittelbar an 
ein bestehendes Gewerbestück an. Im Rahmen von Betriebsgenehmigungen ist die 
TA-Lärm anzuwenden. Die TA-Lärm sieht für solche Gemengelagen Ausnahmere-
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gelungen vor, soweit dies nach der Pflicht zur gegenseitigen Rücksichtnahme erfor-
derlich ist. Dabei sollen jedoch die Immissionsrichtwerte / Orientierungswerte für 
Mischgebiete in Höhe von 60 dB(A) tags/45 dB(A) nachts nicht erreicht werden, was 
hier der Fall ist. Damit können die genannten Überschreitungen hingenommen wer-
den. 
 
Die festgesetzten flächenbezogenen Schalleistungspegel bedeuten Einschränkun-
gen in der Nutzbarkeit der Gewerbegrundstücke, insbesondere in der Nachtzeit 
(20:00 bis 06:00 Uhr). In der Nachtzeit wird eine Nutzung im Wesentlichen nur in-
nerhalb der Betriebsgebäude zulässig sein; ein intensiver Fahrverkehr bzw. eine 
vergleichbare Nutzung (Ladevorgänge) auf den Freiflächen sind nachts nicht zu 
realisieren. Hierdurch werden z.B. die Ansiedlungsmöglichkeiten für Speditionen im 
Gewerbegebiet GE 1 eingeschränkt. 
 
Tagsüber ist die Nutzung auf den Freiflächen vor allem in der Nachbarschaft der 
Wohnbebauung Hugo-Luther-Straße ebenfalls stark eingeschränkt. 
 
Die vorhandenen und geplanten Nutzungen auf dem städtischen Betriebshof erfül-
len die Festsetzungen des Bebauungsplanes, so dass bezüglich des Betriebshofge-
ländes gegenüber den getroffenen Annahmen (Schallgutachten zum Betriebshof, 
AMT, 2009) keine weiteren Einschränkungen erforderlich werden. 
 
Generell kann die Nutzbarkeit der Grundstücke durch eine sinnvolle Anordnung von 
Betriebsgebäuden bzw. durch aktive Schallschutzmaßnahmen erhöht werden. Die 
durch Abschirmungen erreichbaren Schallpegelminderungen können dann den flä-
chenbezogenen Schallleistungspegeln hinzurechnet werden. Die Prüfung erfolgt im 
Rahmen der Baugenehmigungsverfahren. Der Bebauungsplan lässt solche Aus-
nahmen im Rahmen einer Einzelfallprüfung ausdrücklich zu, um den Betrieben eine 
weittestmögliche Entfaltung zu ermöglichen. 
 


5.8.4 Jugendplatz 
 
Im Plangebiet wurden zwei Standorte untersucht, die für einen Jugendplatz in Be-
tracht kommen: Zum einen handelt es sich um die bisherigen Gewerbegrundstücke 
Broitzemer Straße 32 am Blumenteich, zum anderen um eine ehemalige Bahnflä-
che südlich der Blumenstraße. Da beide Flächen unmittelbar an Kleingärten an-
grenzen, wurde in der schalltechnischen Untersuchung von Annahmen ausgegan-
gen, die die Lärmimmissionen in den Kleingärten auf ein vertretbares Maß reduzie-
ren sollen: 
 
• Es ist davon ausgegangen worden, dass auf der Fläche nicht jede beliebige Art 


von Spielangeboten zugelassen werden kann. Die Untersuchung ging von fol-
genden Spielangeboten aus: Basketballkorb, Skateanlage für Anfänger, Inline-
bahn, Tarzanschwinger, Wände zum Sprayen, Jugendtreff (Unterstand), Nut-
zung 10 Stunden am Tag, davon 4 Stunden innerhalb der Ruhezeit gemäß Frei-
zeitlärmrichtlinie (Sonntag 13:00 bis 15:00 Uhr, abends 20:00 bis 22:00 Uhr), 
durchgehend 15 Personen von 6:00 bis 22:00  Uhr auf dem Gelände. 
 


• Ergänzend wird eine Lärmschutzwand in einer Höhe von 3,00m vorausgesetzt. 
 
Unter diesen Annahmen können in den Kleingartenflächen die Orientierungswerte 
für Kleingartenanlagen in Höhe von 55 dB(A) eingehalten bzw. unterschritten wer-
den. 
 
Der Bebauungsplan setzt für den Standort auf dem Grundstück Broitzemer Stra-
ße 32 eine Lärmschutzwand in einer Höhe von 3,00 m fest. Diese Festsetzung er-
folgt, da der Jugendplatz vorzugsweise auf dieser Fläche untergebracht werden 
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soll. Auch die dort vorhandenen baulichen Anlagen sollen möglichst erhalten blei-
ben und durch Jugendliche genutzt werden können. Auf der Fläche südlich der 
Blumenstraße sollen grundsätzlich Spielangebote für Jugendliche zulässig sein, je-
doch steht noch nicht abschließend fest, in welcher Form hiervon Gebrauch ge-
macht werden wird. Im Rahmen des erforderlichen Bauantrages ist zu prüfen, ob 
auch hier eine Lärmschutzwand oder andere Lärmminderungsmaßnahmen realisiert 
werden müssen. 
 
5.9 Bodenschutz/Altlasten 
 


 


Im Bebauungsplan sind mehrere Flächen gekennzeichnet, deren Böden erheblich 
mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind. 
Die erforderlichen Auflagen und deren Durchführung werden durch die untere Bo-
denschutzbehörde nach den Maßgaben des Bundesbodenschutzgesetzes im kon-
kreten Einzelfall jeweils in geeigneter Weise sichergestellt (z. B. durch Anordnun-
gen, Auflagen in Baugenehmigungsverfahren). 


• Broitzemer Straße 32 am Blumenteich (ehem. Sichler/Dreher) 


• 


Die Auffüllungen sind mit PAK (Benzo(a)pyren) und Schwermetallen, insbeson-
dere Blei in einer Größenordnung kontaminiert, die die Prüfwerte der BBodSchV 
für Kinderspielplätze, für einen Nutzpflanzenanbau und teilweise für Park- und 
Freizeitanlagen überschreitet. 
Die geplante sensible Nutzung als Spielplatz, bzw. öffentliche Grünfläche kann 
unter der Voraussetzung erfolgen, dass der kontaminierte Bereich mit einer 
sauberen Bodenschicht in einer Mächtigkeit von mindestens 30 cm (für die 
Spielplatznutzung) überdeckt wird. Der unbelastete Boden ist von dem belaste-
ten mit einer „Signalschicht“ bzw. „Grabesperre“, z. B. in Form eines Kiespols-
ters oder eines Geogitters zu trennen, um einen unbeabsichtigten Kontakt mit 
dem kontaminierten Boden zu verhindern. 
 
Im Bereich und im Umfeld des ehemaligen Lagers für LCKW und brennbare 
Stoffe (Sichler-Gelände, Flurstück 11/49) befinden sich auch nach mehrjährigen 
Untergrundsanierungsmaßnahmen noch Restbelastungen mit LCKW und BTEX 
im Boden, in der Bodenluft und im Grundwasser. Eine Gefährdung der mensch-
lichen Gesundheit ist auch bei Nutzungsänderung nicht gegeben, wenn der kon-
taminierte Bereich versiegelt bleibt. Die vorhandenen Bodenluftbelastungen mit 
LCKW führen nicht zu einer Beeinträchtigung /Gefährdung der Nutzer der an-
grenzenden Gebäude (ehemaliges Papierlager mit Büroanbau). Das Grundwas-
ser ist mit LCKW und BTEX kontaminiert. Die Nutzung ist dennoch möglich, 
wobei zu berücksichtigen ist, dass Nutzungseinschränkungen für das Grund-
wasser bestehen (z. B. keine Nutzungsmöglichkeiten des Grundwassers für 
Bewässerungszwecke oder als Trinkwasser). 
 
Broitzemer Straße 35, 35 A bis 35 C 


Die festgesetzte Nutzung als Gewerbegebiet bzw. eine Neubebauung des Be-
reichs ist möglich, wenn die Schadensherde saniert und bauliche Sicherungen 
an der Neubebauung (z.B. Einsatz einer lösemittelbeständigen Dampfsperre 
und von WU-Beton) vorgesehen werden. 


Im Bereich der Ruine bzw. des Werkstatthofes befinden sich erhebliche Boden-
verunreinigungen mit KW, LCKW und PAK und Bodenluftverunreinigungen mit 
LCKW. Die Boden- bzw. Bodenluftverunreinigungen überschreiten die Maß-
nahmenschwellenwerte des LAWA (Länderarbeitsgemeinschaft Wasser) um ein 
Vielfaches. Der Bereich wurde als Eintragungsort für eine Grundwasserverun-
reinigung mit LCKW ermittelt, die sich über das Grundstück hinaus in Richtung 
Blumenteich ausgebreitet hat. 
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• Büchnerstraße 19 (nördlicher Teil) 


 


Die nördliche unversiegelte Fläche weist Bodenbelastungen mit PAK, PCB und 
Schwermetallen (Blei, Zinn, Arsen und Cadmium) auf, wobei die festgestellten 
Konzentrationen an Blei, Benzo(a)pyren und Zinn die Prüfwerte der BBodSchV 
für Industrie- und Gewerbeflächen bzw. vergleichbare Werte (Zinn) überschrei-
ten. Die festgesetzte Nutzung als Gewerbegebiet ist möglich, wenn der Gefähr-
dungspfad für die menschliche Gesundheit unterbrochen wird, z. B. durch eine 
Versiegelung bzw. Sanierung (z. B. durch Bodenaushub) der Fläche. Aus Grün-
den des Grundwasserschutzes ist eine gezielte Sanierung der Hauptschadens-
bereiche, z. B. durch Bodenaushub, angeraten. 


• Büchnerstraße 13 


 


Hierbei handelt es sich nach den bisher vorliegenden Untersuchungsergebnis-
sen um die Quelle für LCKW-Belastungen im Grundwasser, die sich über das 
Grundstück hinaus auch bis in den Bereich des Grundstücks Büchnerstraße 17 
ausgebreitet hat. 


• Westbahnhof 6 


 


Im Umfeld des Wohnhauses ist der Boden mit PAK (Benzo(a)pyren) belastet, so 
dass der Prüfwert der BBodSchV für Wohngebiete überschritten ist. Die Nut-
zung als Gewerbegebiet (mit ausnahmsweise zulässigem betrieblichem Woh-
nen) ist mit den vorhandenen Bodenbelastungen vereinbar, wenn Nutzungsein-
schränkungen (z. B. kein Nutzpflanzenanbau, keine Kinderspielfläche) eingehal-
ten werden. Diese werden durch die untere Bodenschutzbehörde ausgespro-
chen und sind zusätzlich im Bebauungsplan festgesetzt. 


• Teilfläche der öffentlichen Grünfläche östlich des Ringgleises 


 


In diesem Teilbereich ist im Boden der Prüfwert der BBodSchV für 
Benzo(a)pyren für die Nutzung als Park- und Freizeitanlage überschritten. Es 
besteht auch bei der geplanten Umnutzung zur öffentlichen Grünfläche kein 
Handlungsbedarf, wenn die vorhandene geschlossene Vegetationsdecke dau-
erhaft erhalten bleibt. 


• Teilfläche des Regenrückhaltebeckens 


 


Hier liegt eine Bodenverunreinigung mit Kohlenwasserstoffen (MKW) vor. Diese 
wird im Zuge des Ausbaus des Regenrückhaltebeckens beseitigt. 


• Private Grünfläche „Abstandsgrün“ 


 


Hier sind ein Nutzpflanzenanbau bzw. Kinderspielflächen erst möglich, wenn zu-
vor ein Bodenauftrag von mindestens 0,60 m erfolgt ist. Zum Zeitpunkt der 
Planaufstellung befindet sich die Fläche auf dem Grundstück des Betriebshofes 
und wird zur Abschirmung gegenüber der Wohnbebauung mit Bäumen be-
pflanzt. Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass die Fläche zu einem späteren 
Zeitpunkt den Wohngrundstücken zugeordnet wird. Deshalb ist die Kennzeich-
nung erforderlich. Der Bebauungsplan trifft zusätzlich entsprechende Festset-
zungen. 


5.10 
 
Gestaltungsvorschriften 


5.10.1 Geltungsbereich und Anlass 
 
Ziel einer städtebaulichen Planung ist es, neben der Ordnung der Funktionen in ei-
nem Plangebiet auch eine ansprechende Gestaltung zu verwirklichen, um insge-
samt ein harmonisches Ortsbild zu erreichen. Dies gilt auch für den vorliegenden 
Bebauungsplan, insbesondere in den Randbereichen zu den öffentlichen Grünflä-
chen und zu den übergeordneten Verkehrsverbindungen der Münchenstraße und 
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der A 391.Andererseits soll gerade in einem Gewerbegebiet im Interesse der Ge-
werbetreibenden eine Beschränkung der Gestaltungsfestsetzungen auf das zwin-
gend Notwendige erfolgen. 
 
Deswegen werden Gestaltungsfestsetzungen nur zu den Themen „Werbeanlagen“ 
und Einfriedungen getroffen. 
 


5.10.2 Werbeanlagen 
 
Werbeanlagen sind im Regelfall nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-
chen zulässig. Damit sollen negative Auswirkungen von Werbeanlagen auf öffentli-
che Verkehrs- und Grünflächen reduziert werden. Als Ausnahme hiervon sind je-
doch Hinweisschilder auf ansässige Betriebe im Bereich der Grundstückszufahrten 
und damit auch im Bereich der festgesetzten Pflanzstreifen zulässig. Hiermit kann 
die Orientierung im Gebiet erleichtert werden. 
 
Zum besonderen Schutz der öffentlichen Grünflächen im Bereich des Ringgleiswe-
ges sind parallel zur Straße Westbahnhof und zur Planstraße A in einem Abstand 
von 20,0 m Anlagen der Fremdwerbung ausgeschlossen. Hier ist nur Werbung an 
der Stätte der Leistung zulässig, also Werbeanlagen, die auf ansässige Betriebe 
hinweisen. 
 
In den übrigen Gewerbebereichen sind auch Anlagen der Fremdwerbung zulässig, 
da dort das Orts- und Landschaftsbild weniger empfindlich ist. 
 
Durch die Beschränkungen von Höhe, Größe und Anzahl von Werbeanlagen, die 
an Gebäuden befestigt sind oder von freistehenden Werbeanlagen wird eine zu 
große Dominanz und damit eine Störung der näheren und weiteren Umgebung 
vermieden. Gleichzeitig sind die Festsetzungen so bemessen, dass die Werbewirk-
samkeit von Anlagen gesichert ist. 
 
Werbetürme sind nur ab einer Grundstücksgröße von 3 000 m² zulässig und nur bis 
zur jeweils maximal zulässigen Höhe baulicher Anlagen. Dadurch kann erreicht 
werden, dass die Anzahl und Höhe von Werbetürmen in einem angemessenen und 
stadtbildverträglichen Verhältnis zu den dazugehörigen gewerblichen Flächen und 
Bauten stehen. Aus den gleichen Gründen werden auch entsprechende Festset-
zungen zur Anzahl sonstiger freistehender Werbeanlagen getroffen. 
 
Licht spielt für Werbeanlagen eine erhebliche Rolle. Daher sollen beleuchtete oder 
leuchtende Anlagen nicht generell ausgeschlossen werden. Sie sollen jedoch so 
gestaltet sein, dass negative Einflüsse auf die Umgebung ausgeschlossen sind. 
 
Der Ausschluss von Werbeanlagen mit sich turnusmäßig verändernder Werbedar-
stellung, wie z. B. Prismenwendeanlagen, Rollbänder, Filmwände, CityLightBoards 
oder blinkende Werbeanlagen, Wechsellicht und Lauflichtbänder soll zu große Un-
ruhe in der optischen Wirkung vermeiden. 
 


5.10.3 Einfriedungen 
 
Einfriedungen angrenzend an öffentliche Flächen dürfen nur bis zu einer Höhe von 
max. 1,20 m massiv, z. B. als Mauer, ausgeführt werden. Oberhalb von 1,20 m dür-
fen Einfriedungen nur transparent ausgeführt werden, z. B. mit Metallstäben. Hier-
durch soll eine angemessene Gestaltung des Übergangs vom Straßenraum zum 
privaten Gewerbegrundstück erreicht werden. So wird über die nur 1,20 m hohe 
massive Einfriedung ein Einblick auf das Gewerbegrundstück und die dort vorge-
schriebenen Anpflanzungen erreicht und dadurch eine optische Offenheit des ge-
samten Gebietes sichergestellt. Andererseits wird durch die Möglichkeit, oberhalb 
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von 1,20 m feste, jedoch transparente, Elemente aufzubauen, dem Sicherheitsbe-
dürfnis von Gewerbebetrieben entgegengekommen. 
 
Abweichend hiervon werden für die Gewerbegebiete GE 4 bauliche Einfriedungen 
nur bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m zugelassen. Damit soll vermieden wer-
den, dass sich das davon betroffene Grundstück Westbahnhof 1 zu stark von den 
angrenzenden Grünflächen abschottet. Zu berücksichtigen ist hierbei die Einzellage 
des ehemaligen Bahnhofsgebäudes.  
 
Grundstückseinfriedungen angrenzend an öffentliche Flächen sind entlang der je-
weiligen Grundstücke bezüglich Form, Farbe, Material und Struktur einheitlich zu 
gestalten. Durch diese Festsetzung wird vermieden, dass das Straßenbild z. B. 
durch verschiedene kurze Musterzaunelemente entlang der Grundstücksgrenze be-
einträchtigt wird. Dennoch wird den künftigen Grundstückseigentümern eine mög-
lichst große Auswahl zur Gestaltung der Einfriedung gegeben. 
 


5.11 
 


Weitere technische Infrastruktur 


• 
 
Niederschlagswasser 


Innerhalb der öffentlichen Grünfläche   3  ist zwischen der Straße Westbahnhof 
und dem angrenzenden Ringgleisweg der Bau eines langgestreckten Regen-
wasserrückhaltebeckens mit einer Tiefe von 0,9 m geplant. Da dieses Becken al-
lein zur Rückhaltung nicht ausreicht, wird zusätzlich ein Stauraumkanal mit ei-
nem Durchmesser von DN 1000 an das Becken angeschlossen. Dieser führt das 
Niederschlagswasser zur Hugo-Luther-Straße ab. Zur Realisierung des 
„ungedichteten“ Regenwasserrückhaltebeckens ist der MKW-Schaden unter gut-
achterlicher Begleitung im vollen Umfang auszuheben, damit es nicht zur Bildung 
von Ölschlieren auf dem Wasser kommt. Das Becken ist mit einem Notüberlauf 
für ein 50- bis 100-jährliches Niederschlagsereignis in Richtung Gleiskörper ge-
plant. 
 
Auf Grund der Höhenverhältnisse im Plangebiet kann das Niederschlagswasser 
des Gewerbegebietes GE 3 nicht über das Rückhaltebecken entsorgt werden. 
Das hier anfallende Niederschlagswasser wird nach Norden in den Blumenteich 
geleitet. Dieser leitet über ein überwiegend verrohrtes Grabensystem in das Vor-
flutnetz der Schölke ab. Da die Schölke bereits heute stark hochwassergefährdet 
ist und keine weiteren Entlastungsflächen zur Verfügung stehen, ist eine Be-
grenzung des Abflusses erforderlich. Die jeweilig erforderlichen Beschränkungen 
werden im Rahmen der Entwässerungsgenehmigungen festgelegt. 
 


• 
 
Schmutzwasser 


Für die Gewerbegebiete GE 2 bis GE 4 muss ein vollständig neues Schmutz-
wassernetz innerhalb der Verlängerung der Büchnerstraße, der Planstraße A 
und der Straße Westbahnhof ausgebaut werden. Die Ableitung erfolgt in Rich-
tung Blumenstraße mit Anschluss an das dortige Netz. Die künftige Kanaltrasse 
innerhalb der öffentlichen Grünfläche wird im Bebauungsplan gekennzeichnet.  
Das Gebiet Büchnerstraße GE 1 ist bereits über die Hugo-Luther-Straße an die 
Schmutzwasserkanalisation angeschlossen. 
 


• 
 
Stromversorgung 


Die Stromversorgungsleitungen verlaufen in den öffentlichen Straßen. 
 
Das in der Straße Westbahnhof vorhandene Niederspannungsnetz war für den 
städtischen Betriebshof konzipiert worden. Die Neustrukturierung des Geländes 
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erfordert eine Neuplanung des Netzes sowie vermutlich eine Erhöhung der Leis-
tung nach den Anforderungen der anzusiedelnden Betriebe. Im Rahmen der 
Ausführungsplanungen zur Umsetzung der Planung wird festgestellt, ob die zu-
sätzliche Leistung über die vorhandenen Stationen sichergestellt werden kann 
oder ob eine zusätzliche Ortsnetzstation erforderlich ist. Für diesen Fall wird ein 
Standort auf dem Gelände des städtischen Betriebshofes an der Straße West-
bahnhof festgesetzt. 
 
Vorhandene Ortsnetzstationen werden im Bebauungsplan gesichert. Je nach 
bestehender Situation erfolgt die Festsetzung auf einer selbständigen Fläche für 
Versorgungsanlagen, auf öffentlicher Verkehrsfläche oder auf privaten Gewer-
begrundstücken. 
 
In der Verlängerung der Büchnerstraße wird das Bestandsnetz der Büchnerstra-
ße ausgebaut. Eine Netzverbindung zur Straße Westbahnhof ist nicht vorgese-
hen. 
 
Vom heutigen Ende der Büchnerstraße (Wendeanlage) führt eine Stromleitung 
entlang des Jödebrunnens über das Grundstück Münchenstraße 9 zur München-
straße. Diese Trasse wird im Bebauungsplan als Fläche mit einem Leitungsrecht 
zu Gunsten des Trägers der Stromversorgung festgesetzt, da sie nicht nur über 
künftige öffentliche Grünflächen, sondern auch über private Grundstücke verläuft 
und in ihrem Bestand erhalten bleiben soll. 
 


• Wasserversorgung


Sowohl in der Straße Westbahnhof als auch in der Verlängerung der Büchner-
straße werden neue Wasserversorgungsleitungen angelegt. Die Wasserleitung 
der Verlängerung der Büchnerstraße wird in der Planstraße A nach Norden bis 
zur Broitzemer Straße weitergeführt. 


 
 


 
Die vorhandene Wasserleitung entlang der A 391 wird im Bebauungsplan ge-
kennzeichnet. 
 


• 
 
Gasversorgung 


Sowohl in der Straße Westbahnhof als auch in der Verlängerung der Büchner-
straße und der Planstraße A bis zur Broitzemer Straße werden Gasleitungen neu 
verlegt. Bisher befand sich lediglich in der Büchnerstraße eine Gasleitung. 
Im Gebiet befinden sich zwei Gasdruckregelstationen, deren Standort im Bebau-
ungsplan gesichert wird. 
 
Die vorhandene Gasleitung entlang der A 391 wird im Bebauungsplan gekenn-
zeichnet. 
 


• 
 
Brandschutz 


Im Zuge der Umsetzung der Planung sind die Belange des Brandschutzes be-
sonders zu berücksichtigen. Dies betrifft besonders die Erreichbarkeit von Ge-
bäuden, die mehr als 50 m von öffentlichen Straßen zurückliegen (z. B. auf dem 
ehemaligen städtischen Betriebshofgelände). Ferner ist eine Verbesserung der 
Auffindbarkeit der Gebäude durch eine selbst erklärende Straßenzuordnung, 
Numerierung und ausreichende Ausschilderung erforderlich. Diesbezüglich kann 
gegenüber der heutigen Situation eine deutliche Verbesserung durch die künftig 
eindeutige Verkehrsführung erreicht werden. Die Stadt Braunschweig beabsich-
tigt, im Zuge der Straßenneubaumaßnahmen Veränderungen von Straßenbe-
zeichnungen und Hausnummern vorzunehmen (insbesondere im nördlichen 
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Planbereich). 
 
Auch die Sicherstellung der Löschwasserversorgung bedarf der besonderen Be-
rücksichtigung im Rahmen der Umsetzung dieser Planung. 
 


6 Gesamtabwägung 
 


Mit dem Bebauungsplan „Westbahnhof“, WI 83, sollen Strukturmängel des Plange-
bietes beseitigt werden. Insbesondere werden dabei folgende Planungsziele ver-
folgt: 
 
• Schaffung attraktiver Gewerbegrundstücke mit dem Ziel einer Attraktivitätsstei-


gerung und dauerhaften Sicherung dieses Bereiches, 
 


• Verbesserung der Erschließung der Gewerbegebiete Westbahnhof und Büch-
nerstraße, 
 


• Entlastung der Wohnbebauung an der Hugo-Luther-Straße von Gewerbever-
kehr, 
 


• Schaffung größerer zusammenhängender öffentlicher Freiräume mit Angeboten 
für verschiedene Bevölkerungsgruppen, 
 


• Schaffung eines attraktiven Wegesystems. 
 


In der Abwägung wurden besonders berücksichtigt: 
 
• Die Vor- und Nachteile der geänderten Verkehrsführung unter Berücksichtigung 


der Belange von Grundstückseigentümern, Betriebsinhabern und der Wohnbe-
völkerung. 
 


• Die Belange von Grundstückseigentümern, deren Flächen für öffentliche Ver-
kehrs- und Grünflächen in Anspruch genommen werden. Die Flächen werden zu 
ihrem jeweiligen Verkehrswert zum Zeitpunkt der Planaufstellung erworben, so 
dass aus den Festsetzungen keine finanziellen Nachteile für die Eigentümer ent-
stehen. 
Dabei kann insbesondere auf den Grunderwerb der geplanten öffentlichen Ver-
kehrsfläche nicht verzichtet werden, da diese die wesentliche Voraussetzung für 
die Entwicklung des Gebietes überhaupt sind. Es werden zwar private Grund-
stücksflächen und private Gebäude für die Erschließung in Anspruch genom-
men; im Gegenzug verbessert sich jedoch die Erschließung des Gebietes erheb-
lich, sodass auch für die verbleibenden privaten Grundstücke mit Wertsteigerun-
gen zu rechnen ist. 
 


• Auch die Belange von Natur und Landschaft können in der Planung ausreichend 
berücksichtigt werden. Auch wenn heute teilweise noch nicht gewerblich voll-
ständig genutzte Bereiche künftig gewerblich genutzt werden können, so werden 
im Gegenzug gewerblich genutzte Flächen entsiegelt (Ausnahme: Teilflächen 
der Grünfläche  1  ) und andere Flächen dauerhaft vor einer Bebauung gesi-
chert. 
 


• Insgesamt können mit diesem Bebauungsplan sowohl öffentliche als auch priva-
te Belange in einem sehr großen Umfang berücksichtigt werden. Erhebliche der 
Planung entgegenstehende Belange sind nicht bekannt. 
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7 Zusammenstellung wesentlicher Daten  
 


Gewerbegebiet  12,17 ha 
Allgemeines Wohngebiet  0,56 ha 
Öffentliche Verkehrsflächen 
davon 
- Straßenverkehrsfläche 
- Geh- und Radweg 


 
 


1,37 ha 
0,11 ha 


1,48 ha 


Öffentliche Grünflächen 
davon 
- Parkanlagen/Jugendplatz 
- Regenrückhaltebecken 


 
 


5,69 ha 
0,16 ha 


5,85 ha 


Blumenteich  0,34 ha 
Bau- und Naturdenkmal Jödebrunnen  0,20 ha 
Private Grünfläche „Abstandsgrün“  0,21 ha 
Flächen für Versorgungsanlagen  0,02 ha 
Geltungsbereich gesamt  20,83 ha 


 
 
8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 
 
8.1 Maßnahmen


Zur Umsetzung der Ziele dieses Bebauungsplanes sind erforderlich: 


 
 


 
• Die Herstellung der neuen öffentlichen Verkehrsflächen einschl. der leitungs-


gebundenen Ver- und Entsorgung. 
 


• Die Herstellung der öffentlichen Grünflächen einschließlich der Nutzungsange-
bote für verschiedene Bevölkerungsgruppen, der Wege, des Regenrückhalte-
beckens und der Artenschutzmaßnahmen. 
 


• Die Durchführung der damit verbundenen Ordnungsmaßnahmen (z. B. Ab-
bruch, Anpassungen von Leitungen, Grundstückseinfriedungen). 


 
8.2 Kosten


8.2.1 Grunderwerb inkl. Entschädigungen sowie Abbruchkosten 


 
 


 
Die Grunderwerbskosten einschl. Entschädigungen für die geplanten öffentlichen 
Verkehrs- und Grünflächen betragen insgesamt bis zu 1,0 Mio. €. Die genauen 
Grunderwerbskosten richten sich u. a. nach der zu berücksichtigenden Bodenbelas-
tung und sind im Einzelfall entsprechend zu reduzieren. 
 
Die Abbruchkosten für die geplanten öffentliche Verkehrs- und Grünflächen betra-
gen insgesamt ca. 330.000 €. 
 


8.2.2 Entsorgung kontaminierten Bodens, Kampfmittelsondierung 
 
Die Kosten für die Entsorgung kontaminierten Bodens im Bereich der festgesetzten 
öffentlichen Grün- und Verkehrsflächen betragen ca. 0,20 Mio. €. 
Eventuell sind durch gezieltes Bodenmanagement im Rahmen von Baumaßnahmen 
zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen Einsparungen bei den Entsor-
gungskosten möglich, wobei zu berücksichtigen ist, dass Kosten für die gutachterli-
che Begleitung/Aufsicht anfallen. 
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Die Kosten für die Kampfmittelsondierung betragen ca. 0,01 Mio €. 
 


8.2.3 Straßenbau 
 
Die Ausbaukosten für die öffentlichen Verkehrsflächen einschl. Straßenentwässe-
rung, Beleuchtung und Begrünung betragen ca. 1,52 Mio. €. Darin enthalten sind 
die Ausbaukosten für die Straße Am Westbahnhof, für die Verlängerung der Büch-
nerstraße, für den Wendeplatz Büchnerstraße und für die Planstraße A mit Anbin-
dung an die Broitzemer Straße. 
 
Nicht enthalten in diesen Kosten sind die Kosten für den Umbau der bestehenden 
Büchnerstraße, da dieser erst im Sanierungsfalle durchgeführt und über Straßen-
ausbaukosten abgerechnet würde. 
 


8.2.4 Entwässerung 
 
Die Kosten für die Regenwasserentsorgung einschließlich des Regenrückhaltebe-
ckens betragen ca. 0,91 Mio €. 
 
Die Kosten für die Schmutzwasserentsorgung betragen ca. 0,86 Mio €. 
 


8.2.5 Öffentliche Grünflächen, Jugendplatz, Artenschutzmaßnahmen 
 
Die Kosten für die öffentlichen Grünflächen einschl. Jugendplatz, Artenschutzmaß-
nahmen (ca. 5.500 €) und der kapitalisierten Pflege betragen insgesamt 
ca. 1,28 Mio. €. 
 


8.3 


Die Finanzierung soll im Wesentlichen im Rahmen des EU-Förderprogramms  
EFRE (Europäischer Fonds für Regionale Entwicklung), Förderschwerpunkt „Er-
neuerung und Entwicklung städtischer Gebiete“ erfolgen. Der Bereich Westbahnhof 
wurde im Jahr 2008 in dieses Programm aufgenommen. 
 
Insgesamt stehen für das Plangebiet Westbahnhof 3,8 Mio. € zur Verfügung, davon 
50% EFRE-Mittel, 50% Mittel der Stadt Braunschweig. Die Mittel für den von der 
Stadt Braunschweig zu tragenden Anteil sind im Haushalt gesichert (Projekt 
4S.610018 für die Jahre 2009 bis 2013). Der Förderzeitraum ist bis zum 
31. Dezember 2013 befristet. Von den 3,8 Mio € sind 0,4 Mio € bereits aufgebraucht 
(Stand: Juli 2010, für Planungs- und Gutachtenkosten sowie für Sanierungsmaß-
nahmen ohne B-Plan-Relevanz). 
 
Der zu tätigende Grunderwerb kann nur teilweise aus EFRE-Mitteln finanziert wer-
den und nur anteilig bis zu jeweils 10% der Kosten einer Einzelmaßnahme. Kosten 
für den Grunderwerb, die den 10%-Anteil übersteigen, sollen aus Städtebauförder-
mitteln finanziert werden. 
 
Die Kosten der Entwässerung (Schmutzwasserkanäle, Regenwasserkanäle, Re-
genwasserrückhaltebecken) werden von der Stadtentwässerung Braunschweig 
GmbH (SE/BS) getragen und über Abwassergebühren refinanziert. Teilweise han-
delt es sich um den Austausch bzw. die Erneuerung des vorhandenen Kanalnetzes. 
Bei vollständig neuen Erschließungsmaßnahmen (z. B. neue Kanalisation in der 
Verlängerung der Büchnerstraße) handelt es sich um sogenannte „Besondere 
Maßnahmen“ gemäß Abwasserentsorgungsvertrag für Erschließungsgebiete. 
 
Für sonstige Maßnahmen, die nicht aus EFRE-Mitteln finanziert werden können und 


Finanzierung 
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für die keine Finanzierungspflicht anderer Stellen (z. B. SE/BS) besteht, kann eine 
Zusatzförderung aus Städtebaufördermitteln notwendig werden. Das Plangebiet des 
Bebauungsplanes WI 83 ist Bestandteil des förmlich festgelegten Sanierungsgebie-
tes „Westliches Ringgebiet – Soziale Stadt“ (Sanierungssatzung vom 
22. September 2001). Insgesamt sollen nach heutigem Planungsstand für das ge-
samte westliche Ringgebiet 28,1 Mio. € (je 1/3 Bund, Land, Stadt) Städtebauför-
dermittel zur Verfügung gestellt werden. Der Rat hat sich mit dem Beschluss über 
die Sanierungssatzung zur Gegenfinanzierung der Sanierungskosten zu jeweils 1/3 
verpflichtet. Die Städtebaufördermittel können eingesetzt werden, soweit eine För-
derfähigkeit der Maßnahmen besteht und die Mittel zur Verfügung stehen. 
 
Dabei entstehen im Rahmen der Sanierungsmaßnahmen regelmäßig auch Kosten-
anteile, die aufgrund der Förderrichtlinien nicht förderfähig sind (z. B. Entwicklungs-
pflege von Grünflächen). Für diese Kostenanteile werden im städtischen Haushalt 
während der Laufzeit des Sanierungsverfahrens jährlich ergänzende Mittel fest ein-
geplant. 
 
Einzelne Maßnahmen können nicht aus EFRE-Fördermitteln gefördert werden, da 
sie im EFRE-Förderantrag nicht enthalten sind - und sollen deshalb möglichst aus 
Städtebaufördermitteln finanziert werden. Es handelt sich dabei um den Wende-
platz Büchnerstraße, die öffentliche Grünfläche entlang der A 391 im Abschnitt zwi-
schen Hugo-Luther-Straße und Arndtstraße und um die Grünverbindung vom Jö-
debrunnen in Richtung Blumenteich. 
 
Zum Abschluss eines Sanierungsverfahrens fallen Ausgleichsbeträge für wertstei-
gernde Maßnahmen im Gebiet (wie z. B. Straßenraumgestaltung, Kinderspielplätze, 
Modernisierungen) an, die in den Sanierungshaushalt zurückfließen (§ 154 BauGB). 
Dafür fallen in förmlich festgesetzten Sanierungsgebieten keine Straßenausbaubei-
träge an, da die Straßenumbaumaßnahmen aus Fördermitteln finanziert werden. 
Die Höhe der Ausgleichsbeträge (Differenz zwischen Anfangswert und Endwert) 
kann zum heutigen Zeitpunkt noch nicht und auch nicht pauschal für alle Grundstü-
cke angegeben werden. 
 
Somit sollen alle öffentlichen Maßnahmen im Rahmen der genannten Förderpro-
gramme umgesetzt und finanziert werden. Lediglich für die geringen Kostenanteile, 
die gemäß den Förderrichtlinien nicht förderfähig sind, müssen städtische Haus-
haltsmittel zur Verfügung gestellt werden. Diese werden bereits jetzt regelmäßig in 
der städtischen Haushaltsplanung berücksichtigt. 
 
Nicht auszuschließen ist jedoch, dass die Herstellung der o. g. beiden Teilflächen 
der Grünflächen entlang des Jödebrunnengrabens und entlang der A 391 nicht im 
Rahmen des Programms „Soziale Stadt“ umsetzbar ist, z.B. wenn die Grundstücke 
nicht zur Verfügung stehen. Der Bebauungsplan gibt keinen Zeitpunkt einer Reali-
sierung vor, sondern sichert lediglich die Flächen vor einer anderweitigen Nutzung 
(z. B. vor einer neuen Bebauung). Sollen die Maßnahmen dann zu einem späteren 
Zeitpunkt umgesetzt werden, so müssen dafür zu gegebener Zeit die entsprechen-
den Haushaltsmittel bereitgestellt werden. 
 


9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die 
Grundlage bilden soll 
 
Die Stadt Braunschweig ist bemüht, die Flächen freihändig zu erwerben, die für öf-
fentliche Grün- und Verkehrsflächen benötigt werden. Die Verhandlungen mit den 
betroffenen Grundstückseigentümern laufen. 
 
Sollte der Erwerb dieser Flächen auf dem Verhandlungswege nicht durchführbar 
sein, so kommt ein Enteignungsverfahren zur Realisierung des Bebauungsplanes in 
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Betracht. 
 
 


10 Aufhebung von Bebauungsplänen 
 


Parallel zu diesem Bebauungsplanverfahren wird ein Aufhebungsverfahren für den 
geltenden Bebauungsplan WI 38 aus Jahr 1963 durchgeführt. 
Im Rahmen dieses Aufhebungsverfahrens wird auch der nicht mehr anwendbare 
Bebauungsplan WI 37 aus dem Jahre 1961 endgültig aufgehoben. 
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 Anlage 6 
 Stand: 02. November  2010 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
„Westbahnhof“ WI 83 
Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
Beteiligung gemäß § 3 (2) BauGB vom 3. Sept. bis 4. Okt. 2010 
 
 
Stellungnahme Nr. 1 
E-Mail vom 9. Aug. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Anregung: Vergrößerung des Blumentei-
ches auf die historische Größe – Einbe-
ziehung in die laufenden Verfahren: 
 
a) B-Plan WI 83 (Ziff. 4.5.3 Wasser) 
b) EFRE-Förderantrag 
 


 
Dem Bürger wurde mitgeteilt, dass seine 
Anregung so behandelt würde, als wäre 
sie während der öffentlichen Auslegung 
gemäß § 3 (2) BauGB eingegangen. Er 
hat diese Anregung mit Schreiben vom 
03.10.2010 jedoch wiederholt und näher 
ausgeführt. Die Behandlung der Stel-
lungnahmen erfolgt insgesamt unter 
„Stellungnahme Nr. 6“. 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Siehe Stellungnahme Nr. 6 
 


Stellungnahme Nr. 2 
Schreiben vom 14.Juni 2010 und vom 
16. Sept. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Schreiben vom 14. Juni 2010: 
 
Vielen Dank für die Übersendung der Un-
terlagen. 
 
Am darauf folgenden Dienstag anlässlich 
unseres persönlichen Gesprächs hatte 
ich tel. Kontakt mit Ihrer sehr geehrten 
Kollegin Frau Ockel, in welchem ich sie 
gebeten habe, meine Änderungswün-
sche, welche in unserem persönlichen 
Gespräch lediglich handschriftlich skiz-
ziert, Ihnen detailliert weiterzuleiten. 
 
Nach dem derzeitigen Bebauungsplan 
sind meine Änderungswünsche nicht 
vollständig eingeflossen. Zwei für mich 
wesentliche Punkte bedürfen einer erneu-
ten Erörterung. 
 


 
 
 
Bei dem Bürger handelt es sich um den 
Eigentümer des Grundstücks Westbahn-
hof 1. Da er einen Auslandsaufenthalt 
plante, wurde ihm zugesagt, sein Schrei-
ben so zu behandeln, als wäre es wäh-
rend der öffentlichen Auslegung gemäß 
§ 3 (2) BauGB eingegangen. 
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In unserem Gespräch hatte ich den 
Wunsch geäußert, die geplante Straßen-
führung möglichst entfernt vom vorhan-
denen Gebäude festzulegen. 
 
Optimal und wünschenswert wäre bei 
einer Neuordnung meines Grundstücks 
ein rechteckiger Schnitt. 
 
 
Insofern bin ich hier bereit, einen koni-
schen Verlauf in Richtung Hugo-Luther-
Straße zu akzeptieren, allerdings sollte 
der Konus mit dem vorhandenen Gebäu-
de, Carport, beginnen und möglichst dem 
„Goldenen Schnitt“ nahe kommen. 
Dieses ist aus dem derzeitigen Be-
bauungsplan nicht ersichtlich bzw. nicht 
berücksichtigt. 


Das Gebäude Westbahnhof 1 hat heute 
einen Abstand zur Grundstücksgrenze 
und damit zur heutigen Straße West-
bahnhof von ca. 3,00 m; an der Südost-
ecke von ca. 2,00 m. Dieser Abstand 
vergrößert sich künftig auf ca. 10,00 m; 
an der Südostecke des Gebäudes auf ca. 
5,00 m. Damit tritt eine deutliche Verbes-
serung ein. 
 
Dem Wunsch nach einem durchgehen-
den rechteckigen Schnitt des Grund-
stücks kann nicht entsprochen werden, 
da in diesem Bereich der künftige Wen-
deplatz der Straße Westbahnhof vorge-
sehen ist. Dieser wiederum kann nicht 
weiter nach Süden verschoben werden, 
da die geplante Lage optimal für die Er-
schließung der Grundstücke auf der Süd-
seite der Straße ist und der vorhandenen 
und geplanten Erschließung des Be-
triebshofes und des hiervon abzuteilen-
den Grundstücksteiles entspricht. 
Der nunmehr „konische Schnitt“ berück-
sichtigt den vorhandenen Carport. 
 


Der 2. wesentliche Punkt sind die 
Zuwegungen zu meinem Grundstück, 
welche in der bestehenden Form erhalten 
bleiben müssen. 


Der Bebauungsplan legt die Lage von 
Zufahrten nicht fest. Eine Unterbrechung 
des Pflanzstreifens an der Grundstücks-
grenze für eine Zufahrt je Grundstück ist 
gemäß Bebauungsplan zulässig.  
 
 


Da nach Ihren Angaben die mir über-
sandten Unterlagen vorläufigen Charak-
ter haben lege ich hiermit vorsorglich Wi-
derspruch ein, betone nochmals meine 
Bereitschaft diesbezüglich eine einver-
nehmliche Lösung in beiderseitigem Inte-
resse zu finden, ggf. bei einem erneuten 
Gespräch und verbleibe vorerst mit der 
Bitte um Stellungnahme. 


Der Bürger wird über die Ratsentschei-
dung zur Behandlung der Stellungnahme 
informiert. Weitere Gespräche werden im 
Rahmen der Umsetzung der Planung ge-
führt. Dabei ist eine Einigung über eine 
Grundstücksneuordnung anzustreben: 
Heutige städtische Erschließungsflächen 
können dem Grundstück Westbahnhof 1 
als Gewerbeflächen zugeordnet werden; 
im Gegenzug sieht der Bebauungsplan 
vor, dass Teile des heutigen sehr langen 
und schmalen Grundstücks künftig als 
öffentliche Grünfläche von der Stadt 
übernommen werden. Die Umsetzung 
der vordringlich wichtigen Erschlie-
ßungsmaßnahmen (Neubau der Straße 
Westbahnhof, Regenrückhalte- 
becken) ist jedoch nicht abhängig von 
einer Umsetzung dieser Grundstücks-
neuordnung. 
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Schreiben vom 16. Sept. 2010: 
 
Nach öffentlicher Auslegung Ihres Be-
bauungsplanes WI 83 möchte ich noch-
mals meine Bedenken hinsichtlich Ihrer 
Gestaltungsvorschriften für mein Grund-
stück äußern. 
 


 


„2. Private Flächen 
Die Festsetzungen zur Begrünung priva-
ten Flächen gelten nur für die Gewerbe-
gebiete GE 1 – GE 4. 
2.1 Mind. 10 % der Grundstücksflächen 
sind zu begrünen: Je angefangene zu 
begrünende 100 m² sind ein mind. mit-
telkroniger Laubbaum und 5 Sträucher zu 
pflanzen. 
Hierauf anrechenbar sind die Flächen für 
Anpflanzungen gemäß VI 2.2. 
Die anrechenbare Einzelfläche muss da-
bei eine Mindestgröße von 50 m² und 
eine Mindestbreite von 3,00 m aufweisen. 
 
III Einfriedungen 
1. Einfriedungen angrenzend an öffentli-
che Flächen dürfen nur bis zu einer Höhe 
von max. 1,20 m massiv, z. B. als Mauer, 
ausgeführt werden. Oberhalb von 1,20 m 
dürfen Einfriedungen nur transparent 
ausgeführt werden, z. B. mit Metallstä-
ben. 
2. Einfriedungen angrenzend an öffentli-
che Flächen sind je Baugrundstück ent-
lang der jeweiligen Grundstücksgrenzen 
bezüglich Form, Farbe, Material und 
Struktur einheitlich zu gestalten. 
3. Im Gewerbegebiet GE 4 sind bauliche 
Einfriedungen nur bis zu einer Höhe von 
max. 1,20 m zulässig.“ 
 
Zu Punkt 2 und III möchte ich auf die der-
zeitigen Gegebenheiten hinweisen. 
 


Hierbei handelt es sich um Zitate aus den 
Textlichen Festsetzungen. Unter „III Ein-
friedungen“ wurde jedoch noch zur Ver-
deutlichung das Wort „Bauliche“ (Einfrie-
dungen) eingefügt. 


Zu Punkt 2 
Hier geben Sie eine Mindestbreite von 
3,00 m vor, die meinerseits zumindest in 
Richtung der ehemaligen Geleise (heute 
Rad – Fußweg) nicht erfüllt werden kann, 
da der Gebäude-Grenzabstand maximal 
2 Meter beträgt, also mir hier auch keine 
3 Meter zur Verfügung stehen. 


Das Grundstück Westbahnhof 1 wird 
künftig eine Größe von ca. 1.500 m² ha-
ben. Der 10 %ige Grünanteil beträgt 
demnach 150 m². Der Pflanzstreifen, der 
an der südlichen Grundstücksgrenze zur 
künftigen Straße Westbahnhof festge-
setzt ist, hat - abzüglich einer Grund-
stückszufahrt – eine Fläche von ca. 220 
m² bei einer Breite von 3,00 m. Damit 
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werden die Anforderungen des Be-
bauungsplanes erfüllt; eine Begrünung 
auf der Nordseite ist nicht erforderlich 
und nicht zwingend festgesetzt. 
 


Zu Punkt III 
 
Hier zitiere ich nochmals die mir über-
sandte Begründung. 
 
„Abweichend hiervon werden für die Ge-
werbegebiete GE 4 bauliche Einfriedun-
gen nur bis zu einer Höhe von maximal 
1,20 m zugelassen. Damit soll vermieden 
werden, dass sich das davon betroffene 
Grundstück Westbahnhof 1 zu stark von 
den angrenzenden Grünflächen abschot-
tet. Zu berücksichtigen ist hierbei die Ein-
zellage des ehemaligen Bahnhofsgebäu-
des.“ 
 
Sehr wohl sehe ich hier Ihre positiven 
Absichten, eine offene Gestaltung des 
Bebauungsplanes herbeizuführen. 
 
Meine Erfahrungen aus den letzten 
20 Jahren sind jedoch die, als dass ich zu 
Anfang Ihre derzeitigen Pläne umgesetzt 
habe (also Einfriedung in normaler Höhe 
– 1,20 m), mit dem Ergebnis, dass Row-
dytum und ungesetzliche Begehrlichkei-
ten (Diebstahl – Sachbeschädigung) in 
einem nicht mehr akzeptablem Rahmen 
überhand genommen haben. 
Insofern habe ich die Einfriedungen hö-
her vorgenommen, um mein Eigentum zu 
schützen. 
 
Verweisen möchte ich in diesem Zusam-
menhang auf das soziale Umfeld – das 
Wochenendtrallala Jolly Yoker, Ihre Ab-
sichten dort Jugendplatz, Abenteuer-
spielplatz zuzulassen. 
 
Andererseits gestehen sie den anderen 
Anliegern eine höhe Einfriedung zu, was 
nach meinem Dafürhalten zu einer nega-
tiven Fokussierung zu Lasten meines 
Grundstücks (Einzellage) führen wird. 
 
Des weiteren gerät mein Grundstück 
durch die neu geplante Straßenführung in 
eine isolierte Lage, welche dem teilweise 


Sofern die vorhandenen Einfriedungen 
dem bisherigen öffentlichen Baurecht 
(Nieders. Bauordnung) entsprechen, ha-
ben sie Bestandsschutz. Die neuen Fest-
setzungen zur Einfriedung sind erst im 
Rahmen einer wesentlichen Änderung 
anzuwenden. 
 
Das von dem Eigentümer vorgebrachte 
erhöhe Schutzbedürfnis des Gebäudes 
Westbahnhof 1 rührt auch daher, dass 
das Gebäude bewohnt wird. Eine Wohn-
nutzung war und ist hier jedoch nicht zu-
lässig. Es ist anzustreben und davon 
auszugehen, dass die Wohnnutzung hier 
mittelfristig aufgegeben wird und eine 
gewerbliche Nutzung Platz greift, die z. B. 
keinen Schutz einer privaten Gartennut-
zung benötigt. 
 
Das Grundstück des ehemaligen West-
bahnhofs ist künftig eingebettet in öffent-
liche Verkehrs- und Grünflächen; eine 
gestalterische Einbindung ist deshalb er-
forderlich, um negative Auswirkungen auf 
den öffentlichen Raum zu minimieren. 
 
Die Beschränkung auf eine Höhe von 
1,20 m betrifft zudem nur bauliche Ein-
friedungen. Eine nicht-bauliche Einfrie-
dung, z. B. in Form einer Hecke, ist hin-
gegen auch in größerer Höhe zulässig. 
Insofern besteht auch durch eine Begrü-
nung die Möglichkeit, einen angemesse-
nen Schutz vor Einblicken zu schaffen. 
 
Es ist darüber hinaus nicht davon auszu-
gehen, dass Durch die geplanten öffentli-
chen Grünflächen der Vandalismus in 
diesem Bereich zunimmt. Im Gegenteil: 
Mit der völligen Neugestaltung des ge-
samten Bereiches durch öffentliche Stra-
ßen, öffentliche Grünflächen für alle Ge-
nerationen, durch die verbesserte Be-
leuchtung und mit der Neuansiedlung von 
Betrieben ist mit einer zunehmenden Öf-
fentlichkeit in diesem Bereich zu rechnen 
und damit mit einer Reduzierung der be-
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dort vorherrschenden Vandalismus weiter 
Vorschub leisten wird. 
 
Zusammengefasst bin ich der Auffas-
sung, dass die von Ihnen geplante Ein-
friedungsgestaltung für mein Grundstück 
nicht tragbar ist – hier bitte ich – mich den 
anderen Anliegern zumindest gleichzu-
stellen. 


fürchteten Belästigungen. 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 


Stellungnahme Nr. 3 
Schreiben vom 27. Sept. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Gegen den geplanten Weg vom Jödeb-
runnen zum Blumenteich lege ich Wider-
spruch ein 


Bei dem Bürger handelt es sich um den 
Eigentümer des Grundstücks Broitzemer 
Straße 38. Der Bebauungsplan sieht hier 
eine öffentliche Grünfläche vor, die vom 
Jödebrunnen bis zur Planstraße A führt. 
Neben einem Weg soll hier künftig der 
geöffnete Jödebrunnengraben in einer 
Rinne verlaufen. Mit einer Breite von 
8,00 m ist diese Grünfläche nur so be-
messen, dass sie die beiden Funktionen 
und eine sparsame Begrünung aufneh-
men kann. Die Grünfläche wurde so ge-
legt, dass sie je zur Hälfte in die nördli-
chen und südlichen Gewerbegrundstücke 
eingreift und damit die Flächeninan-
spruchnahme beiderseits erfolgt. Eine 
Verschiebung nach Süden ist nicht mög-
lich, da dann das ebenfalls betroffene 
Grundstück Broitzemer Straße 35 keine 
ausreichenden Erschließungsflächen auf 
dem Grundstück mehr hätte. 
 
Auf der betroffenen Fläche befindet sich 
noch eine Lagerhalle. Zur Verwirklichung 
der Planung müsste diese abgebrochen 
werden. Die Umsetzung der Planung 
kann daher nur bei wesentlichen Ände-
rungen auf dem Baugrundstück erfolgen. 
 
Auch mit der Realisierung der Planung ist 
das Grundstück noch 5.600 m² groß und 
damit ausreichend für eine gewerbliche 
Nutzung. Es bleibt insgesamt der späte-
ren betrieblichen Entwicklung auf dem 
Grundstück und der Verkaufsbereitschaft 
aller betroffenen Eigentümer vorbehalten, 
wann die Umsetzung dieser Planung ge-
lingt. Im Falle eines Ankaufs durch die 
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Stadt wird neben der Grundstücksfläche 
auch der Verkehrswert der betroffenen 
Lagerhalle entschädigt. 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 


Stellungnahme Nr. 4 
Schreiben vom 29. Sept. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Wir möchten im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung nach dem BauGB innerhalb 
der Auslegungsfrist Stellung zu dem oben 
näher bezeichneten Bebauungsplan 
nehmen. 
 
Die Richard Sichler GmbH & Co. KG ist 
Grundstückseigentümerin des Grundstü-
ckes Broitzemer Straße 32, 38118 
Braunschweig (GBBl. Braunschweig 
A 24485, Gemarkung Wilhelmitor, Flur 6, 
Flurstücke 11/44, 11/46 und 11/49) mit 
einer Gesamtgröße von 4.411 m². 
 
Das Grundstück wurde von den Alteigen-
tümern und wird von der jetzigen Eigen-
tümerin gewerblich genutzt. Auf dem 
Grundstück befinden sich mehrere bau-
rechtlich rechtmäßig erbaute und genutz-
te Gebäude, die aus unterschiedlichen 
Zeiten stammen. Das Grundstück ist da-
her als Gewerbefläche zu bewerten. 
 


 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Wenn auch zwischenzeitlich die Richard 
Sichler GmbH & Co. KG die Gebäude 
nicht genutzt hat, so ist eine Nutzung 
dennoch nicht aufgegeben. In Erwartung 
einer normalen Weiternutzung des ge-
samten Grundstückes werden seit 2006 
Bodensanierungsmaßnahmen in unse-
rem Auftrage durchgeführt, die die ent-
standenen Bodenverunreinigungen be-
seitigen sollen. Da diese Maßnahmen 
positiv verlaufen sind, konnten in Fortfüh-
rung der gewerblichen Nutzung in 2008 
Mietverträge für Teilflächen des Grund-
stückes abgeschlossen werden, die bis 
heute fortbestehen. Darüber hinaus gibt 
es einen Mietvertrag aus 2001 für die auf 
dem rückwärtigen Grundstücksbereich 
befindliche Garage, der ebenfalls noch 
besteht. Alle drei Mietverträge sind auf 


Die Grundstücke liegen seit dem 
22. Sept. 2001 im förmlich festgesetzten 
Sanierungsgebiet „Westliches Ringgebiet 
– soziale Stadt“. Im Sanierungsgebiet 
müssen Mietverträge – insbesondere für 
Gewerbeflächen mit einer Laufzeit von 
mehr als 1 Jahr durch die Stelle Stadter-
neuerung genehmigt werden. Dort sind 
keine Mietverträge bekannt. Insofern ist 
davon auszugehen, dass diese Nutzun-
gen dort formell illegal stattfinden. 
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unbestimmte Zeit geschlossen worden. 
 
Mit Ihrem veröffentlichten Bebauungsplan 
wird unter anderem unser gesamtes Be-
triebsgrundstück neu beplant. Die Broit-
zemer Straße 32 wird danach als öffentli-
che Grünfläche ausgewiesen. Das be-
deutet, dass Sie unser Grundstück in ei-
nem nicht unserem Willen und der bishe-
rigen Nutzung entsprechenden Art 
beplant haben. 
 
Ihr Bebauungsplan leidet mithin an einem 
Abwägungsdefizit, weil Sie private Belan-
ge nicht hinreichend beziehungsweise 
gar nicht berücksichtigt haben. Sie er-
wähnen in Ihrer gesamten Begründung 
des Plans unsere privaten Belange nicht. 
Dies offensichtlich auch vor dem Hinter-
grund, dass Sie davon ausgehen, dass 
eine gewerbliche Nutzung nicht mehr vor-
liegt. 
Auf Seite 62 der Begründung des Be-
bauungsplanes teilen Sie zwar mit, dass 
in der Abwägung Belange von Grund-
stückseigentümern, deren Flächen für 
öffentliche Verkehrs- und Grünflächen in 
Anspruch genommen werden, besonders 
berücksichtigt werden. 
 
Diese konkrete Abwägung findet sich je-
doch in Ihrer vorherigen Begründung 
nicht wieder. Lediglich auf Seite 47 Ihrer 
Begründung gehen Sie auf die Neupla-
nung als Öffentliche Grünfläche ein und 
beschreiben die neue Nutzung näher. 
Eine Auseinandersetzung mit den Belan-
gen der Eigentümer und eine Schlechter-
stellung durch die Aufgabe des Gewer-
begebietes fehlt jedoch völlig. 
 
Aus Ihrer Formulierung 
„… das ehemalige Gewerbegrundstück 
Broitzemer Straße 32 …“ 
wird deutlich, dass Sie bei der Planung 
von einer falschen Ausgangssituation 
ausgegangen sind, so dass Ihrer Planung 
in diesem Punkt fehlerhafte Überlegun-
gen zu Grunde liegen müssen. Denn es 
handelt sich bei unserem Grundstück ak-
tuell um baurechtlich genehmigte Gewer-
befläche, da der Nutzungswille niemals 
aufgehoben worden ist und eine Nutzung 


Seit längerer Zeit wird mit den Eigentü-
mern über einen Ankauf der Grundstücke 
durch die Stadt verhandelt. Mittlerweile 
konnte zwischen den Grundstückseigen-
tümern und der Stadt Braunschweig eine 
Einigung über den Ankauf durch die Stadt 
erzielt werden. Der Ankauf wird voraus-
sichtlich noch im Jahr 2010 zum Ab-
schluss kommen. Mit dem abgeschlosse-
nen Kaufvertrag verliert die Stellungnah-
me ihre Relevanz. 
 
Der von der Stadt angebotene Kaufpreis 
berücksichtigt den Verkehrswert für eine 
Nutzung der Grundstücke als Gewerbe-
fläche. Damit wird der aktuelle Grund-
stückswert entschädigt. Die Begründung 
wird jedoch in dieser Hinsicht ergänzt und 
verdeutlicht; insbesondere wird das kriti-
sierte Wort „ehemalige“ (Gewerbegrund-
stücke) gestrichen. 
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bis heute andauert. 
 
Insoweit können wir Ihre weitergehende 
Formulierung auf Seite 62 
 
„…Es werden zwar private Grundstücks-
flächen und private Gebäude in Anspruch 
genommen; im Gegenzug verbessert sich 
jedoch die Erschließung des Gebietes 
erheblich, sodass auch für die verblei-
benden privaten Grundstücke mit Wert-
steigerung zu rechnen ist…“ 
 
nicht nachvollziehen. Sie rechtfertigen die 
Inanspruchnahme unseres Grundstückes 
damit, dass die verbleibenden Privat-
grundstücke davon profitieren. Das stellt 
aus unserer Sicht jedoch keinen so über-
ragenden Vorteil für die Allgemeinheit 
dar, als dass es einen derartigen Eingriff 
in unsere Rechte rechtfertige. 
 


Diese Formulierung bezieht sich aus-
drücklich auf die Inanspruchnahme von 
Gewerbegrundstücken für Erschließungs-
flächen. Auch an dieser Stelle wird die 
Begründung zur Verdeutlichung ergänzt. 


Denn die von Ihnen gefertigte Planung 
greift erheblich in unser Eigentumsrecht 
aus Art. 14 l GG ein. Denn das Eigen-
tumsrecht gewährleistet dem Eigentümer 
nicht nur das Recht mit seinem Eigentum 
nach Belieben zu verfahren, sondern 
schützt auch eine bereits errichtete und 
genutzte bauliche Anlage als eigentums-
fähige Sache des Eigentümers. Dieser 
sogenannte passive Bestandsschutz be-
inhaltet die verfassungsrechtlich gebote-
ne Sicherung des durch die Eigentums-
ausübung Geschaffenen. Das heißt, dass 
auch für unser Grundstück Broitzemer 
Straße 32 ein Substanz- und Nutzungs-
schutz besteht, den Sie in Ihrer Abwä-
gung völlig außer Acht gelassen haben. 
 
Auch das Bauplanungsrecht muss diesen 
Bestandsschutz beachten und kann sich 
nicht über geschützte Eigentumsrechte 
hinwegsetzen. Denn die Baugenehmi-
gungen für die bisherige Nutzung unse-
res Betriebsgrundstückes sind Verwal-
tungsakte, die gemäß § 43 II VwVfG erst 
dann erlöschen, wenn sie zurückgenom-
men, widerrufen oder anderweitig aufge-
hoben werden. Dies ist vorliegend jedoch 
nicht der Fall, so dass Sie mit Ihrer Bau-
planung gegen bestehende Rechte ver-
stoßen. Ihre Abwägung ist mithin fehler-


Ob und in welchem Umfang ein Bestand-
schutz für die Gebäude und Nutzungen 
auf dem Grundstück besteht, hängt da-
von ab, ob die Gebäude und Nutzungen 
bauordnungsrechtlich genehmigt sind 
und auch entsprechend genutzt werden. 
Ein Bestandsschutz erlischt, wenn die 
Nutzung seit längerer Zeit aufgegeben 
ist. Im Regelfall ist hier von einer Frist 
von 3 Jahren auszugehen. Der Betrieb 
auf dem Grundstück wurde jedoch bereits 
im Jahr 2005 aufgegeben. Sollte jedoch 
aufgrund besonderer Umstände noch ein  
bauordnungsrechtlich gültiger Bestands-
schutz bestehen, so wird dieser durch 
den Bebauungsplan nicht aufgehoben. 
Es werden durch den Bebauungsplan 
auch keine erteilten Baugenehmigungen 
aufgehoben. 
 
Das Grundstück verliert auch nicht an 
Wert, da sich die Entschädigung nach 
dem heutigen Verkehrswert als Gewer-
begrundstück bemisst. 
 
Grundsätzlich liegt es in der Entschei-
dungshoheit der Gemeinde, für Grund-
stücke eine andere als die bisherige Nut-
zung planungsrechtlich festzusetzen. Zur 
Umsetzung ihrer städtebaulichen Zielset-
zungen ist die Gemeinde gehalten, die 
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haft und führt zu erheblichen Nachteilen 
für uns, die wir so nicht hinnehmen kön-
nen. Unser Grundstück würde erheblich 
an Wert verlieren, wenn es nicht mehr als 
gewerbliches Grundstück genutzt werden 
könnte. Zudem wäre eine betriebliche 
Nutzung des Grundstückes nach Ihrer 
Planung nicht mehr möglich. 
 


öffentlichen Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen. Eine 
abweichende vorhandene Nutzung bildet 
dabei einen solchen Belang. Die beste-
hende abweichende Nutzung ist jedoch 
nicht als Planungsgrenze zu verstehen, 
da der Bebauungsplan die zukünftige 
Nutzung regelt.  
 
Die gewerbliche Nutzung auf dem 
Grundstück ist historisch durch die Bahn-
flächen des Ringgleises bedingt; heute 
liegt es isoliert zwischen der Freizeitach-
se des Ringgleisweges, dem Blumenteich 
und den Kleingärten sowie weiteren ge-
planten öffentlichen Grünflächen. Die 
Festsetzung als öffentliche Grünfläche 
führt zu einer deutlichen städtebaulichen 
Gliederung zwischen Gewerbeflächen, 
Erschließungsflächen, öffentlichen Grün-
flächen, Dauerkleingärten und der Wohn-
bebauung und ist insofern langfristiges 
städtebauliches Ziel. Insgesamt ist in der 
Abwägung festzustellen, dass die Um-
nutzung der Gewerbeflächen als öffentli-
che Grünflächen den kommunalen Pla-
nungszielen entspricht. Der Rat der Stadt 
Braunschweig hat im Juni 2010 dieses 
Ziel als Sanierungsziel beschlossen. Eine 
unzumutbare Beeinträchtigung privater 
Belange ist nicht festzustellen. 


Wir haben Sie daher aufzufordern, unse-
re Einwendungen in einer erneuten Ab-
wägung zu berücksichtigen und uns ge-
genüber Stellung zu nehmen. 


Die Eigentümer werden nach der Ent-
scheidung des Rates über die Behand-
lung der Stellungnahmen hierüber infor-
miert. 
 


Bekanntermaßen werden derzeit  
(Ver-)Kaufverhandlungen zwischen der 
Stadt Braunschweig und uns geführt. Da 
der Verkauf des o. g. Grundstückes unser 
vorrangiges Ziel ist, können nach Ab-
schluss eines Kaufvertrages die o. g. 
Einwendungen sofort zurückgenommen 
werden. 
 


Aus dieser Anmerkung wird deutlich, 
dass es den Eigentümern nicht vorrangig 
um die Festsetzung einer schützenswer-
ten gewerblichen Nutzung geht die zwin-
gend fortgesetzt werden soll, sondern um 
einen angemessenen Kaufpreis für das 
Grundstück und die Gebäude 
Mittlerweile konnte zwischen den Grund-
stückseigentümern und der Stadt Braun-
schweig eine Einigung über den Ankauf 
durch die Stadt erzielt werden. Der An-
kauf wird voraussichtlich noch im Jahr 
2010 zum Abschluss kommen. Mit dem 
abgeschlossenen Kaufvertrag verliert die 
Stellungnahme ihre Relevanz. 
 
 







- 10 - 
 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Begründung wird in den genannten 
Punkten ergänzt. 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 


Stellungnahme Nr. 5 
Schreiben vom 30. Sept. 2010 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Wir vertreten bekanntlich Frau …(Name) 
und Frau …(Name), die in ungeteilter Er-
bengemeinschaft Eigentümer der Grund-
stücke Broitzemer Straße 35, 35 A - C, 
Büchnerstraße 19 und Westbahnhof 4 
sowie 6 – 9 sind. 
 
Unter Bezugnahme auf die beigefügte 
Vollmacht nehmen wir zu dem ausliegen-
den Planungsentwurf wie folgt Stellung: 
 


 


1. Festsetzung des Geh-, Fahr- und 
Leitungsrechtes Nr. 4 
Die beabsichtigte Festsetzung eines 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes zuguns-
ten der Anlieger, der Träger der Ver- und 
Entsorgung sowie des Gehrechtes zu-
gunsten der Allgemeinheit wird mit allem 
Nachdruck widersprochen. 
 
Durch eine solche Festsetzung würde 
das Grundstück zerschnitten. Die Fläche 
wäre jeglicher baulichen Nutzung entzo-
gen. Die verbleibenden Flächen wären 
nur noch eingeschränkt baulich nutzbar 
und in ihrem Verkehrswert erheblich be-
einträchtigt. 
 
Die Festsetzung würde gem. § 85 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB das Recht zur Durchführung  
von Enteignungsmaßnahmen begründen. 
Der auf Seite 50 der Begründung enthal-
tene Hinweis, die Realisierung einer We-
gebeziehung sei nur mit dem Einver-
ständnis der künftigen Grundstückseigen-
tümer möglich, ist schlicht falsch. Wegen 
der verfassungsrechtlich gewährleisteten 
Eigentumsgarantie bedarf eine solche 
Festsetzung einer besonderen Rechtfer-
tigung. 
 
Die Festsetzung wird auf Seite 24 damit 


Bei dem angesprochenen Geh-, Fahr- 
und Leitungsrecht Nr. 4 handelt es sich 
um eine Verbindung zwischen der Ver-
längerung der Büchnerstraße und der 
Straße Westbahnhof über das Grund-
stück Westbahnhof 4 – 9. Insbesondere 
sollte hier eine fußläufige Verbindung 
zwischen der Grünfläche am Jödebrun-
nen und der Grünfläche am Ringgleis 
angeboten werden. Dabei sollten die pri-
vaten Flächen, die für die innere Er-
schließung der Gewerbefläche erforder-
lich sein werden, durch die Öffentlichkeit 
mit genutzt werden. Bezüglich der kon-
kreten Führung dieser Verbindung ließ 
der Bebauungsplan eine gewisse Flexibi-
lität zu. 
 
Im Zuge der Gespräche mit den Eigen-
tümern hat sich jedoch herausgestellt, 
dass diese Festsetzung ein großes Hin-
dernis bei der beabsichtigten Vermark-
tung der Grundstücke darstellt. Dies wie-
derum läuft den Zielen des Bebauungs-
planes entgegen, eine Umstrukturierung 
des Gewerbegebietes und die Schaffung 
attraktiver Grundstücke zu erreichen.  
 
Die Eintragung einer Grunddienstbarkeit 
zur öffentlichen Nutzung dieser Verbin-
dung wäre nur mit Einverständnis der 
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begründet, dass damit die auf dem 
Grundstück zu enthaltenden Grünbe-
stände erlebbar gemacht werden sollen. 
Dies ist indessen kein Belang, der  
Enteignungsmaßnahmen rechtfertigen 
kann. Weder das Naturschutzrecht noch 
das Planungsrecht sehen vor, dass ggf. 
zu erhaltende Grünbestände öffentlich 
zugänglich gemacht werden müssen. 
Demgemäß ist es rechtlich unzulässig, 
dies über die Festsetzung eines Gehr-
echtes zugunsten der Allgemeinheit er-
reichen zu wollen. 
 
Den in der Begründung auf Seite 63 an-
gegebenen Kosten ist nicht zu entneh-
men, ob darin bereits die Kosten der In-
anspruchnahme der Fläche enthalten 
sind. Soweit die Enteignung auf die Ein-
tragung einer Grunddienstbarkeit im 
Grundbuch beschränkt werden soll, wei-
sen wir vorsorglich darauf hin, dass die 
Eigentümer ggf. nach § 92 Abs. 2 S. 2 
BauGB Anspruch auf Übernahme und 
Entschädigung der Gesamtfläche haben 
zzgl. Kosten der Einfriedung und 
Anschnittsentschädigung für die verblei-
benden Restflächen. 
 


Eigentümer möglich gewesen. Für eine 
Enteignung wäre eine wesentliche Vo-
raussetzung – das überwiegende Allge-
meinwohl –schwer nachweisbar gewe-
sen, da es sich nicht um eine Verbindung 
mit einer alle anderen Belange überra-
genden Bedeutung handelt. 
 
Die Verbindung zwischen Jödebrunnen 
und Ringgleisflächen kann in absehbarer 
Zeit über die Verlängerung der Büch-
nerstraße hergestellt werden. Neben 
beidseitigen Gehwegen ist hier ein einsei-
tiger Baum- und Parkstreifen vorgesehen, 
der durch die Begrünung eine gewisse 
Straßenraumqualität sicherstellt. Mittel-
fristig wird eine Grünverbindung entlang 
des Jödebrunnengrabens geschaffen 
werden. 
 
Auf Grund der genannten Umstände wird, 
das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht Nr. 4 
aus dem Bebauungsplan entfernt.  
 


2. Erhaltung einzelner Bäume (Esche) 
Die Erhaltung der Esche auf dem Grund-
stück Westbahnhof 6 – 9 wird auf Seite 
23 damit begründet, dass die ihre Umge-
bung durch ihr eindrucksvolles Eschei-
nungsbild deutlich dominiere. 
 
Die Esche befindet sich in einer Entfer-
nung von ca. 80 m von der zu verlän-
gernden Büchnerstraße. Sie wird durch 
vorhandene Gebäude abgeschirmt, so 
dass sie für die Allgemeinheim kaum 
wahrnehmbar ist. Die Eigentümer sind 
nicht verpflichtet, die Zugänglichkeit ihres 
Grundstückes herzustellen, um das Er-
scheinungsbild der Esche erlebbar zu 
machen. 
 
Wir beantragen, von der Festsetzung ab-
zusehen, da das damit verbundene Ziel 
nicht erreicht werden kann.  


Die Esche hat auf Grund ihres Alters und 
ihres Kronendurchmessers von 20,00 m 
einen hohen Wert für den Naturhaushalt. 
Durch ihr eindrucksvolles Erscheinungs-
bild dominiert sie deutlich ihre Umge-
bung. Mit Entfall des o. a. Wegerechtes 
wird die Erlebbarkeit für die allgemeine 
Öffentlichkeit zwar auf eine Fernwirkung 
reduziert; es bleibt jedoch die 
Erlebbarkeit für die Benutzer des Grund-
stückes (Mitarbeiter, Kunden etc.). Darü-
ber hinaus hat der Baum jedoch einen 
eigenständigen Wert für Natur und Land-
schaft. Da der Baum am Rande des 
Grundstücks im Böschungsbereich steht 
und unter der Krone lediglich Hochbauten 
ausgeschlossen sind – somit Stellplätze 
und andere Nutzungen zulässig sind – ist 
eine unzuträgliche Belastung des Grund-
stückes durch den Erhalt des Baumes 
nicht festzustellen. 
 
Auf dem gleichen Grundstück befindet 
sich eine weitere ebenfalls erhaltenswer-
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te Esche mit nur geringfügig kleinerem 
Kronendurchmesser und nur geringfügig 
jüngeren Alters. Diese Esche befindet 
sich ca. 20,00 m von der Grundstücks-
grenze entfernt. Eine Erhaltungsfestset-
zung war aus Sicht der Belange von Na-
tur und Landschaft ebenfalls überlegens-
wert, hätte jedoch die Bebaubarkeit spür-
bar eingeschränkt. Deshalb wurde mit 
Rücksicht auf die Belange der Eigentü-
mer bereits zur Beteiligung der Öffent-
lichkeit gem. § 3(2) BauGB auf die Erhal-
tungsfestsetzung dieses Baumes verzich-
tet. 
 


3. Öffentliche Grünfläche zwischen 
Westbahnhof und Jödebrunnen 
 
Der beabsichtigten Festsetzung einer 8 m 
breiten Grünfläche vom Jödebrunnen 
zum Ringgleis entlang der Grundstücke 
Broitzemer Straße 35 – 35 A, zur Grenze 
der Firma Dreher hin, wird ebenfalls wi-
dersprochen, soweit dadurch Grundstü-
cke der Erbengemeinschaft in Anspruch 
genommen werden sollen. 
 
Die Fläche zwischen den Gebäuden und 
der Grundstücksgrenze wird benötigt, um 
die Gebäude umfahren und auch von der 
hinteren Seite anfahren zu können. Die 
Gebäude enthalten zum Teil auch an der 
hinteren Seite Ausfahrten, die bei einem 
auf 5 m reduzierten Grenzabstand nicht 
mehr zum Befahren und Entladen von 
Lkw genutzt werden können. 
 
Der Jödebrunnen wird nach der Planung 
bereits durch die Verlängerung der Büch-
nerstraße (rechts und links Gehwege) 
und den Grünstreifen über das Grund-
stück Büchnerstraße 19 erreichbar. Au-
ßerdem ist eine Wegeverbindung in süd-
licher Richtung vom Jödebrunnen zum 
Grünstreifen der A 391 geplant, der jetzt 
schon eine bestehende Wegeverbindung 
zur Hugo-Luther-Straße besitzt. Eine wei-
tere Verbindung ist nicht erforderlich. Ei-
ne Enteignung der Fläche, um eine öf-
fentliche Nutzung herbeizuführen, wäre 
nicht verhältnismäßig. 


Hierbei handelt es sich um die öffentliche 
Grünfläche, die vom Jödebrunnen zur 
Planstraße A und damit Richtung Blu-
menteich/Ringgleis führen soll. Auf Grund 
der räumlichen Verhältnisse handelt es 
sich hier in der Planung um eine nur stark 
eingeschränkte Verbindung, die nur Min-
destansprüche erfüllt. Hier sind Ab-
standsflächen zu den Grundstücksgren-
zen zu berücksichtigen, ein öffentlicher 
Weg und eine Rinne für den geöffneten 
und verlegten Jödebrunnen anzulegen. 
Vorbehaltlich einer konkreten Ausfüh-
rungsplanung setzt sich die Breite von 
8,00 m wie folgt zusammen: 
 
− 1,50 m Abstand zur künftigen Grund-


stücksgrenze Broitzemer Straße 35 
− 2,50 m Weg 
− 1,00 m Abstand 
− 1,00 m Rinne für den geöffneten 


Jödebrunnengraben 
− 1,50 m Abstand 
− 0,50 m Reserve 
 
Die Flächen für Begrünungsmaßnahmen 
sind somit bereits ausgesprochen 
schmal. Die Grünverbindung wurde so 
gelegt, dass zu gleichen Teilen das 
Grundstück Broitzemer Straße 35/35 A 
nach Süden sowie die Grundstücke 
Broitzemer Straße 38 und Münchenstra-
ße 9 nach Norden in Anspruch genom-
men werden. 
 
Bei dem im Bebauungsplan eingetrage-
nen Abstand von 5,00 m handelt es sich 
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um den Abstand zwischen der Baugren-
ze, die eine Bebauung ermöglicht und der 
Grenze der geplanten öffentlichen Grün-
fläche. Demgegenüber beträgt der tat-
sächliche Abstand zwischen den Gebäu-
den Broitzemer Straße 35 und 35 A und 
der künftigen öffentlichen Grünfläche 
6,10 m. Innerhalb des 6,10 m breiten Ab-
standes ist ein Befahren problemlos mög-
lich. 
 
Bei Verwirklichung der festgesetzten öf-
fentlichen Grünfläche müssen die dort 
heute untergebrachten Stellplätze an an-
derer Stelle untergebracht werden. Dies 
wäre jedoch auf dem Grundstück mög-
lich, wie z. B. auf dem Gelände der west-
lichen Hälfte des Gebäudes Broitzemer 
Straße 38. Dieser Gebäudeteil stellt sich 
heute als „Ruine“ dar und könnte abge-
brochen werden. Im Falle eines Erhalts 
dieses Gebäudeteils oder Neubaus an 
gleicher Stelle stünden südöstlich davon 
Flächen zur Verfügung. 
Ferner wird eine Anlage von Stellplätzen 
von der Verlängerung der Büchnerstraße 
aus möglich werden. Das Grundstück 
Broitzemer Straße 35/35 A/35 C wird 
künftig an zwei öffentlichen Erschlie-
ßungsstraßen liegen (Planstraße A und 
Verlängerung Büchnerstraße). Es ist an-
zunehmen, dass sich dieses Grundstück 
im Verlauf einer mittelfristigen Entwick-
lung mit seiner Erschließung und seinen 
Stellplatzanlagen zu diesen öffentlichen 
Straßen hin orientieren wird. 
 
Insgesamt ist zu berücksichtigen, dass 
die öffentliche Grünfläche nur verwirklicht 
werden kann, wenn der hierfür erforderli-
che Grunderwerb gelingt. Der Erwerb 
wird im Wesentlichen davon abhängig 
sein, dass eine gewerbliche Nutzung der 
betroffenen Grundstücke weiterhin mög-
lich ist. 
 


4. Flächen für Anpflanzungen 
 
Die Festsetzung einer Fläche für An-
pflanzungen entlang der geplanten Ver-
längerung Büchnerstraße/Straße West-
bahnhof an der Nordwestseite des 
Grundstücks Broitzemer Straße 35 (Spei-


Es ist anzunehmen, dass hier ein Irrtum 
vorliegt und die „Nordostseite“ des ge-
nannten Grundstückes gemeint ist, da 
nur dort entlang der öffentlichen Ver-
kehrsfläche eine Fläche für Anpflanzun-
gen festgesetzt ist. Das Gebäude genießt 
Bestandsschutz und kann deshalb nicht 
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cher) muss widersprochen werden. 
 
Nach Ziff. VI. 2.2 der textlichen Festset-
zungen müssen vollflächig standortge-
rechte Sträucher im Pflanzabstand von 1 
m gepflanzt werden. Der Abstand zwi-
schen Gebäude und der geplanten Stra-
ßentrasse ist zu gering, um noch An-
pflanzungen vorzunehmen. Wir bitten, 
von der Festsetzung abzusehen, da das 
Gebäude und seine Nutzung Bestands-
schutz genießen. 


durch zukünftig erforderliche Pflanzstrei-
fen beeinträchtigt werden. Immerhin wür-
de jedoch auch nach Verwirklichung der 
Straße zwischen Straßenbegrenzungsli-
nie und dem heutigen Gebäude ein Strei-
fen von ca. 1,50 m an der engsten Stelle 
verbleiben, der durchaus mit kleineren 
Sträuchern bepflanzt werden könnte. Der 
Pflanzstreifen ist im Zusammenhang zu 
sehen mit der versetzten Baugrenze, die 
zum Pflanzstreifen einen Abstand von 
2,00 m einhält. Diese Festsetzung kann 
erst im Rahmen eines Neubaus verwirk-
licht werden. Insofern ist hier keine Be-
einträchtigung des Bestandes zu sehen. 
 


5. Öffentliche Grünfläche zwischen 
Verlängerung Büchnerstraße und Jö-
debrunnen 
 
Der Entwurf sieht die Festsetzung einer 
öffentlichen Grünfläche mit einer Breite 
von ca. 15 m vor, um eine zusätzliche 
Wegeverbindung zum Jödebrunnen 
schaffen zu können. 
 
Wir bitten, von der Festsetzung in dieser 
Breite abzusehen, ein Streifen von 5 m 
wäre als Wegeverbindung zur geplanten 
Verlängerung der Büchnerstraße ausrei-
chend. 
 
Die Fläche ist auch zukünftig für die Nut-
zung des Grundstücks Büchnerstraße 19 
erforderlich. Der derzeitige Pächter benö-
tigt die Fläche zum Abstellen von Fahr-
zeugen. Durch die Ausweisung einer öf-
fentlichen Grünfläche wäre die Freifläche 
im südlichen Bereich vor der Halle nicht 
mehr ausreichend groß, zumal bereits an 
der Ostseite des Grundstücks Flächen für 
die Verlängerung der Büchnerstraße ab-
gegeben werden sollen. 
 


Die Grünfläche war im ausgelegten Be-
bauungsplan nicht – wie angegeben – 
15,00 m breit, sondern nur 10,00 m. Auf 
Grund der vorgebrachten betrieblichen 
Belange wird, die Breite auf 7,00 m redu-
ziert. Es handelt sich dabei um einen 
ca. 45,00 m langen Abschnitt der ge-
nannten Grünverbindung, der zwischen 
den Grundstücken Büchnerstraße 17 und 
Büchnerstraße 19 verläuft.  
 
Eine weitere Reduzierung ist nicht mög-
lich, da neben einem Weg in einer Breite 
von 2,50 m auch eine Eingrünung zu den 
Gewerbegrundstücken erforderlich ist, 
um eine Mindestqualität dieser Verbin-
dung zu erreichen. 


 Vorschlag der Verwaltung 
 
Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht Nr. 4 
wird aus den zeichnerischen und textli-
chen Festsetzungen des Bebauungspla-
nes herausgenommen. Die Begründung 
wird entsprechend angepasst. 
 
Die öffentliche Grünfläche zwischen Ver-
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längerung Büchnerstraße und Jödebrun-
nen wird im Abschnitt zwischen den 
Grundstücken Büchnerstraße 17 und 
Büchnerstraße 19 von 10,00 m auf 
7,00 m reduziert 


Stellungnahme Nr. 6 
Schreiben vom 3. Oktober 2010  
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Zu den gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich 
ausgelegten Entwürfen haben wir folgen-
de Anregungen: 
 
1. Der Blumenteich wird auf seine 
größte historische Größe (1899 – 1916) 
erweitert. 
 
Begründung der Anregung und Alternati-
ve: 
 
Die Umsetzung und Konkretisierung des 
Planungs- und Sanierungsziels Schaf-
fung von attraktiven Freiflächen und 
Grünverbindungen mit integrierten Frei-
zeitangeboten… wird in einer qualitativ 
höherwertigen Art und Weise realisiert: 
Die unter 4.1 bisher als zulässig erkann-
ten Nutzungen würden vielfältiger und 
attraktiver festgesetzt werden können, 
weil die Nutzungseinschränkung auf be-
stimmte Personengruppen, Jugendplatz, 
Abenteuerspielplatz, unnötig wäre. Eine 
evtl. notwendig werdende Entsorgung 
belasteter Böden kann ggf. kostengünsti-
ger in unmittelbarer Nähe für den Unter-
bau und als Höhenausgleich der Verlän-
gerungstrasse Büchnerstraße erfolgen. 
Daraus ergibt sich die Gestaltungskraft, 
den GROSSEN BLUMENTEICH zum 
Mittelpunkt des erwünschten Mehrgene-
rationenparks Westbahn-
hof/Wassererlebnispark Jödebrunnen zu 
entwickeln. Der Grosse Blumenteich mit 
dem Jödebrunnen kann allen Altersgrup-
pen als Freizeit- und Erholungsfläche 
dienen. Beispielnutzungen: Stranderleb-
nis – Wasserbauspielplatz – Wasserer-
lebnispfad – Rundgänge/Führungen am 
kulturhistorischen- und Naturdenkmal 
Jödebrunnen und auf dem Freilicht- und 
Langstreckenmuseum für Industrie- und 
Eisenbahntechnikgeschichte „Braun-
schweiger Zeitschiene“, Abschnitt West-
bahnhof. 


Der Blumenteich hat heute eine Größe 
von 0,34 ha. Nach historischen Karten 
aus den Jahren 1899, 1917 und 1932 war 
der Blumenteich mit bis zu 0,75 ha in sei-
ner größten Ausdehnung mehr als dop-
pelt so groß. Der Blumenteich erstreckte 
sich nach Norden (heute Münchenstraße) 
sowie nach Osten und Südosten (jeweils 
Broitzemer Straße 32).  
 
Eine Vergrößerung des Teiches nach 
Süden zur Schaffung eines harmonische-
ren Uferrandes an Stelle der heutigen 
südlichen „Kanten“ würde zwar nicht der 
historischen Lage des Blumenteiches 
entsprechen, wäre jedoch mit der Fest-
setzung des Bebauungsplanes als öffent-
liche Grünfläche grundsätzlich vereinbar. 
Sie kann im Rahmen der Ausführungs-
planung geprüft werden. Hierbei sind ins-
besondere Aspekte der Altlastenentsor-
gung und der damit verbundenen Kosten 
zu beachten (s. unten). 
 
Auch eine Vergrößerung des Teiches auf 
die historisch belegten Flächen nach Os-
ten/Südosten auf das Grundstück Broit-
zemer Straße 32 wäre – unter Berück-
sichtigung der Aspekte Altlastenentsor-
gung und Finanzierung - grundsätzlich 
mit dem Bebauungsplan vereinbar. Sie 
stünde jedoch im Wiederspruch zu dem 
geplanten Erhalt baulicher Anlagen auf 
diesem Grundstück für Freizeitangebote. 
Dies müsste im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung näher geprüft und erörtert 
werden.  
 
Eine Verdoppelung der Größe (teilweise 
auf historisch nicht belegten Flächen) 
widerspricht jedoch dem Planungs- und 
Sanierungsziel, in diesem Bereich einen 
Platz für Jugendliche sowie einen Mehr-
generationenpark unterzubringen, da 
dann für diese Nutzungen die Flächen 
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Mit der Erweiterungsmaßnahme dürfte 
das Stillgewässer Blumenteich größer als 
2 ha und damit kartierpflichtig werden 
(vgl. Kapitel 8 Umweltatlas Braun-
schweig, 2007). Die Nachnutzung des 
ehemaligen Sichler-Verwaltungs-
gebäudes bietet sich unmittelbar an zur 
Steigerung der Aufenthaltsqualität am 
vergrößerten Blumenteich: Die öffentliche 
Nutzung der Freizeit- und Erholungsflä-
chen draußen kann durch ein „Pendant“ 
im Gebäude drinnen ergänzt werden: 
Zwischen Draußen und Drinnen kann 
durch ein flexibles Wand-Fenster-Tür-
System zur Teichseite ein „Wetter-Joker“ 
ausgespielt werden. 
 


fehlen würden.  
 
Aufgrund der vorhandenen schädlichen 
Bodenverunreinigungen ist bei einer Er-
weiterung der Teichfläche der Boden 
auszuheben und zu entsorgen. Allein für 
den Transport und die Entsorgung von 
ca. 5100 t Boden von einer ca. 1.600 m² 
großen Teilfläche unmittelbar südlich des 
heutigen Blumenteiches (Flurstücke 
11/26, 11/27, 11/19 und 11/32) würden 
Kosten in Höhe von ca. 215.000 € brutto 
entstehen. Hinzu kämen die Kosten für 
den Aushub selbst und für die gutachter-
liche Begleitung. Ein anderweitiger Ein-
bau des Bodens im Plangebiet ist auf 
Grund der hohen Belastungen nicht mög-
lich. Bei einem noch größeren Ausbau 
würden die Kosten entsprechend weiter 
steigen. 
 
Die sonstigen Vorschläge zur Gestaltung 
dieses Bereiches können unabhängig 
von einer Vergrößerung des Blumentei-
ches im Rahmen der Ausführungspla-
nung geprüft und diskutiert werden. Der 
Bebauungsplan steht dem nicht entge-
gen. 
Dabei ist zu beachten, dass der Blumen-
teich auch eine Funktion als Regenrück-
haltebecken hat. Da hier auch das Nie-
derschlagswasser der Gewerbegebiete 
eingeleitet wird, ist mit Verunreinigungen 
zu rechnen. Deshalb ist der Blumenteich 
nicht als Badeteich geeignet.  
 


2. In der öffentlichen Grünfläche Ein-
mündung Blumenstraße in das Ring-
gleisgelände Höhe Fußgängerbrücke 
südlich des ehemaligen Sichler-
Betriebsgeländes, westlich der ehemali-
gen Gartenkolonie Westbahnhof-Süd ist 
die Nutzung als Quartiersplatz für das 
Westliche Ringgebiet zulässig. 


In dem genannten Bereich führen mehre-
re Wegeverbindungen zusammen. Eine 
besondere Gestaltung ist deshalb vorge-
sehen. Der Bebauungsplan lässt auch 
einen Ausbau zu, der eine Nutzung als 
(Kfz-freien)-„Quartiersplatz“ ermöglicht. 
Näheres ist im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung zu entwickeln. 
 


3. In der öffentlichen Grünfläche östlich 
Ringgleisgelände, südlich Blumenstraße 
bis Hugo-Luther-Straße 
Ist die Nutzung als Quartiersplatz und 
als Anlage für kulturelle und sportliche 
Zwecke zulässig: 
 
Begründung der Anregung und Alternati-


Auch hier ist eine Gestaltung, die eine 
Nutzung als (Kfz-freier) Quartiersplatz 
ermöglicht, grundsätzlich zulässig. 
 
Bauliche Anlagen für kulturelle und sport-
liche Zwecke sollen jedoch nur in der öf-
fentlichen Grünfläche  1  am Blumenteich 
zugelassen werden. Hier besteht eine 
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ve: 
Die unter 4.2 für zulässig erklärten Nut-
zungen Jugendplatz/Abenteuerspielplatz 
sind nach unserem Vorschlag in den 
Mehrgenerationenpark (siehe oben) inte-
griert. Die für zulässig erklärte Nutzung 
GARTENLAND ist unseres Erachtens 
nicht haltbar, da hierdurch den bestands-
geschützten Kleingartenvereinen beidsei-
tig der Blumenstraße eine nicht zumutba-
re Konkurrenz erwächst. 
Der am dichtesten besiedelte Stadtteil 
Braunschweigs mit ausgewiesenem Be-
darf an Gesundheitsprävention sollte am 
Quartiersplatz (siehe oben) Grünflächen 
für nachhaltige Mobilitätsangebote, stre-
ckenbezogene Bewegungs- und Sport-
angebote reservieren. Beispiele: Bewe-
gungs- und Geschicklichkeitsspiele, 
sportliche Ausdauer- und Wettbewerbs-
angebote, … 


Gebäudesubstanz, die bei Bedarf erhal-
ten bleiben und umgenutzt werden kann. 
Auf den bisher unbebauten Flächen süd-
lich der Blumenstraße sollen jedoch 
keine größeren baulichen Anlagen ent-
stehen. Lediglich kleinere bauliche Anla-
gen für die vorgesehenen Nutzungen 
(z. B. interkulturelle Gärten), wie Aufent-
haltsräume, Sanitäranlagen, Geräte sind 
zulässig. Diese Flächen sollen für die 
Freizeitnutzung unter freiem Himmel re-
serviert bleiben. In die Grünfläche können 
jedoch auch Geräte und Spielangebote 
integriert werden, die die Beweglichkeit 
fördern. Details sind im Rahmen der Aus-
führungsplanung festzulegen. 
 
Die Festsetzung „Jugendplatz“ ist nicht 
zwingend umzusetzen, sofern auf der 
Fläche nördlich der Blumenstraße ein 
ausreichendes Angebot geschaffen und 
auf einen (betreuten) Abenteuerspielplatz 
verzichtet wird. Der Bebauungsplan soll 
jedoch grundsätzlich eine solche Mög-
lichkeit offenhalten, um eine flexible Nut-
zung der Flächen zu gewährleisten. 
 
Die betrifft auch die zulässige Nutzung 
„Gartenland“ in der öffentlichen Grünflä-
che  2  (unmittelbar südlich der Blumen-
straße). Die Sozialverwaltung der Stadt 
Braunschweig entwickelt zurzeit ein Pro-
jekt, mit welchem interkulturelle Gärten 
als Angebote für Migranten außerhalb 
organisierter Kleingartenvereine geschaf-
fen werden sollen. Lässt sich ein solches 
Projekt nicht verwirklichen, so sind hier 
auch in die Grünfläche integrierte Bewe-
gungsangebote denkbar. 
 


4. Im Übergang zwischen den öffentli-
chen Grünflächen 4 und 2 ist folgende 
Nutzung zulässig: 
Vom Jödebrunnen wird über 
Jödebrunnengraben, vergrößerten Blu-
menteich und Blumenstraße eine Anbin-
dung für die Wasserversorgung des im 
Sanierungsprozess geplanten Brunnens 
auf dem Frankfurter Platz vorgehalten, 
z. B. durch Einplanung einer Leerrohr-
trasse bei der vorgesehenen Ausbaupla-
nung Blumenstraße (vergleiche auch Nr. 
4.5.3 Wasser in der Anlage 5 Begrün-


Bei diesem Vorschlag müsste vom Blu-
menteich eine Wasserleitung zur Blu-
menstraße nach Süden geführt werden, 
die an die Wasserleitungen in der Blu-
menstraße anbindet. Ob eine solche Lö-
sung technisch machbar und finanziell 
vorteilhaft ist, kann nur im Rahmen einer 
anderweitigen Ausführungsplanung ge-
prüft werden. Der Bebauungsplan steht 
dem nicht entgegen.  
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dung und Umweltbericht). 
Begründung der Anregung: 
Das vom Sanierungsbeirat im Westlichen 
Ringgebiet unterstützte Projekt BRUN-
NEN AUF DEM FRANKFURTER PLATZ 
wurde wegen zu erwartender aufwendi-
ger Betriebs- und Folgekosten zunächst 
zurückgestellt. Bei dauerhafter Wasser-
versorgung aus dem Jödebrun-
nen/Blumenteich könnten die Betriebs- 
und Folgekosten ggf. soweit reduziert 
werden, dass eine Realisierung des 
Brunnenprojektes aussichtsreich er-
scheint. 
 
5. Die Nutzung der in den öffentlichen 
Grünflächen verbliebenen Bahn- und 
Gleisanlagen 
• Anschlussgleis auf das ehemalige süd-


liche Sichler-Betriebsgelände, 
• das für Draisinenfahrten vorgehaltene 


Gleis zwischen Blumenstraße und Hu-
go-Luther-Straße, 


• westlicher Gleisstutzen zwischen 
Ringgleis-Dekadenstein 1838 und 
Prellbock vor dem ehemaligen West-
bahnhofgebäude, 


• die nördlichen Gleisstutzen parallel 
des Ringgleises, 


• die Wiedererrichtung und Nutzung des 
Einfahrsignals Höhe Bahn-km 8,196 in 
unmittelbarer Nähe des historischen 
Standorts am Bahn-km 8,524, 


• der Rückbau der vorhandenen Gebäu-
de und der Nachbau des historischen 
Westbahnhofgebäudes mit Nebenan-
lagen, 


• Instandsetzung und Wiederinbetrieb-
nahme der in der Südfassade der Fab-
rikhalle Broitzemer Straße 35 einge-
bauten Wagendrehscheibe 


 
sind für Zwecke der Präsentation der 
Industriekultur, Industrie- und Eisen-
bahntechnikgeschichte (Freilicht- und 
Langstreckenmuseum Braunschwei-
ger Zeitschiene) zulässig. 
 


Der Bebauungsplan steht der Umsetzung 
dieser Vorschläge nicht entgegen. Sie 
sind im Rahmen der Ausführungsplanung 
auf ihre Umsetzbarkeit und Finanzierbar-
keit zu prüfen. 
 
Soweit sich Flächen und Gebäude in pri-
vatem Eigentum befinden, ist eine Ab-
stimmung mit den Eigentümern erforder-
lich. 


6. Verkehrsanbindungen 
Für die oben angeführten Nutzungsvor-
schläge sind attraktive Verkehrsverbin-
dungen einschließlich Parkflächen für 


Die Erreichbarkeit der Stadtbahnhalte-
stelle an der Münchenstraße ist heute 
über den Ringgleisweg und die Broitze-
mer Straße gegeben. Sie wird künftig 
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den MIV und die Integration in das Fuß-
wege/Fahrradwege-Leit- und Hinweissys-
tem erforderlich. 
• Anbindung an Stadtbahn- und Stadt-


bussystem verbessern 
• Anbindung an den geplanten DB-


Haltepunkt Broitzem/Weststadt 
• Anbindung an den Stadtbezirk West-


stadt durch Verlängerung Hugo-
Luther-Straße mit Durchstich A 391 


• Ertüchtigung Blumenstraße 
• Parkplätze für Mehrgenerationen-


park/Quartiersplatz Westbahnhof, Jö-
debrunnen, Veranstaltungshalle Broit-
zemer Straße 35 sollten auf dem Ge-
lände des Städtischen Obst- und Ge-
müsemarkts vorgehalten werden. 


verbessert, wenn von der Verlängerung 
der Blumenstraße eine durchgehende 
Grünverbindung am Jödebrunnen vorbei 
zur Straße Am Jödebrunnen realisiert ist. 
Eine Fußgänger- und Radfahrerrampe 
aus dem Bereich Blumenstraße zur Mün-
chenstraße ist auf Grund der Höhenver-
hältnisse kaum möglich. Eine Treppe in 
diesem Bereich wäre prinzipiell denkbar 
und zulässig, jedoch sind hierfür zurzeit 
keine finanziellen Mittel vorhanden. 
 
Eine Anbindung an den DB-Haltepunkt 
Broitzem an der Friedrich-Seele-Straße 
ist für Fußgänger und Radfahrer über 
Ringgleisweg, die Arndtstraße und die 
Friedrich-Seele-Straße gegeben. 
 
Eine Verbindung für Fußgänger und Rad-
fahrer von der Hugo-Luther-Straße mit 
Unterquerung der A 391 Richtung West-
stadt ist wünschenswert und wird langfris-
tig angestrebt. Auf Grund der sehr hohen 
Kosten wurde diese Verbindung im Rah-
men dieses Bebauungsplanes und des 
EFRE-Förderprogramms nicht weiterver-
folgt. 
 
Ein Ausbau der Blumenstraße ist nicht 
Gegenstand dieses Bebauungsplanes. 
Ein Ausbau für Kfz-Verkehr im Bereich 
der Kleingärten widerspricht jedoch den 
Festsetzungen und Zielen des dort gel-
tenden Bebauungsplanes „Blumenstra-
ße“, der hier Dauerkleingärten und nur 
ein Gehrecht zu Gunsten der Allgemein-
heit festsetzt. Im Sinne einer ruhigen 
„Feierabenderholung“ soll dies auch nicht 
geändert werden. 
 
Das Gelände des städtischen Obst- und 
Gemüsemarktes ist von der Stadt lang-
fristig an den Markt verpachtet (Erb-
pacht). Umstrukturierungen sind jedoch 
mittelfristig nicht auszuschließen. In die-
sem Zusammenhang kann die Rücknah-
me von Pachtflächen und Bereitstellung 
als Parkplätze geprüft werden. 
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 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Vorschläge werden an die Fachbe-
reiche der Stadt weitergeleitet, die an den 
Ausführungsplanungen für die öffentli-
chen Grün- und Verkehrsflächen mitwir-
ken. 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 


 





		Stellungnahme Nr. 1

		Stellungnahme Nr. 2






 
 Anlage 7 
 Stand: 9. November 2010 
 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Westbahnhof WI 83 
Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
Beteiligung gemäß § 4 a (3) BauGB vom 20. Oktober bis 8. November 2010 
 
 
Stellungnahme 
Schreiben vom 4. November 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
„Wir kommen zurück auf Ihr Schreiben 
vom 20.12.2010 und nehmen erfreut zur 
Kenntnis, dass die Belange der von uns 
vertretenen Eigentümer zumindest teil-
weise berücksichtigt werden sollen. 
 
Zu den beabsichtigten Änderungen neh-
men wir wie folgt Stellung: 
 
1. Der ersatzlose Wegfall des Geh-, 


Fahr- und Leitungsrechtes Nr. 4 ent-
spricht unserer Einwendung und wird 
ausdrücklich begrüßt. 
 


2. Die Reduzierung der öffentlichen 
Grünfläche zwischen der Verlänge-
rung der Büchnerstraße und dem Jö-
debrunnen auf eine Breite von 7 m 
wird anerkannt und ebenfalls akzep-
tiert. 


 


 
Es handelte sich hierbei um die Stellung-
nahme Nr. 5 aus der Beteiligung der Öf-
fentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB (siehe 
Anlage 6), auf deren Basis die genannten 
Planänderungen vorgenommen wurden. 


3. Mit der Beschreibung der Altlasten 
auf dem Grundstück Broitzemer 
Straße 35 A bis 35 C (Seite 58 der 
Begründung) besteht kein Einver-
ständnis. Nach den uns vorliegenden 
Informationen handelt es sich bei 
dem Gelände 35 B um ein Garten-
grundstück, auf dem bisher keine 
Bodenverunreinigungen festgestellt 
wurden. Dies gilt im Grundsatz auch 
für die Gebäude 35 A und 35 C, für 
deren Flächen bisher keine Bean-
standungen mitgeteilt wurden. 
 
Bodenverunreinigungen wurden bis-
her nur in der Fläche vor dem Bunker 
ermittelt, ohne dass allerdings ein 


Nach der öffentlichen Auslegung wurde 
in der Begründung unter „5.9 Boden-
schutz/Altlasten“ der Text zu dem Grund-
stück Broitzemer Straße 35, 35 A bis 
35 C nur etwas präzisiert. Insbesondere 
wurden die Bedingungen für eine ge-
werbliche Nutzung des Grundstücks kon-
kreter genannt. In dem Kapitel wird dabei 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 
sich die Erläuterungen nur auf die Flä-
chen beziehen, die im Bebauungsplan 
als Flächen gekennzeichnet sind, deren 
Böden erheblich mit umweltgefährdenden 
Stoffen belastet sind. An diesen Kenn-
zeichnungen wurde nach der öffentlichen 
Auslegung nichts geändert. Von den 
Kennzeichnungen ist zum einen das Ge-
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akuter Handlungsbedarf besteht. 
 
Wir bitten daher um Mitteilung, wel-
che Konkreten Erkenntnisse zu der 
beabsichtigten Änderung auf Seite 58 
der Begründung vorliegen, damit da-
zu Stellung genommen werden kann. 
 
Einstweilen wird der Änderung wider-
sprochen. 
 


bäude Broitzemer Straße 35 erfasst. Die 
Ergebnisse der Altlastenuntersuchung 
hierzu sind den Eigentümern seit Länge-
rem bekannt und wurden mit ihnen erör-
tert. 
 
Die Gebäude mit den Hausnummern 
35 A und 35 C sind im Bebauungsplan 
nicht gekennzeichnet und damit von den 
Ausführungen nicht betroffen, ebenso 
wenig wie der als Broitzemer Straße 35 B 
bezeichnete unbebaute Grundstücksteil. 
 
Es liegt jedoch eine zweite im Be-
bauungsplan gekennzeichnete verunrei-
nigte Fläche in diesem Bereich vor dem 
Bunker, die auch den Eigentümern be-
kannt ist. Dieser Bunker befindet sich auf 
dem ungeteilten Grundstück Broitzemer 
Straße 35, 35 A bis 35 C, sodass zur 
Identifizierung der gekennzeichneten 
Flächen jeweils alle Hausnummern ge-
nannt werden müssen. 
 


4. Die Einwendungen gegen die Erhal-
tung der Esche können nicht mit dem 
Hinweis erledigt werden, dass diese 
einen „hohen Wert“ für den Natur-
haushalt habe. Der beabsichtigte B-
Plan sieht umfangreiche Pflanzgebo-
te vor, sodass die natürliche Leis-
tungsfähigkeit der Esche bereits zu 
Zeiten ihres Bestandes mehr als 
kompensiert und über ihre Lebens-
zeit hinaus verlängert wird. Der Ein-
wand bleibt aufrechterhalten. 


 


Siehe hierzu die Ausführungen unter 
Stellungnahme Nr. 5 in Anlage 6. 
 
Ergänzend: 
Der Bebauungsplan sieht lediglich ent-
lang der öffentlichen Straßen 3,0 m breite 
Pflanzstreifen vor. Zusätzlich ist auf dem 
Grundstück, auf welchem sich die Esche 
befindet, entlang der Grundstücksgren-
zen die vorhandene Bepflanzung in Bö-
schungsbereichen als zu erhalten festge-
setzt. Diese Festsetzungen werden je-
doch unabhängig von dem Erhalt der 
großen, alten und dennoch vitalen Esche 
getroffen und bedeuten keine Kompensa-
tion für den Verlust dieses Baumes. 
 


5. Der öffentlichen Grünfläche zwischen 
Westbahnhof und Jödebrunnen soll 
nicht weiter widersprochen werden, 
sofern das GFL-Recht Nr. 4 und die 
Reduzierung des anderen Zugangs 
zum Jödebrunnen als Satzung be-
schlossen werden. 


 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Der zweite Halbsatz ist etwas ver-
kürzt. Gemeint ist: „… sofern die Heraus-
nahme des Geh-, Fahr- und Leitungs-
rechtes Nr. 4 aus dem Bebauungsplan 
und … als Satzung beschlossen werden.“ 
Die genannten Bedingungen entsprechen 
dem Vorschlag der Verwaltung zum Sat-
zungsbeschluss. 
 


6. Bei der Fläche für Anpflanzungen ist 
in der Tat die Nordseite des Grund-


Es handelt sich hierbei um einen 3,0 m 
breiten Pflanzstreifen an der Nordostseite 
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stücks gemeint. Wir bitten um Bestä-
tigung, dass die Möglichkeit der Um-
fahrung des vorhandenen Gebäudes 
ebenfalls von dem Bestandsschutz 
erfasst wird, sodass auch diese Flä-
chen vor dem Gebäude nicht von 
dem Pflanzgebot betroffen sind. 
 
Einstweilen bleibt die Einwendung 
aufrechterhalten. 


 


des Grundstücks Broitzemer Straße 35 
entlang der Planstraße A. Diese Festset-
zung kann erst im Falle eines Neubaus in 
voller Breite umgesetzt werden. Mit dem 
Ausbau der Planstraße A wird zwischen 
dem heute bestehenden Gebäude und 
der Straße nur ein Abstand von 1,50 m 
an der schmalsten Stelle entstehen, so-
dass eine Umfahrung dann nicht mehr 
gegeben ist. Eine Umfahrung könnte im 
Falle eines Abbruchs der bestehenden 
Bebauung und eines Neubaus sicherge-
stellt werden, wenn das neue Gebäude 
auf dem Grundstück entsprechend posi-
tioniert wird. 
 


Wir gehen davon aus, dass die Ein-
zelheiten zum Ankauf der für die 
Straße benötigten Flächen, z. B. 
Wiederherstellung von Zäunen, To-
ren und Leitungen, im Rahmen eines 
Kaufvertragsentwurfs kurzfristig ge-
klärt werden.“ 
 


Der Kaufvertrag mit den Grundstücksei-
gentümern über Flächen, die künftig als 
öffentliche Grün- und Verkehrsflächen 
benötigt werden, steht kurz vor dem Ab-
schluss. Einzelheiten des Kaufvertrages 
werden in diesem Rahmen geklärt und 
sind nicht Gegenstand dieses Be-
bauungsplanes. 
 


  
Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 


 
 
 





		Stellungnahme






 
 Anlage 8 
 Stand: 5. August 2010 
 
 
 


Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
„Westbahnhof“ WI 83 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie sonstiger Stellen  
Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB vom 8. Februar bis 5.März 2010 
 
Schreiben von: Deutsche Telekom 
Netzproduktion GmbH, Technische 
Infrastruktur Niederlassung Nordwest, 
Friedrich-Seele-Straße 7, 38122 
Braunschweig vom 16. Febr. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Zu o. g. Bebauungsplan haben wir keine 
Einwände. 
 
Da der Bereich im Sanierungsgebiet 
„Westliches Ringgebiet“ des Förder-
programms „Soziale Stadt“ liegt und Mit-
tel des Europäischen Fonds für Regiona-
le Entwicklung erhält, besteht für uns im 
Falle, dass Telekommunikationsleitungen 
der Deutschen Telekom AG nicht mehr 
zur Verfügung stehen, ein Erstattungsan-
spruch nach § 150 Abs. 1 BauGB zum 
Ersatz dieser Anlagen. 
 
Genauere Angaben hierzu können wir 
erst machen, wenn uns die endgültigen 
Ausbaupläne vorliegen. 
 


 
Die Stellungnahme bezieht sich auf 
§ 150 BauGB „Ersatz für Änderungen 
von Einrichtungen, die der öffentlichen 
Versorgung dienen: Stehen in einem 
förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
Anlagen der öffentlichen Versorgung mit 
… Telekommunikationsdienstleistungen 
… infolge der Durchführung der Sanie-
rung nicht mehr zur Verfügung und sind 
besondere Aufwendungen erforderlich, 
die über das bei ordnungsgemäßer Wirt-
schaft erforderliche Maß hinausgehen, 
z. B. der Ersatz oder die Verlegung die-
ser Anlagen, hat die Gemeinde dem Trä-
ger der Aufgabe die ihm dadurch entste-
henden Kosten zu erstatten. Vorteile und 
Nachteile, die dem Träger der Aufgabe 
im Zusammenhang damit entstehen, sind 
auszugleichen.“ Diese Vorschrift hat als 
spezielleres Recht Vorrang vor dem 
sonst anzuwendenden § 72 Telekommu-
nikationsgesetz (Folgepflicht der Lei-
tungsträger beim Neubau von Straßen). 
 
Durch die Planung wird eine Neuverle-
gung von Telekommunikationsleitungen 
im Bereich der neuen Straße Westbahn-
hof erforderlich. 
 
Grundsätzlich besteht im vorliegenden 
Fall ein Kostenerstattungsanspruch, da 
die Baumaßnahme (Neubau der Straße 
Westbahnhof) sanierungsbedingt ist. Än-
derungen von Einrichtungen in förmlich 
festgelegten Sanierungsgebieten, die der 
öffentlichen Versorgung dienen, gelten 
somit als Ordnungsmaßnahme. Die 







- 2 - 
 
Durchführung von Ordnungsmaßnahmen 
ist Aufgabe der Gemeinde. Allerdings ist 
beim Verlust der bestehenden Leitungen 
die aktuell bestehende Restnutzungs-
dauer dem Vorteil der Leistungsfähigkeit 
und der längeren Restnutzungsdauer 
eines neuen Leitungssystems gegenüber 
zu stellen. Die Höhe des eventuellen 
Kostenerstattungsanspruchs ist deshalb 
im Rahmen einer Vorteilsausgleichsbe-
rechnung zu ermitteln. Diese Berechnung 
wird im Verlauf der Ausführungsplanung 
und der weiteren Abstimmungen mit den 
Leitungsträgern vorgenommen. 
 
Eine ev. zu zahlende Entschädigung 
würde den Kosten der Straßenbaumaß-
nahme zuzuordnen sein und ebenfalls 
über EFRE-Mittel finanziert. 
 


Zur zukünftigen Entwicklung möchten wir 
folgendes anmerken: 
 
Zur telekommunikationstechnischen Ver-
sorgung des Planbereichs, der neu zu 
errichtenden Gebäude, durch die Deut-
sche Telekom AG ist die Verlegung neu-
er Telekommunikationslinien erforderlich. 
Leider stehen dazu die erforderlichen 
Leitungen nicht zur Verfügung, so dass 
zur Durchführung unserer Kabelverle-
gungsarbeiten gegebenenfalls bereits 
ausgebaute Straßen wieder aufgebro-
chen werden. 
 


 
 
 
Aus der Stellungnahme geht nicht hervor, 
aus welchem Bereich die bereits ausge-
bauten Straßen „gegebenenfalls“ wieder 
aufgebrochen werden müssen. Die vor-
handenen Telekommunikationsleitungen 
in der Hugo-Luther-Straße und der Büch-
nerstraße können erhalten bleiben. In der 
Verlängerung der Büchnerstraße sind 
neue Telekommunikationsleitungen zu 
legen. Lediglich im Bereich der Straße 
Westbahnhof sind alte Leitungen durch 
neue Leitungen zu ersetzen. Bei der 
Straße Westbahnhof handelte es sich 
bisher jedoch nur um eine nicht öffentli-
che gewidmete Privatstraße. 
Weitere Abstimmungen erfolgen im 
Rahmen der üblichen Koordinierung der 
Straßenbaumaßnahmen mit den Lei-
tungsträgern. 
 


Wir machen daher darauf aufmerksam, 
dass eine wirtschaftliche unterirdische 
Versorgung des Neubaugebietes durch 
die Deutsche Telekom AG nur bei Aus-
nutzung aller Vorteile einer koordinierten 
Erschließung möglich ist. Wir bitten da-
her, folgendes sicherzustellen: 


 


Eine Koordinierung der Tiefbaumaßnah-
men für Straßenbau und Leitungsbau 
wird regelmäßig durch die Stadt Braun-
schweig organisiert. 
Die Stellungnahme wird an die zuständi-
ge Dienststelle zur Kenntnis und Beach-
tung übermittelt. 
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• dass für den Ausbau des Telekommu-


nikationsliniennetzes im Erschlie-
ßungsgebiet eine ungehinderte, un-
entgeltliche und kostenfreie Nutzung 
der künftigen Straßen und Wege mög-
lich ist, 
 


Die unentgeltliche Nutzung von öffentli-
chen Verkehrsflächen ist im Telekommu-
nikationsgesetz geregelt.  
Festlegungen hierzu sind durch den Be-
bauungsplan nicht steuerbar. 
. 


• dass auf den gemeinsamen Privatwe-
gen (Eigentümerwegen) ein Leitungs-
recht zugunsten der Deutschen Tele-
kom AG als zu belastende Fläche 
festzusetzen entsprechend § 9 (1) Zif-
fer 21 BauGB eingeräumt wird, 
 
 
 


Im Bebauungsplan sind an zwei Stellen 
Privaterschließungen als Flächen mit ei-
nem Geh- Fahr- und Leitungsrecht zu-
gunsten der Anlieger und der Träger der 
Ver- und Entsorgung festgesetzt. Es 
handelt sich um das Grundstück West-
bahnhof 6-9 und Teile des ehemaligen 
städt. Betriebshofes, die bereits veräu-
ßert wurden. Hier ist die Notwendigkeit 
einer Privaterschließung bekannt und 
wird deshalb gesichert. Ob es in Zukunft 
weitere Privatwege zur Erschließung von 
Hinterliegergrundstücken geben wird, ist 
nicht bekannt. Im Falle weiterer Grund-
stücksteilungen können erforderliche Lei-
tungstrassen auch im Grundbuch gesi-
chert werden, wie dies in solchen Fällen 
üblich ist. 
 


• dass eine rechtzeitige Abstimmung der 
Lage und der Dimensionierung der 
Leitungszonen vorgenommen wird und 
eine Koordinierung der Tiefbaumaß-
nahmen für Straßenbau und Leitungs-
bau durch den Erschließungsträger er-
folgt, d. h. für den rechtzeitigen Aus-
bau des Telekommunikationsnetzes 
sowie die Koordinierung mit dem Stra-
ßenbau und den Baumaßnahmen der 
anderen Leitungsträger ist es notwen-
dig, dass Beginn und Ablauf der Er-
schließungsmaßnahmen im Be-
bauungsplangebiet der Deutschen Te-
lekom AG, T-Com, Technische Infra-
struktur Niederlassung Nordwest, Res-
sort PTI 23, Friedrich-Seele-Straße 7, 
38122 Braunschweig so früh wie mög-
lich, mindestens 4 Monate vor Baube-
ginn, schriftlich angezeigt werden. 


 


Eine Koordinierung der Tiefbaumaßnah-
men für Straßenbau und Leitungsbau 
wird regelmäßig durch die Stadt Braun-
schweig organisiert. 
Die Stellungnahme wird an die zuständi-
ge Dienststelle zur Kenntnis und Beach-
tung übermittelt. 
 
 


Sollten Veränderungen oder Verlegungen 
der vorhandenen Telekommunikationsli-
nien der Deutschen Telekom AG not-
wendig werden, so bitten wir Sie, sich so 
früh wie möglich, mindestens 3 Monate 


Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. 
Die Stellungnahme wird an die zuständi-
ge Dienststelle zur Kenntnis und Beach-
tung übermittelt. 
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vor Baubeginn mit der Deutschen Tele-
kom AG, T-Com, PTI 23, Friedrich-Seele-
Straße 7, 38122 Braunschweig in Ver-
bindung zu setzen, damit alle erforderli-
chen Maßnahmen (Bauvorbereitung, Ka-
belbestellung, Kabelverlegung usw.) 
rechtzeitig eingeleitet werden können. 
 
Bei der Bauausführung ist darauf zu ach-
ten, dass Beschädigungen an Telekom-
munikationslinien vermieden werden und 
aus betrieblichen Gründen (z. B. im Falle 
von Störungen) jederzeit der ungehinder-
te Zugang zu vorhandenen Telekommu-
nikationslinien möglich ist. Es ist deshalb 
erforderlich, dass sich die Bauausführen-
den über die zum Zeitpunkt der Bauaus-
führung vorhandenen Telekommunikati-
onslinien der Deutschen Telekom AG 
beim PTI 23 (T-Com, Technische Infra-
struktur Niederlassung Nordwest, Fried-
rich-Seele-Str. 7, 38122 Braunschweig) 
über die Lage informieren. Die Kabel-
schutzanweisung der Deutschen Tele-
kom AG ist zu beachten. 
 


 


Anbei unsere derzeitige TK-Struktur in 
diesem Bereich. 


Mit Ausnahme der vorhandenen Leitung 
in der bisherigen Straße Westbahnhof 
liegen die Leitungen entweder in geplan-
ten öffentlichen Verkehrs- oder Grünflä-
chen oder es handelt sich um Hausan-
schlüsse, die bestehen bleiben können. 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 
 


Schreiben von: BS/ENERGY, Braun-
schweiger Versorgungs-
Aktiengesellschaft & Co. KG, Tau-
benstraße 7, 38106 Braunschweig, 
vom 5. März 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


Allgemein 
Im bestehenden Abschnitt der Büchner-
straße sind keine Umbauarbeiten ge-
plant. Daher sind bei der Auswahl der 
Standorte der geplanten Straßenbäume 
die vorhandenen Versorgungsleitungen 
und Hausanschlüsse zu berücksichtigen. 
(Siehe Anlage „Versorgungskonzept 
Gas/Wasser“, Bereich D). 


 
Ein Umbau der Büchnerstraße ist zurzeit 
nicht geplant. Die angesprochenen Bäu-
me werden erst gepflanzt, wenn eine 
Straßenerneuerung erforderlich wird. 
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Stromversorgung 
Gegenüber dem Stand vom 3. Dezember 
2009 haben sich keine neuen Gesichts-
punkte ergeben. Weitere Anschlusswün-
sche wurden nicht bekannt. Die in unse-
rer Stellungnahme dargestellten Rah-
menbedingungen sowie die empfohlene 
Vorgehensweise zur Erschließung sind 
weiter gültig. 
 
Es gilt außerdem zu beachten: 
 


 
Die genannte Stellungnahme ist im An-
schluss wiedergegeben und behandelt 
(s.u.). 
 
 
 
 
 
 
 


• Die vorhandenen Kabelanlagen sowie 
deren Überwege sind zu berücksichti-
gen. 


 


Vom Grundstück Büchnerstraße 17 führt 
eine Stromleitung entlang des Jödebrun-
nens nach Norden über das Grundstück 
Münchenstraße 9 bis zur Münchenstra-
ße. Über diese Leitung werden verschie-
dene Grundstücke sowohl innerhalb als 
auch außerhalb des Geltungsbereiches 
mit Strom versorgt. Diese Leitung wird 
wegen ihrer Bedeutung mit einem Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des 
Trägers der Stromversorgung gesichert. 
 


• Die vorhandenen Stations- und KVS-
Standorte sind gesichert und werden 
beibehalten. 


(Siehe Anlage „Stromversorgung – Ver-
sorgungskonzept“) 
 


Die im Plangebiet vorhandenen 
4 Ortsnetzstationen werden im Be-
bauungsplan gesichert. Der neu geplante 
Standort für eine Ortsnetzstation in der 
neuen Straße Westbahnhof wird im Be-
bauungsplan entsprechend festgesetzt. 
 


Stellungnahme der BS/ENERGY vom 
3. Dezember 2009 zum Thema Strom 
 


 


Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes sind diverse Einrichtungen vorhan-
den, die im B-Plan berücksichtigt werden 
sollten. Teilweise sind Leitungsrechte für 
unsere Kabel mit den Grundstückseigen-
tümern abgeschlossen. Diese sind im B-
Plan durch Leitungsrechte abzusichern. 
 


Die vorhandenen Ortsnetzstationen wer-
den im Bebauungsplan gesichert. Die 
vorhandene Stromleitung vom Grund-
stück Büchnerstraße 17 zur Mün-
chenstraße wird wegen Ihrer Bedeutung 
ebenfalls gesichert (s.o.). Sonstige Lei-
tungen auf Privatgrundstücken werden 
nicht gesichert, da sich aufgrund der 
neuen Straßenerschließungen und der 
damit verbundenen geänderten Grund-
stückszuschnitte Veränderungen ergeben 
werden. Bezüglich vorhandener An-
schlussleitungen auf Privatgrundstücken 
reichen die bisherigen privatrechtlichen 
Sicherungen aus. 
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Im Bereich Westbahnhof und im Gebiet 
östlich des Jödebrunnens ist teilweise 
keine öffentliche Versorgung vorhanden. 
Einige Gebäude werden über Privatkabel 
versorgt, über deren Lage wir keine In-
formationen besitzen. 
 


Mit den geplanten Straßenneubauten 
werden neue Stromleitungen verlegt wer-
den, so dass die leitungsgebundene Ver-
sorgung vervollständigt werden kann. 
 
 


Westlich des Jödebrunnens wird wegen 
der geplanten Verdichtung eine Ortsnetz-
station erforderlich. Wenn der Leistungs-
bedarf des Betriebshofes feststeht, kann 
entschieden werden, ob die Leistung an 
unserer Trafostation ST 363 zur Verfü-
gung gestellt werden kann oder eine 
neue Kundenstation erforderlich wird. 
 


Eine Rückfrage bei der BS/Energy ergab, 
dass die eventuell zusätzlich erforderliche 
Ortsnetzstation auf dem Grundstück des 
Betriebshofes an der neuen Straße 
Westbahnhof untergebracht werden soll. 
(Die Bezeichnung „westlich des Jödeb-
runnens“ war in dieser Beziehung etwas 
unpräzise.) Diese Station war bereits im 
Bebauungsplanentwurf für die Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4(2)  
BauGB enthalten. Eine Änderung des 
Bebauungsplanes wurde somit nicht er-
forderlich.  
 


Gas- und Wasserversorgung 
Gegenüber dem Stand vom 3. Dezember 
2009 haben sich keine neuen Gesichts-
punkte ergeben. Weitere Anschlusswün-
sche wurden nicht bekannt. Die in unse-
rer Stellungnahme dargestellten Rah-
menbedingungen sowie die empfohlene 
Vorgehensweise zur Erschließung sind 
weiter gültig. 
Es gilt außerdem zu beachten: 


 


 
Die genannte Stellungnahme ist im An-
schluss wiedergegeben und behandelt 
(s.u.) 
 
 
 
 
 
 
 


• In der Gehwegverbindung ausgehend 
von Am Jödebrunnen bis zur Büch-
nerstraße bitten wir Sie, ein Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten 
der Träger der Versorgung einzutra-
gen. (Siehe Anlage „Versorgungskon-
zept Gas/Wasser“, Bereich A) 


 


„Bereich A“: Hierbei handelt es sich um 
die öffentliche Grünfläche entlang der 
A 391. Hier liegen sowohl eine Gas- als 
auch eine Wasserleitung. Der Be-
bauungsplan übernimmt diese Leitungs-
trassen nachrichtlich. 
 


• Im weiteren Verlauf des Gehweges ist 
ein Leitungsrecht für die Stromversor-
gung eingetragen. Da hier auch Gas- 
und Wasserversorgungsleitungen ver-
legt sind, müsste das Leitungsrecht 
auf diese Medien ausgeweitet werden. 
(Siehe Anlage „Versorgungskonzept 
Gas/Wasser“, Bereich B) 


„Bereich B“: Es handelt sich hierbei um 
den Verbindungsweg zwischen geplanter 
Wendeanlage Büchnerstraße und Grün-
fläche an der A 391. Der Bebauungsplan 
übernimmt diese Leitungstrassen nach-
richtlich. 
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• An den markierten Punkten befinden 


sich zwei Gasdruckregelstationen. Sie 
sind für die Versorgung des Gebietes 
bestimmt. Wir bitten Sie, die Standorte 
im vorhandenen Bebauungsplan fest-
zusetzen. (Siehe Anlage „Versor-
gungskonzept Gas/Wasser“, Be-
reich C) 


 


„Bereich C“: Die beiden Gasdruckregel-
stationen, die an der A 391 liegen, wer-
den im Bebauungsplan gesichert. 
 
 


Schreiben der BS/ENERGY vom 
3. Dezember 2009 zum Thema 
Gas/Wasser 
 


 


Seitens der Gas- und Wasserversorgung 
bestehen zurzeit keine Planungsabsich-
ten. 
 


 


Westbahnhof: Durch die Verkleinerung 
des städtischen Betriebshofs wird die 
Trasse der bestehenden Wasserversor-
gung mit mehreren, lt. Bebauungsplan 
höherwertigen Büro- und Dienstleis-
tungsgebäuden überbaut. Dies würde 
eine Umlegung der vorhandenen Was-
serversorgungsleitung erforderlich ma-
chen. 
 


Zurzeit verläuft eine Wasserleitung auf 
dem Grundstück des städtischen Be-
triebshofes. Im Zuge des Neubaus der 
Straße Westbahnhof soll diese Wasser-
leitung aufgegeben und durch eine neue 
Wasserleitung innerhalb der neuen öf-
fentlichen Verkehrsfläche ersetzt werden. 
 
 


Büchnerstraße: In die zukünftige Lösch-
wasserversorgung des Gewerbegebietes 
sollte der Jödebrunnen inkl. einer 
Zuwegung für die Feuerwehr einbezogen 
werden. 
 


Der Jödebrunnen ist Natur- und Bau-
denkmal zugleich. Deshalb ist dieser Be-
reich gegenüber Nutzungsansprüchen 
besonders empfindlich. Aus Anlass die-
ser Stellungnahme der BS Energy wurde 
unter Beteiligung der Feuerwehr ein Kon-
zept zur Löschwasserversorgung entwi-
ckelt. Über eine entsprechende Führung 
und Dimensionierung der Wasserleitun-
gen wird der nötige Grundschutz gewähr-
leistet. Der darüber hinausgehende Ob-
jektschutz liegt in der Verantwortung der 
Grundstückseigentümer; soweit erforder-
lich, enthält die Baugenehmigung hierzu 
entsprechende Auflagen. Nur in absolu-
ten Notfällen kann auf Wasser aus dem 
Blumenteich (ggf. auch aus dem Jödeb-
runnen) zurückgegriffen werden. Blumen-
teich und Jödebrunnen sind damit aber 
keine offiziell vorzuhaltenden Löschwas-
serteiche. Im Rahmen der Ausführungs-
planung für die umgebenden Grünflä-
chen ist darauf zu achten, dass die Zu-
gänglichkeit für Notfälle gewährleistet ist 
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(keine Zufahrtsstraße). 
 


Die Versorgung der Gebäude Broitzemer 
Straße 35, 35 A, 35 C, 38 erfolgt vermut-
lich intern über Privatleitungen, deren 
Lage und Dimension nicht bekannt sind. 
 
 
 


Die Grundstücke Broitzemer Straße 35, 
35 A, 35 C und 38 werden künftig über 
die Verlängerung der Büchnerstraße 
besser erschlossen. Im Zuge von Neu- 
und Umbaumaßnahmen ergibt sich so 
die Möglichkeit eines besseren An-
schlusses an Leitungen der Ver- und 
Entsorgung. 
 


Betriebstelefon 
Durch den Bebauungsplan ergeben sich 
keine Veränderungen an den vorhande-
nen Anlagen, parallel zu der 20 kV 
Stromleitung liegt ein Fernmeldekabel im 
Bereich der Planverlängerung des West-
bahnhofs. Die vorhandenen Kabelanla-
gen sowie deren Überwege sind zu be-
rücksichtigen. (Siehe Anlage „Bestand 
Fernmeldekabel“). 
 


Parallel zur geplanten Straße Westbahn-
hof einschließlich der Planstraße A liegt 
ein Fernmeldekabel der BS/ENERGY. 
Soweit dieses Kabel in seiner heutigen 
Lage nicht bleiben kann, so wird es in 
den öffentlichen Verkehrsflächen neu 
verlegt.  


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Die Trassen für vorhandene Leitungen 
außerhalb von öffentlichen Verkehrsflä-
chen wurden in den Bebauungsplan 
nachrichtlich übernommen. Die geforder-
ten Standorte für Ortsnetzstationen wur-
den im Bebauungsplan festgesetzt. Diese 
Änderungen waren bereits zum Ausle-
gungsbeschluss im Bebauungsplan ent-
halten. 
 
 


Schreiben von: Industrie- und Han-
delskammer Braunschweig, Bra-
bandtstraße 11, 38100 Braunschweig, 
vom 4. März 2010 
 


Stellungnahme der Verwaltung 


Mit Schreiben vom 08.02.10 haben Sie 
uns um Stellungnahme zum Entwurf des 
Bebauungsplanes WI 83 „Westbahnhof“ 
gebeten. Im Zuge dieser Bebauungspla-
nung soll die Verkehrsanbindung des 
Gewerbegebietes Büchnerstraße geän-
dert werden. Bereits im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung der Träger öffent-
licher Belange hatte die IHK Braun-
schweig mit Schreiben vom 11.12.08 Kri-
tik an der vorgesehenen Anbindungslö-
sung geübt und eine direkte Einbezie-


In der Informationsveranstaltung am 
26. Januar 2010 lehnten nicht alle Teil-
nehmenden die geplante Verkehrser-
schließung eindeutig ab. 
 
Darüber hinaus war im Rahmen der früh-
zeitigen Bürgerbeteiligung gemäß 
§ 3 (1) BauGB am 28. Januar 2010 eine 
eindeutige Zustimmung der Anwesenden 
zur vorgestellten Verkehrsanbindung 
festzustellen. 
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hung der betroffenen Gewerbetreibenden 
angeregt. Dies führte zu einer Informati-
onsveranstaltung, die am 26.01.10 im 
Hause der IHK stattfand. Als Quintessenz 
dieser Veranstaltung war festzuhalten, 
dass die von der Stadt Braunschweig 
geplante Anbindungslösung für das Ge-
werbegebiet Büchnerstraße von den dort 
ansässigen Gewerbetreibenden einhellig 
abgelehnt wird. Vor diesem Hintergrund 
hatten wir die städtischen Planungs-
vorstellungen zur Anbindung des Gewer-
begebietes Büchnerstraße mit Schreiben 
vom 02.02.10 nochmals heftig kritisiert. 
Ungeachtet dessen ist die von der Wirt-
schaft kritisierte Anbindungslösung in den 
hier zu bewertenden aktuellen Planunter-
lagen unverändert enthalten. 
 


 


Bisher ist das Gewerbegebiet Büchner-
straße verkehrlich über die Hugo-Luther-
Straße angebunden. Um die Hugo-
Luther-Straße von gewerblichem Verkehr 
zu entlasten, beabsichtigt die Stadt 
Braunschweig, das Gewerbegebiet 
Büchnerstraße künftig an die München-
straße anzubinden. Hierzu wurden ver-
schiedene Anbindungsvarianten unter-
sucht. Die seitens der Stadt favorisierte 
Variante 2 würde das Gewerbegebiet 
Büchnerstraße über eine langwierige und 
verwinkelte Straßenführung zunächst 
einmal unter der Münchenstraße hin-
durch an die Broitzemer Straße, und von 
dort über den Pippelweg an die Mün-
chenstraße anschließen. Aus Sicht der 
betroffenen Wirtschaft ist eine solche 
Lösung nicht akzeptabel! 
 
 
 
 
 
 
 
 


Eine ausführliche Darstellung der unter-
suchten Verkehrsvarianten, der jeweili-
gen Vor- und Nachteile sowie der Grün-
de, die zur Festsetzung der Variante 2 im 
Bebauungsplan führen, ist in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan, Kapitel 5.5 
„Öffentliche Verkehrsflächen“ dargestellt. 
 
Dabei ist festzustellen, dass es sich bei 
dem Bereich um einen historisch ge-
wachsenen Gewerbestandort an einem 
ehemaligen Industriegleis handelt, der 
dadurch in Bezug auf seine stadtstruktu-
relle Lage und seine Erschließung nach 
heutigen Maßstäben nicht optimal ist. 
Von daher können hier nicht die gleichen 
Maßstäbe angelegt werden, wie man sie 
heute an einen neu entwickelten Gewer-
bestandort anlegen würde. 
 
Die beschriebene künftige Verkehrsfüh-
rung der Variante 2 unter der Mün-
chenstraße durch über Broitzemer Straße 
und Pippelweg zur Münchenstraße wird 
bereits heute von den Gewerbebetrieben 
im nördlichen Planbereich genutzt (Broit-
zemer Straße 38, Broitzemer Straße 35, 
35 A, 35 C). 
 
Demgegenüber ist die Führung der Vari-
ante 4 über das Gelände der Gartenkolo-
nie Westbahnhof direkter, die Orientie-
rung leichter. Die Orientierbarkeit bei Va-
riante 2 kann jedoch durch eine eindeuti-
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ge Beschilderung als „Gewerbegebiet 
Büchnerstraße/Westbahnhof“ im Bereich 
der Einmündung der Straße Pippelweg in 
die Münchenstraße erleichtert werden. 
 


So würde diese Anbindung dem Ver-
kehrsgutachter zufolge jede einzelne 
Fahrt in das Gewerbegebiet oder aus 
dem Gewerbegebiet um 470 Meter ver-
längern. Damit einher gehen entspre-
chende Zeitverluste und Verkehrsemissi-
onen, die – insbesondere über die vo-
raussichtlich jahrzehntelange Nutzungs-
dauer der Anbindung hinweg betrachtet – 
ebenso beträchtlich wie unnötig ausfal-
len. 
 


Der gegenüber der Variante 4 längere 
Fahrweg ist in Anbetracht der üblichen 
Fahrdistanzen von Gewerbeverkehr pro-
zentual zu vernachlässigen. Darüber hin-
aus tritt in Bezug auf die durchschnittliche 
Fahrzeit gegenüber dem heutigen Zu-
stand keine Verschlechterung ein, da die 
A 391 schneller zu erreichen ist. 
 


Hierzu kommt, dass die räumlichen Ver-
hältnisse an verschiedenen Abschnitten 
der kurvenreichen Variante 2 außeror-
dentlich beengt sind. Wie für Gewerbe-
gebiete üblich, wird das Gewerbegebiet 
Büchnerstraße aber von großen Last-
kraftwagen und Tanklastzügen angefah-
ren. Aufgrund der räumlichen Enge und 
der verwinkelten Verkehrsführung steht 
zu erwarten, dass der Gewerbeverkehr 
künftig nicht mehr reibungslos und zügig 
von statten gehen kann.  
 


Die Überprüfung der vorhandenen Stra-
ßenquerschnitte und Kurvenradien an 
Broitzemer Straße und Pippelweg ergab, 
dass die räumlichen Verhältnisse ausrei-
chend sind für gewerblichen Verkehr. Die 
Einmündung der Planstraße A in die 
Broitzemer Straße wird den Erfordernis-
sen des Gewerbeverkehrs entsprechend 
ausgebaut. 
 
 
 
 


Zudem dürfte der gewerbliche Verkehr 
durch den zeitweise intensiven Publi-
kumsverkehr der an der Broitzemer Stra-
ße gelegenen Großdiskothek („Jolly Jo-
ker“) behindert werden 
 


Behinderungen durch den Publikumsver-
kehr der Großdiskothek „Jolly Joker“ 
können weitgehend ausgeschlossen 
werden, da die Zeiten des Gewerbever-
kehrs sich nicht mit den Zeiten des Publi-
kumsverkehrs der Diskothek decken. 
 


Die von der Stadt Braunschweig favori-
sierte Anbindungsvariante 2 wäre für die 
Gewerbetreibenden im Gewerbegebiet 
Büchnerstraße also mit einer Reihe von 
erheblichen Nachteilen gegenüber dem 
Status Quo verbunden. 
 


Die Erschließung aller gewerblichen Flä-
chen über die Variante 2 bedeutet ge-
genüber der heutigen zersplitterten und 
teilweise provisorischen Erschließung 
des Gewerbegebietes bereits eine deutli-
che Verbesserung; das Gebiet erhält eine 
eindeutige Adresse. Nachteile gegenüber 
dem Status Quo entstehen nicht.  
 


Wie in der Informationsveranstaltung am 
26.01.10 erläutert wurde, hätten diese 
Gewerbetreibenden die von ihnen aus-
drücklich abgelehnte Verkehrsführung 
nach Variante 2 zu allem Überfluss über 
Ausgleichsbeträge nach erfolgter Sanie-
rung im westlichen Ringgebiet auch noch 


Für Straßenbaumaßnahmen, die in förm-
lich festgelegten Sanierungsgebieten 
durchgeführt werden, fallen keine Stra-
ßenausbaubeiträge an. Jedoch wird am 
Ende der Sanierungsmaßnahme gemäß 
§ 154 BauGB der sogenannte sanie-
rungsrechtliche Ausgleichsbetrag für die 
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selbst mitzufinanzieren. 
 


Eigentümer im Sanierungsgebiet fällig. 
Mit dem Ausgleichsbetrag wird die Bo-
denwertsteigerung abgeschöpft, die sich 
aus allen Maßnahmen der städtebauli-
chen Sanierung ergibt. 
Die Höhe des Ausgleichsbetrages wird 
für jeden Eigentümer/jedes Grundstück 
individuell berechnet und kann zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht pauschal benannt 
werden. Eine mögliche Wertsteigerung 
ergibt sich im Bereich des hier überplan-
ten Gebietes aus sehr verschiedenen 
Maßnahmen zur Neuordnung des ge-
samten Gebietes. 
Hierzu gehören: die Verbesserung der 
gesamten Infrastruktur (verkehrliche An-
bindung, Erneuerung der technischen 
Infrastruktur), dadurch eine Neuordnung 
von untergenutzten Grundstücken und 
die Möglichkeit der Neuansiedlung von 
Betrieben, die Entwicklung von Gewerbe- 
und Bahnbrachen zu öffentlichen Grün- 
und Freiräumen und die Aufwertung des 
gesamten Gebietes Westbahnhof. Insge-
samt sollen für die Neuordnung des Ge-
bietes Westbahnhof 3,8 Mio. € Fördermit-
tel eingesetzt werden. 
 


Sofern die Stadt Braunschweig weiterhin 
daran festhält, die Hugo-Luther-Straße 
durch eine veränderte Anbindung des 
Gewerbegebietes Büchnerstraße vom 
gewerblichen Verkehr zu entlasten, wäre 
aus Sicht der betroffenen Wirtschaft ein-
zig die während der Informationsveran-
staltung am 26.01.10 vorgestellte Varian-
te 4 eine geeignete Basis. Während der 
Veranstaltung wurde diese Variante auch 
vom Verkehrsgutachter als die eindeutig 
beste verkehrliche Lösung bezeichnet 
(nachzulesen im inzwischen vorliegenden 
Verkehrsgutachten der WVI Prof. Dr. 
Wermuth Verkehrsforschung und Infra-
strukturplanung GmbH, Braunschweig). 
Dabei würde die Büchnerstraße über den 
Ringgleisweg hinaus verlängert und im 
Bereich der dort vorhandenen Kleingär-
ten von Süden her an die Münchenstraße 
anschließen. 


In der Tat hat der Verkehrsgutachter die 
Variante 4 aus rein verkehrlicher Sicht 
wegen der direkteren Führung zur Mün-
chenstraße empfohlen. Die Variante 2 
hat er wegen der relativ geringen Unter-
schiede in Bezug auf Fahrzeiten und Ki-
lometer jedoch ebenfalls als eine gute 
Lösung und als Verbesserung gegenüber 
der heutigen Situation bewertet. 
 
Diese Bewertung bezog sich jedoch auf 
die ausschließlich verkehrlichen Belange. 
Im Rahmen der planerischen Abwägung 
vom Bebauungsplan müssen auch ande-
re Belange in die Betrachtung einbezo-
gen werden (siehe unten). 
 
 
 
 
 
 


Im Unterschied zur vorgestellten Varian-
te 4 wird von der Wirtschaft allerdings 
eine möglichst direkte Straßenführung 


Es ist nachvollziehbar, wenn sich die 
Gewerbetreibenden für die verkehrlich 
beste Lösung aussprechen. In der plane-
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zur Münchenstraße ohne unnötige Kur-
venläufe (u. U. mit Inanspruchnahme von 
Teilen des ehemaligen Sichler-
Grundstücks) präferiert. Nur auf diese 
Weise würde zeitraubender und emissi-
onsträchtiger Umwegverkehr vermieden 
und tatsächlich eine Verbesserung der 
Anbindungsqualität des Gewerbegebie-
tes Büchnerstraße eintreten. 
 


rischen Abwägung sind aber die übrigen 
Belange (s.u.: stadtstrukturelle Gliede-
rung, Schutz und Erhalt von öffentlichen 
Grünfläche, Ringgleisweg und Kleingar-
tenflächen, Kosten und Umsetzbarkeit) 
angemessen zu berücksichtigen. 


Bei der bisherigen, auf Anbindungsvari-
ante 2 basierenden Planung werden die 
Belange der zahlreichen Gewerbebetrie-
be im Gewerbegebiet Büchnerstraße mit 
ihren mehreren Hundert Beschäftigten 
eindeutig hintangestellt. Stattdessen ste-
hen die Interessen der Wohnbevölkerung 
an der Hugo-Luther-Straße, der Klein-
gärtner sowie Aspekte der Freiraumpla-
nung im Vordergrund. Dies stellt aus 
Sicht der IHK Braunschweig keine ange-
messene Gewichtung dar und macht die 
Gewerbetreibenden im Gewerbegebiet 
Büchnerstraße zu den Leidtragenden 
städtischer Planungsvorstellungen. Um 
eine derartige Benachteiligung zu ver-
meiden, treten wir mit Nachdruck dafür 
ein, die Interessen der Gewerbebetriebe 
im Gewerbegebiet Büchnerstraße inner-
halb des Bebauungsplanverfahrens 
„Westbahnhof“ angemessen zu berück-
sichtigen. Dies kann nur durch Anwen-
dung einer optimierten Anbindungsvari-
ante 4 erfolgen. Auch diese Variante ent-
lastet die Wohnbevölkerung an der Hugo-
Luther-Straße vom gewerblichen Ver-
kehr. Es müssten hierfür lediglich Flä-
chen einiger weniger Kleingärtner in An-
spruch genommen und die städtische 
Freiraumplanung entlang des Ringgleises 
überarbeitet werden (Grünflächen, inter-
kulturelle Gärten, Jugendplatz etc. könn-
ten etwa in den Bereich Westbahn-
hof/Städtischer Betriebshof verschoben 
werden, die auch direkt den Bewohnern 
der Hugo-Luther-Straße zugute kämen). 
 


Gemäß § 1 (7) BauGB sind bei der Auf-
stellung der Bauleitpläne die öffentlichen 
und privaten Belange gegeneinander und 
untereinander gerecht abzuwägen. 
 
Im vorliegenden Fall werden die Belange 
der Gewerbebetreibenden nicht wie vor-
getragen „eindeutig hintangestellt“. Die 
geplanten Veränderungen der Erschlie-
ßung durch die Straßenneubaumaßnah-
men und die eindeutige Führung nach 
Norden Richtung Münchenstraße bedeu-
tet insgesamt eine deutliche Verbesse-
rung der Verkehrserschließung gegen-
über dem heutigen Zustand. Durch die 
Zusammenführung von Büchnerstraße 
und Westbahnhof zu einer einzigen An-
bindung kann die „Adresse“ des Gewer-
begebietes gestärkt werden. Mit Aus-
nahme der bestehenden bereits er-
schlossenen Gewerbegrundstücke an der 
Büchnerstraße werden die übrigen 
Grundstücke mit Umsetzung der Planung 
erstmalig adäquat an ein öffentliches 
Straßen- und Leitungsnetz angebunden. 
 
In die Abwägung sind jedoch auch ande-
re öffentliche und private Belange zu be-
rücksichtigen, wie z. B. die Interessen der 
Wohnbevölkerung an der Hugo-Luther-
Straße, der Kleingärtner sowie Aspekte 
der Freiraumplanung. 
 
Der Schutz der Wohnbevölkerung an der 
Hugo-Luther-Straße kann sowohl durch 
die Variante 2 als auch durch die Varian-
te 4 gleichermaßen erfüllt werden. Dies-
bezüglich gibt es keine Unterschiede. 
 
Die Kleingärtner der Gartenkolonie 
Westbahnhof würden jedoch bei Umset-
zung der Variante 4 zusätzlich mit Ver-
kehr und Lärm belastet. Aufgrund der 
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Höhenlage der Münchenstraße müsste 
die Straße im Bereich der Kleingärten in 
Dammlage liegen und würde somit auch 
nicht zu einer Verbesserung der Er-
schließung der Kleingärten herangezo-
gen werden können. 
 
Besonders nachteilig wirkt sich die 
Durchschneidung des gesamtstädtisch 
bedeuteten Ringgleisweges und der da-
ran angeschlossenen geplanten öffentli-
chen Grünflächen aus. Dadurch werden 
wesentliche Planungs- und Sanierungs-
ziele unterlaufen. Durch die Sanierungs-
programme „Soziale Stadt“ sowie „EFRE“ 
sollen neben der Verbesserung der Infra-
struktur auch die öffentlichen und priva-
ten Grünflächen gestärkt werden.  
 
Eine Verlegung dieser Grünflächen auf 
das Gelände des städtischen Betriebsho-
fes kann nicht vorgesehen werden. Eine 
Verlagerung des städt. Betriebshofes ist 
aufgrund der damit verbundenen Kosten 
nicht möglich. Die vom Betriebshof ge-
räumten Grundstücke sollen bzw. wurden 
bereits als Gewerbegrundstücke veräu-
ßert, um den Gewerbestandort in diesem 
Bereich zu stärken. Dadurch wird das 
städtebauliche Ziel einer eindeutigen 
Trennung zwischen Gewerbegebiet west-
lich des Ringgleisweges und Freizeitnut-
zungen östlich des Ringgleisweges um-
gesetzt.  
 
Hinzu kommen die erheblich höheren 
Kosten der Variante 4. Folgende Maß-
nahmen führen zu Mehrkosten gegen-
über der Variante 2: der zusätzlicher 
Straßenbau, eine 2,5 m hohe Lärm-
schutzwand zum Schutz der Kleingärten, 
eine aufwändige Straßenentwässerung, 
Ausgleichsmaßnahmen, Grunderwerb, 
die Entschädigung der Kleingärten, die 
Gestaltung und Pflege der entstehenden 
Restflächen zwischen Münchenstraße 
und der neuen Straße etc. Diese Zusatz-
kosten können nicht aus dem Fördertopf 
„EFRE“ finanziert werden. Insofern wäre 
die Umsetzung der Planung in absehba-
rer Zeit nicht gesichert. Damit wäre ein 
wesentliches Planungsziel verfehlt. 
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Wie wir erfahren haben, hat die Stadt 
Braunschweig in Reaktion auf die eindeu-
tigen Meinungsäußerungen im Zuge der 
Informationsveranstaltung am 26.01.10 
und auf unser Schreiben vom 02.02.10 
beschlossen, zu prüfen, ob bei den 
Kleingärtnern Verkaufsbereitschaft in Be-
zug auf die zur Umsetzung der Anbin-
dungsvariante 4 notwendigen Flächen 
besteht. Die Bereitschaft der Stadt, die 
Realisierungsmöglichkeiten dieser An-
bindungslösung zu eruieren, begrüßen 
wir ausdrücklich. Wir ersuchen die Stadt, 
die Verhandlungen mit den Kleingärtnern 
frühzeitig, ernsthaft, nachdrücklich und 
zielgerichtet auf eine Umsetzung der An-
bindungslösung auf Grundlage von Vari-
ante 4 zu führen. Darüber hinaus bitten 
wir herzlich um rechtzeitige Information 
zum Verhandlungsstand mit den Klein-
gärtnern. 
 


Die Stadt Braunschweig hat das Bundes-
eisenbahnvermögen als Eigentümerin 
der Kleingartenanlage Gartenkolonie 
Westbahnhof um ihre Verkaufsbereit-
schaft gefragt. Als Antwort wurde mitge-
teilt, dass eine Verkaufsbereitschaft be-
stünde, wenn die Stadt die gesamte Gar-
tenkolonie aufkaufen würde. Aus Sicht 
der Stadt kann einer solchen Forderung 
nicht nachgekommen werden, da weder 
die finanziellen Mittel noch die Notwen-
digkeit für den Erwerb einer weiteren 
Kleingartenanlage besteht. 


Abschließend plädieren wir nochmals mit 
Nachdruck dafür, das eindeutige Votum 
der zahlreichen Unternehmen und Ge-
werbetreibenden im Gewerbegebiet 
Büchnerstraße zugunsten einer optimier-
ten Anbindungsvariante 4 zur Grundlage 
der weiteren Planungen im Bebauungs-
plangebiet „Westbahnhof“ zu machen. 


Am 22. Juni 2010 beschloss der Rat der 
Stadt Braunschweig die Verkehrsführung 
gemäß Variante 2 über Broitzemer Stra-
ße und Pippelweg zur Münchenstraße als 
Sanierungsziel. Die IHK wurde vor der 
Ratssitzung über den entsprechenden 
Beschlussvorschlag der Verwaltung in-
formiert. 
 


 Vorschlag der Verwaltung 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 
 


Schreiben von: Niedersächsische 
Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr, Geschäftsbereich Hannover, 
Dorfstraße 17–19, 30519 Hannover, 
vom 4. März 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Durch das o. g. Vorhaben werden die 
Belange der in der Zuständigkeit der Nie-
dersächsischen Landesbehörde für Stra-
ßenbau und Verkehr, Geschäftsbereich 
Hannover liegenden Autobahn A 391 be-
rührt. 
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Ich kann dem Vorhaben zustimmen, weil 
die gesetzlich festgesetzte Bauverbots-
zone der A 391 (gem. § 9 FStrG 40 m 
gemessen vom Fahrbahnrand der Auto-
bahn; gilt auch für Anschlussstellenram-
pen) beachtet wird. 
 


 


Ich kann dem geplanten Bebauungsplan 
außerdem jedoch nur zustimmen, wenn 
die grundsätzlichen Regelungen zu Wer-
beanlagen an Autobahnen aus dem All-
gemeinen Rundschreiben ARS 32/2001 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS) beachtet 
werden, d. h. 
 
• Werbeanlagen nur am Ort der  


Leistung 
• Höhe der Werbeanlagen in der Regel 


max. 20m 
• keine Prismenwendeanlagen 
• keine Lauflichtbänder 
• keine Rollbänder 
• keine Filmwände 
• u. a. 
 
Diese Kernaussagen des ARS 32/2001 
bitte ich als nachrichtlichen Hinweis in 
den Planentwurf aufzunehmen, um durch 
eine klare Aussage zur Genehmigungs-
fähigkeit von Werbeanlagen im Einfluss-
bereich der Autobahn, den Verwaltungs-
aufwand bei der Bearbeitung von Bauge-
suchen bereits im Vorfeld zu verringern 
und die Verkehrssicherheit auf den ver-
kehrsreichen Autobahnen zu gewähr-
leisten. 
 


Der geforderte Hinweis auf das genannte 
Rundschreiben wird in den Bebauungs-
plan aufgenommen. Dieser Hinweis ist 
sinnvoll, da die zugrunde liegenden stra-
ßenrechtlichen Vorschriften über die ei-
gentliche „Bauverbotszone“ von 40,0 m 
und im Einzelfall sogar über die „Baube-
schränkungszone“ von 100,0 m hinaus 
gehen. Generell müssen Werbeanlagen, 
die sich auf den Verkehr auf der A 391 
auswirken können, im Einzelfall geprüft 
werden. Diese Prüfung wird durch die 
städtische Bauaufsicht durchgeführt; die 
Nieders. Landesbehörde für Straßenbau 
wird bei Anträgen auf die Genehmigung 
von entsprechenden Werbeanlagen be-
teiligt. 


Ich weise vorsorglich darauf hin, dass der 
Bund als Straßenbaulastträger der A 391 
für das Plangebiet im Nahbereich der 
verkehrsreichen Autobahn keinerlei An-
sprüche auf zusätzliche Lärmschutzmaß-
nahmen übernehmen wird. 
 


Ansprüche auf zusätzliche Lärmschutz-
maßnahmen entstehen durch die Pla-
nung nicht. 


Bezugnehmend auf Ihre Fragestellung 
nach der weitergehenden Nutzung der 
gesetzlichen Bauverbotszone für den ge-
planten Wendehammer der Büchnerstra-
ße möchte ich anregen, mindestens ei-
nen Abstand von 10 m zum heutigen Bö-


Aufgrund des geforderten Abstandes 
zwischen Böschungsfuß des Autobahn-
damms und des neuen Wendeplatzes 
Büchnerstraße wird auf eine Verschie-
bung nach Süden verzichtet, da dann 
nicht nur das Gebäude Büchnerstraße 1, 
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schungsfuß des Autobahndammes zu 
halten, um einen möglichen verkehrsge-
rechten Ausbau der Autobahn im Bereich 
der nahen Anschlussstellenrampe auch 
zukünftig gewährleisten zu können. 


sondern zusätzlich das Grundstück Hu-
go-Luther-Straße  34 C in Anspruch ge-
nommen werden müsste, so dass sich 
durch eine Verschiebung keine Vorteile 
ergeben würden. 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Hinweis zum Rundschreiben über 
Werbeanlagen an Autobahnen wurde 
bereits zum Auslegungsbeschluss aufge-
nommen. 
 
 


Schreiben von: Polizeiinspektion 
Braunschweig, PK Süd, Friedrich-
Voigtländer-Straße 41, 38104 Braun-
schweig, vom 12. März 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


Dazu einige Anregungen oder Vorschlä-
ge: 
Da die Straße „Westbahnhof“ ja nur noch 
von Fußgängern und Radfahrern benutzt 
werden kann, bitte an den Rückbau der 
Einmündung „Arndtstraße/Westbahnhof“ 
denken. 
 
Eine Anrampung für Fahrradfahrer/ 
Fußgänger (einseitig würde reichen) aus 
Richtung Münchenstraße halte ich für 
sinnvoll. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


 
 
Dieser Rückbau wird im Rahmen des 
Ausbaus der Straße Westbahnhof erfol-
gen. 
 
 
 
Eine direkte Zufahrt für Fahrradfahrer/ein 
direkter Zugang für Fußgänger von der 
Münchenstraße in das Plangebiet ist we-
gen der Höhenverhältnisse nur schwer zu 
verwirklichen und deshalb nicht Gegen-
stadt von Festsetzungen dieses Be-
bauungsplanes. 
Eine Fahrradfahrer- und Behindertenge-
rechte Rampe wäre allenfalls im Bereich 
der Böschung zum Blumenteich hin mög-
lich. Sie wäre jedoch mit sehr hohen bau-
lichen Aufwand und damit mit sehr hohen 
Kosten verbunden. Zudem würde dann 
fast die gesamte Bepflanzung der Bö-
schung entfallen. Etwas weniger aufwän-
dig wäre ein Treppe von der Mün-
chenstraße auf der Ostseite des Ring-
gleisweges zum Bereich Blumenteich, die 
jedoch in der Nutzbarkeit eingeschränkt 
wäre. Diese und eventuelle weitere Lö-
sungen sind mit den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes vereinbar, da sie öf-
fentliche Grün- und Verkehrsflächen be-
treffen. Eine Finanzierbarkeit vorausge-
setzt, kann eine Umsetzung zu einem 
späteren Zeitpunkt stattfinden. Ansons-
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Eine (aus meiner Sicht) deutliche Ver-
kehrsberuhigung für den Bereich Hugo-
Luther-Straße/Jahnstraße ließe sich er-
reichen, wenn im Rahmen einer Ein-
bahnstraßenführung (Ringverkehr) die 
Hugo-Luther-Straße nur noch in Richtung 
Arndtstraße zu befahren wäre. 
 
 
 
Vorwegweiser an der Münchenstraße (für 
das Industriegebiet Büchnerstraße) sind 
vorzusehen. 
 


ten bleiben die Zugangsmöglichkeiten 
von Norden über den Ringgleisweg, über 
Pippelweg und Broitzemer Straße sowie 
künftig über die Straße Jödebrunnen ent-
lang des Jödebrunnens. 
 
Dieser Vorschlag ist verkehrsbehördlich 
und verkehrstechnisch zu prüfen. Zu be-
denken ist dabei jedoch, dass sich das 
gewerbliche Verkehrsaufkommen mit 
Umsetzung des Bebauungsplanes deut-
lich reduzieren wird.  
Die Stellungnahme wird an die zuständi-
ge Dienststelle zur Kenntnis und Beach-
tung übermittelt.  
 
Die Stellungnahme wird an die zuständi-
ge Dienststelle zur Kenntnis und Beach-
tung übermittelt.  
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 
 


Schreiben von: Stadtentwässerung 
Braunschweig GmbH, Steinweg 26, 
38100 Braunschweig, vom 4. März 
2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Der Bebauungsplan Westbahnhof unter-
teilt sich in zwei Entwässerungsbereiche. 
 


 
 


Der östliche Teilbereich umfasst den 
Westbahnhof und hat insgesamt eine 
kanalisierte Einzugsfläche von 5,8 ha 
Grundstücks- und Straßenflächen zu 
entwässern. Die Entwässerung innerhalb 
des Gebietes wird von Mischsystem auf 
Trennsystem geändert. Es wird die Ent-
wässerungsplanung gemäß der Varian-
te 1 (Planung der SE/BS) weiterverfolgt. 
Die Planungsdarstellung liegt in Ihrem 
Hause bereits vor. Die Schmutzwasser-
ableitung in DN 200/250/500 Stz erfolgt 
im Freigefälle zum Vorflutpunkt Hugo-
Luther-Straße. 
Der Vorflutpunkt für das Niederschlags-
wasser ist ebenfalls in der Hugo-Luther-
Straße. Geplant ist innerhalb der öffentli-
chen Grünfläche 3 zwischen der Straße 
Westbahnhof und Ringgleis ein lang ge-


Mit dem östlichen Teilbereich sind die 
Bauflächen an der neuen Straße West-
bahnhof bis zur Einmündung in die Ver-
längerung der Büchnerstraße gemeint. 
 
Entsprechend den Erfordernissen der 
Stadtentwässerung wird im Bebauungs-
plan östlich der neuen Straße Westbahn-
hof ein Regenrückhaltebecken in der er-
forderlichen Größe festgesetzt. Details 
der Ausführung dieses Beckens inkl. 
Notüberlauf etc. werden im Rahmen der 
Ausführungsplanung des Rückhaltebe-
ckens und der angrenzenden öffentlichen 
Grünflächen beachtet. 
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strecktes RRB. Zur weiteren Rückhaltung 
wird zusätzlich ein Stauraumkanal von 
DN 1000 angeschlossen. Dieser leitet 
vorgeschaltet mit einer Drosselleitung 
das Regenwasser zur Hugo-Luther-
Straße ab. 
Für das geplante Regenrückhaltebecken 
ist gemäß der Besprechung vom 
29.09.2009 in Abstimmung mit der Unte-
ren Wasserbehörde und dem Ing.-Büro 
Dr. Pelzer und Partner (Beratende Inge-
nieure Geologen) die Aussage getroffen 
worden, dass das Becken am geplanten 
Standort „ungedichtet“ ausgeführt werden 
kann. 
Für den Notüberlauf wurde ein 30 jähri-
ges Regenereignis in Richtung Gleiskör-
per in Abstimmung mit der Unteren Was-
serbehörde zu Grunde gelegt. 
 
Der westliche Teilbereich des Plangebie-
tes mit 7,8 ha umfasst den Bereich zwi-
schen der Hugo-Luther-Straße, A 391, 
Münchenstraße und Kleingärten. 
Die Schmutzwasserableitung erfolgt in 
Verlängerung der Büchnerstraße nach 
Nordosten über die Planstraße A bis zum 
Anschlusspunkt in der Blumenstraße. 
Das Niederschlagswasser führt ebenfalls 
über die Verlängerung der Büchnerstraße 
in Richtung Nordwesten zum Blumen-
teich. 
 


Mit dem westlichen Teilbereich sind die 
Flächen des Gewerbegebietes Büch-
nerstraße und im Bereich der Verlänge-
rung der Büchnerstraße bis zu r Unter-
querung der Münchenstraße gemeint. 
Die Hinweise werden im Rahmen der 
Ausführungsplanung berücksichtigt. 
In den Bebauungsplan wird die geplante 
Trasse der Schmutzwasserleitung von 
der Verlängerung der Büchnerstraße zur 
Blumenstraße durch die geplanten öffent-
lichen Günflächen nachrichtlich aufge-
nommen. 
 


Auf Grund der erzwungenen Anschluss-
höhe an den Blumenteich von minimal 
74,00 m NN unter dauerndem Einstau ist 
es nicht möglich, die komplette künftige 
Einzugsfläche über einen Kanal dem 
Blumenteich zuzuführen und dabei die 
notwendige Überstausicherheit von 1 mal 
in 5 Jahren zu gewährleisten. Das hat zur 
Folge, dass für alle Grundstücke in GE 1 
und GE 3 die zulässige Versiegelung pro 
Grundstück im Bauantrag/ 
Entwässerungsantrag festgelegt wird. 
Dies gilt auch für den GE 1-Bereich, wo 
die Regenwasserableitung zur Hugo-
Luther-Straße führt. 
Die zulässige Versiegelung wird so fest-
gelegt, dass die Überstausicherheit des 
Regenwasserkanals gewährleistet ist und 
somit keine Mehrbelastung der Schölke 


Nach Rücksprache mit der Stadtentwäs-
serung Braunschweig soll der Hinweis im 
Bebauungsplan folgendermaßen abge-
fasst werden: „In den Gewerbegebieten 
GE 1 und GE 3 wird der maximal zulässi-
ge Drosselabfluss im Rahmen der Ent-
wässerungsgenehmigung festgelegt.“. 
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erfolgt. 
In den textlichen Festsetzungen und 
Hinweisen ist unter Pkt. VIII der Wortlaut 
maximal 15 l/s pro ha Grundstücksfläche 
zu streichen. 
Der Textbaustein soll lauten: Im Gewer-
begebiet GE 1 und GE 3 wird die zulässi-
ge Versiegelung pro Grundstück gemäß 
Entwässerungsantrag festgelegt. 
 
 Vorschlag der Verwaltung: 


 
Im Bebauungsplan wurde bereits zum 
Auslegungsbeschluss die Schmutzwas-
serleitung zur Blumenstraße nachrichtlich 
übernommen. Der Hinweis über zu er-
wartende Beschränkungen des Drossel-
abflusses wurde ebenfalls bereits zum 
Auslegungsbeschluss aufgenommen. 
 
 


Schreiben von : Alba Braunschweig 
GmbH, Frankfurter Straße 251, 38122 
Braunschweig, vom 4. März 2010 
 


Stellungnahme der Verwaltung 
 


1. In dem aufgezeigten Bereich haben wir 
keine Planungsabsichten. 


2. Öffentliche Straßen-, Fahrrad- und 
Fußwegbereiche sind so zu gestalten, 
dass von der Anlage der Flächen und 
der Art des Belages ein maschinelles 
Reinigen mit einer Kehr-Saug-
maschine möglich ist (Fugenproblema-
tik). Die Fahrbahnbreiten sind für 
Fahrzeugbreiten von 2,50 m (auch in 
Kurven) zu bemessen. Bäume und 
Sträucher sind in den Zuwegen so zu 
beschneiden, dass die Aufbauten an 
den Entsorgungsfahrzeugen nicht be-
schädigt werden. 


3. Die Abfallbehälter (Papierkörbe und 
dergleichen) sind so zu platzieren, 
dass sie von Sammelfahrzeugen gut 
erreicht werden können. 


4. Für die Flächen für die Abfall- und 
Wertstoffsammlungen muss genügend 
Platz zum Aufnehmen dieser Stoffe 
und auch ebenso zum Rangieren zur 
Verfügung stehen. Siehe § 8, § 9 und 
§ 10 der Satzung über die Abfallent-
sorgung in der Stadt Braunschweig 
(Abfallentsorgungssatzung vom 


Die Hinweise wurden zur weiteren Be-
rücksichtigung im Rahmen der Ausfüh-
rungsplanung an den Fachbereich Tief-
bau und Verkehr weitergeleitet. 
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30. September 2008, Amtsblatt Nr.  16 
vom 7. Oktober 2008, S.  51). 


5. Es müssen keine Plätze für Wertstoff-
container vorgesehen werden. 


 Vorschlag der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 
 


Schreiben von: Einzelhandelsverband 
Harz-Heide e. V., Jasperallee 7, 38102 
Braunschweig, vom 5. März 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Wie bereits in unserem Schreiben vom 
05.03.2010 zur geplanten Aufhebungs-
satzung „Büchnerstraße“ (Az.: 61.12-
312/WI 102-B 33) zum Ausdruck ge-
bracht wurde, sind die Planungs- und 
Sanierungsziele für das Plangebiet für 
uns gut nachvollziehbar. 
 


 
Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. Die Planung wurde in Bezug 
auf die einzelhandelsrelevanten Festset-
zungen nach Eingang dieser Stellung-
nahme nicht mehr geändert. 


Gleichzeitig haben wir ausdrücklich her-
vorgehoben, dass bei der Anpassung des 
geltenden Planungsrechts aus dem Jahr 
1963 an zeitgemäße Standards für Ge-
werbegebiete unbedingt die Vorgaben 
und Beschränkungen des Zentrenkon-
zeptes Einzelhandel durch Ausschluss 
zentrenrelevanten Einzelhandels in den 
Gewerbegebieten zum Ausdruck ge-
bracht werden muss. 
 
Soweit dies aus den uns übermittelten 
Unterlagen ersichtlich ist, sich insbeson-
dere aus den textlichen Festsetzungen 
und Hinweisen zum Bebauungsplan mit 
Gestaltungsvorschrift „Westbahnhof“ 
(Stand: 19.01.2010) unter Buchstabe A 
Ziffer  1 Nummer 3 ergibt, dass insbe-
sondere bei der lediglich ausnahmsweise 
zulässigen Nutzung in den Gewerbege-
bieten GE 1 bis GE4 von Verkaufsflächen 
die Sortimente Lebensmittel und Geträn-
ke, Spielwaren, Literatur und Schreibwa-
ren, Radio- und TV-Geräte, Unterhal-
tungselektronik und Computer, Fotoarti-
kel und optische Geräte, Uhren und 
Schmuck, Bekleidung, Schuhe und Le-
derwaren, Drogerieartikel (Körper- und 
Haushaltspflegemittel), Haushaltsgeräte 
und –waren sowie Fahrräder ausge-
schlossen sind, dürfen die planerischen 
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Vorgaben das Ziel der Einhaltung des 
Zentrenkonzeptes Einzelhandel wahren. 
 
Soweit dies in den Planungen Berück-
sichtigung findet, bestehen unsererseits 
keine Einwendungen. 
 


 


 Vorschlag der Verwaltung 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 


Schreiben von: Braunschweig-Zukunft 
GmbH, Gründer Villa, Rebenring 33, 
38106 Braunschweig, vom 22. März 
2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


Die Wirtschaftsförderung begrüßt und 
unterstützt die Planungen zum Be-
bauungsplan „Westbahnhof WI 83“, mit 
dem insbesondere eine Anpassung des 
bestehenden Gewerbegebietes an zeit-
gemäße Standards erzielt werden soll 
und dessen textlichen Festsetzungen 
eine am Zentrenkonzept Einzelhandel 
orientierte Entwicklung des Gewerbege-
bietes ermöglichen. 
 


Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 


Hinsichtlich der Verkehrsführung zur An-
bindung des Gewerbegebietes und der 
verschiedenen Anbindungsvarianten wird 
auf die dahingehenden Beratungen und 
Festlegungen der Arbeitsgruppe Wirt-
schaftsförderung Bezug genommen. 


In der verwaltungsinternen „Arbeitsgrup-
pe Wirtschaftsförderung“ wurde über die 
Erschließungsvarianten 2 und 4 disku-
tiert. Eine abschließende Entscheidung 
wurde dort nicht getroffen. Die abschlie-
ßende Entscheidung ist der Ratsent-
scheidung über den Satzungsbeschluss 
vorbehalten. 
 
 


 Vorschlag der Verwaltung 
 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
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Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift 
Westbahnhof WI 83 
Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie sonstiger Stellen 
 
Erneute Beteiligung gemäß § 4 a (3) BauGB vom 27. Aug. bis 4. Okt. 2010 
 
 
Schreiben der Industrie- und Handels-
kammer, Postfach 3269, 38022 Braun-
schweig, vom 1. Okt. 2010 


Stellungnahme der Verwaltung 


 
Mit Schreiben vom 27.08.10 haben Sie 
uns um erneute Stellungnahme zum 
Entwurf des Bebauungsplanes WI 83 
„Westbahnhof“ gebeten. Zu der Planung 
haben wir uns bereits drei Mal schriftlich 
geäußert. In unseren Stellungnahmen 
hatten wir eine direkte Anbindung des 
Gewerbegebietes Büchnerstraße an die 
Münchenstraße gefordert. Zu unserem 
Bedauern plant die Stadt Braunschweig 
jedoch nach wie vor, die Anbindung des 
Gewerbegebietes über einen langwieri-
gen und verwinkelten Anschluss der 
Büchnerstraße an die Broitzemer Straße 
und den Pippelweg bis hin zur Mün-
chenstraße zu realisieren. Unsere Be-
denken zu dieser Anbindungslösung hal-
ten wir unverändert aufrecht. 
 


 
Die Stellungnahme der IHK zur Erschlie-
ßung des Gewerbegebietes, die während 
der Beteiligung der Behörden und sonsti-
ger Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 (2) BauGB einging, ist in Anlage 8 
wiedergegeben und mit einer Stellung-
nahme und einem Vorschlag der Verwal-
tung versehen. 
Der Rat hat am 22. Juni 2010 der im Be-
bauungsplan vorgesehenen Erschließung 
zugestimmt. 


Ihrerseits wurde bestimmt, dass eine 
Stellungnahme aktuell nur zu den geän-
derten oder ergänzten Teilen des Plan-
entwurfs abgegeben werden kann. Ver-
glichen mit dem vorangegangenen Pla-
nungsschritt sind die Planunterlagen im 
Wesentlichen durch Festsetzungen zum 
Lärmschutz ergänzt worden. So wurden 
für die Gewerbegebiete GE 1 bis GE 4 
auf Basis eines schalltechnischen Gut-
achtens immissionsrelevante flächenbe-
zogene Schallleistungspegel (IFSP) fest-
gesetzt. 
 


Zum Zeitpunkt der o. a. Behördenbeteili-
gung lag noch kein Schallgutachten vor. 
Nach Einarbeitung der Festsetzungen 
von Schallschutz wurden die betroffenen 
Stellen erneut beteiligt. 
 


Dabei ist festzustellen, dass die IFSP vor 
allem nahe der Wohnbebauung an der 
Hugo-Luther-Straße sehr niedrig ausfal-


Der Bebauungsplan setzt immissionsre-
levante flächenbezogene Schallleistungs-
pegel (IFSP) fest, wodurch die zulässigen 
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len. Hierdurch wird die Nutzbarkeit der 
Gewerbegrundstücke insbesondere in 
der Nachtzeit deutlich eingeschränkt. Die 
Planbegründung (Seite 55 ff.) zufolge ist 
eine Nutzung in der Nachtzeit im Wesent-
lichen nur innerhalb der Betriebsgebäude 
zulässig. Intensive Fahrverkehre bzw. 
vergleichbare Nutzungen mit Ladevor-
gängen sind nachts auf den Freiflächen 
nicht möglich. Auch tagsüber ist eine 
Nutzung auf den Freiflächen nahe der 
Hugo-Luther-Straße stark eingeschränkt. 


Lärmemmissionen je m² Gewerbegrund-
stücksfläche bestimmt werden. Die Höhe 
der zulässigen Lärmemmissionen be-
stimmt sich aus dem Abstand zur schutz-
bedürftigen Nachbarschaft, insbesondere 
zu den Wohnbauflächen an der Hugo-
Luther-Straße. Das heißt, je größer der 
Abstand der Gewerbeflächen zur Wohn-
bebauung, desto höhere IFSP konnten 
festgesetzt werden. 
 
Diese Festsetzungen können zu den be-
schriebenen Einschränkungen der Nutz-
barkeit der Gewerbeflächen führen, vor 
allem nachts bzw. außerhalb der Be-
triebsgebäude. 
 
Die Festsetzungen und die zu Grunde 
liegenden Berechnungsmethoden erlau-
ben jedoch Abweichungen, wenn im Ein-
zelfall nachgewiesen wird, dass der 
Schallschutz durch geeignete Maßnah-
men sichergestellt werden kann. Insofern 
haben die Betriebe die Möglichkeit, flexi-
bel auf die Anforderung ihres Betriebes 
und die benachbarte Wohnbebauung zu 
reagieren. 
 
Durch die genannten Schallschutzfest-
setzungen kann erreicht werden, dass in 
fast allen Aufpunkten die Orientierungs-
werte der DIN 18005 „Schallschutz im 
Städtebau“ für allgemeine Wohngebiete 
eingehalten werden können. Lediglich auf 
den Wohngrundstücken Hugo-Luther-
Straße 37 und 38 ist trotz der Festset-
zungen mit Überschreitungen von  
1,5 dB(A) tags/nachts zu rechnen. Diese 
Überschreitungen sind hinzunehmen, da 
das Nachbargrundstück Büchnerstraße 2 
sonst in seiner Nutzung noch weiter ein-
geschränkt werden müsste. Insofern wird 
hier im Rahmen des zulässigen Spiel-
raumes den betrieblichen Erfordernissen 
entgegengekommen. 
 


Aus wirtschaftlicher Sicht sind derartig 
scharfe lärmtechnische Restriktionen für 
die Gewerbebetriebe im Gewerbegebiet 
Büchnerstraße abzulehnen. Bereits im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 
1 BauGB hatten wir mit Schreiben vom 


Die Belange der Gewerbetreibenden 
werden durch die Festsetzungen sehr 
wohl berücksichtigt. Die unmittelbare 
Nachbarschaft von Wohnen und Gewer-
be ist historisch gewachsen und ent-
spricht nicht heutigen städtebaulichen 
Standards. Der Bebauungsplan hat dafür 
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11.12.08 darauf gedrängt, dass das Ge-
werbegebiet für die Unternehmen auch 
künftig rund um die Uhr uneingeschränkt 
nutzbar bleiben muss und die ansässigen 
Gewerbebetriebe keinerlei Einschrän-
kungen ihrer Nutzungs- und Entwick-
lungsmöglichkeiten erleiden dürfen. Die-
sen Anforderungen wird die aktuelle Pla-
nung leider in keiner Weise gerecht. 
Vielmehr ist festzustellen, dass die im 
Plangebiet vorhandenen Interessenkon-
flikte einmal mehr zu Lasten der ansässi-
gen Gewerbebetriebe „gelöst“ werden 
sollen. 
  


Sorge zu tragen, dass einerseits die Ge-
werbegebiete durch die Wohnbebauung 
nicht so weit eingeschränkt werden, dass 
keine Betriebsführung mehr möglich ist 
und andererseits gesunde Wohnverhält-
nisse sichergestellt werden. Dabei sind 
die einschlägigen Lärmschutzvorschriften 
zu berücksichtigen. 
 
In den Einwendungen wird verkannt, 
dass die Festsetzungen des Bebauungs-
planes für die Betreiber sogar eine Ver-
besserung gegenüber der Situation ohne 
Bebauungsplan darstellen: Die gegen-
über der Wohnbebauung insgesamt zu-
lässigen Lärmemissionen wurden gerecht 
auf die entsprechenden Gewerbegrund-
stücke verteilt, sodass jedes Grundstück 
die ihm zustehende Emissionen aus-
schöpfen darf. Ohne Bebauungsplan hin-
gegen wäre es möglich, dass ein Betrieb 
bereits so hohe Emmissionen hat, dass 
weitere Betriebe nur noch hinzukommen 
dürfen, wenn sie den Immissionsrichtwert 
der TA Lärm in Höhe von 55 dB(A) 
tags/40 dB(A) nachts um mindestens 6 
dB(A) unterschreiten und somit zu kei-
nem messbaren zusätzlichen Lärmim-
missionen in den Wohngebieten mehr 
führen (sogenanntes „Irrelevanzkriterium“ 
der TA Lärm). Dies würde zu einer Lärm-
kontingentierung nach dem 
„Windhundprinzip“ führen, die nicht im 
Interesse der Betriebe oder der Industrie- 
und Handelskammer sein kann. 
 
Insgesamt unterliegen die Gewerbe-
grundstücke auf Grund der geltenden 
Lärmschutzvorschriften bereits heute oh-
ne Bebauungsplan Beschränkungen; die-
se Beschränkungen werden durch den 
Bebauungsplan nicht verschärft. 
 


Ebenso wie bei der oben erwähnten An-
bindungsproblematik werden bei den 
Festsetzungen zum Immissionsschutz die 
Belange der Wirtschaft gegenüber an-
derweitigen Belangen (hier den Belangen 
der Wohnnutzer, insbesondere an der 
Hugo-Luther-Straße) zurückgestellt. Aus 
Sicht der IHK Braunschweig stellt sich 
daher die gesamte Planung als wenig 
wirtschaftsfreundlich dar. Vonnöten wäre 


Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
zielen insgesamt auf einen gerechten 
Ausgleich der Belange der Wirtschaft mit 
anderen Belangen, z. B. der Wohnbevöl-
kerung, ab. Eine Abmilderung der Lärm-
schutzvorschriften des Bebauungsplanes 
ist nicht möglich, da hierdurch geltende 
Vorschriften verletzt würden. 
Eine Zurückstellung wirtschaftlicher Be-
lange ist nicht zu erkennen. 







- 4 - 
 


unseres Erachtens ein gerechterer Aus-
gleich der unterschiedlichen Nutzerinte-
ressen im Plangebiet. Im Sinne einer an-
gemessenen Berücksichtigung der wirt-
schaftlichen Interessen würden wir es 
sehr begrüßen, wenn noch einmal geprüft 
würde, ob und in welcher Weise die 
scharfen lärmtechnischen Restriktionen 
für die Betriebe im Gewerbegebiet Büch-
nerstraße abgemildert werden können. 


 
 
 
 
 
 
 


 Vorschlag der Verwaltung: 
Der Bebauungsplan wird nicht geändert. 
 


 
 
 





